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Grußwort des Dekans 

Liebe Kommilitoninnen und Kommilitonen, 

Sie haben sich für e in anspruchsvolles Studium an einer klassischen Universität ent­
schieden. Verschiedene Erwägungen mögen Sie dabei geleite t haben - Empfehlun ­
gen, Ranglisten, Ergebnisse Iluer eigenen Nachforschungen im Internet oder vor 
Ort, vielleicht einlach Neugier. Die beiden letzten Punkte sind besonders wIchtIg. 
Empfehlungen beruhen meist auf älteren Erinnerungen, "Rankings" sind oftmals 
me tbodisch zweife lhaft. Eigene Recherche und Inte resse an neuen Erfahrungen 
aber können zu wesentlichen Grundlagen Ihres Studienerfolges werden. 

E ine Juristin oder ein Jurist ist nicht e ine Person, die "Gese tze auswendig lernt" -
und auch nicht Theorien. Sie sollen die Gesetze verstehen , um sie sinnvoll anwenden 
zu können, und zwar auf jeden denkbaren Fall. D azu müssen Sie einiges lernen, 
aber Sie können nicht a lles le rnen , schon gar nicht alles auswendig: Der "Stoff" ist 
potentiell unendlich. Sie müssen ihn nur erschließen können. Es geht also um präzi­
se Sprache und Gedankenfühnlllg, um Methode und System, um Transfer und Refl e­
xion , um kritisches Bewußtsein, soziale und ethjsche SensibilÜät. Es geht um Sie, um 
das, was Sie aus Ihren Möglichkeiten machen. 

E in solches Lernen kann nur als selbständiges ge lingen. Vorlesungen und Arbeitsge­
meinschaften, Bücher, Zeitschriften und e lektronische Medien bie ten wü' Ihnen 
reichlich. Für dieses Angebot geben wir e rheb liche Haushallsmittel und e inen 
großen Teil Ihrer Studiengebühren aus. Erhebliche Summen fli eßen auch in Zusatz­
angebote vor a llem inte rnationaler Ausrichtung, e twa Sprach kurse und Moot Courts, 
de rUl wü' bilden Sie vom ersten Semester an a ls europäische Juristen aus. AJl diese 
Angebote aber sind nicht mehr als Anregungen für Sie. Lernen , üben und vor a llem 
denken können und müssen Sie selbst. 

Daher: Je bewußter Sie sich für Heide lberg entschieden haben, desto besser. Wir bie­
ten ein klassisches juristisches Studium mit Anfänge r- und FortgeschTittenenübung, 
das vernetztes Denken verlangt, nicht Modulwissen. Wir bie ten umfangreiche Aus­
tausch programme, die der neuen Erfahrung wegen wahrgenommen werden wo llen, 
nicht primär zwecks Anerkennung e inzelner Bausteine. Wir bereiten Sie rea listisch 
und intensiv auf e ines der im Ländervergle ich schwierigeren Staa tsexamina vor, 
eines, das jeder Personalchd e inordnen kann. Wir bieten klar konturierte Schwer­
punkte inl Universitätsexamen mit Berufs- und Forschungsperspektiven , für die tra­
ditionell der Name Heidelberg steht. 

Lassen Sie sich nicht entmutigen, wenn in den e rsten Semestern vielleicht nicht a lles 
so läuft wie erwartet - und sicher werden Sie nicht die Noten bekommen, die Sie aus 
der Schule gewohnt sind, denn diese sind juristisch nicht üblich. Sprechen Sie mit 
Ihren Dozenten und Arbeitsgemeinschaftsleite rn , bilde n Sie Arbeitsgruppen , arbei­
ten Sie an Uue r Lerntechnik - und Sie werden sehen, daß die Rech tswissenschaft ein 

Fach ist, das Sie lebenslang fordern und motivieren wird. Jura ist nichts für langwei­
lige und beschränkte Geister. Juristen haben gelernt , durch har te Arbei t aus einem 
Normtext e ine sachgerechte E ntscheidung zu gewinnen. 

Wir freuen uns, daß gerade Sie das gerade bei uns lernen wollen. Sie leben und stu­
dieren in eüler schönen Stadt mit reizvoller Umgebung und mit e inem wissenschaft­
lichen und kulture llen Angebot , um das viele Sie beneiden werden; an einer Fakul­
tät , deren erstes Ziel es ist, die besten Köpfe jeder neuen Studentengeneration anzu­
ziehen - seit Jahrhunderten und auch heute, im 623. Jahr nach der Gründung de r 
ä ltesten Universität im Gebiet der heutigen Bundesrepublik. Herzlich willkommen 
an der Ruperto Carola zu Heidelberg. 

Prof. Dr. Christi an Baldus 
Dekan 

Hinweis der Redaktion 

Dieses von der Juristischen Fakultät vorgelegte Verzeicllllis soll den Studierenden 
e inen ersten Überblick über die im Sommersemester 2009 angebotenen Lehrveran­
staltungen und deren Inhalt verschaffen und ihnen Hinweise für die Vorberei tung 
geben. Das Verzeichnis erhebt keinen Anspruch auf Richtigkeit und Vollständigkeit; 
Änderungen und E rgä nzungen - insbes. bei den Zeit- und Ortsangaben - ble Iben 
vorbehalten. Z u Beginn der Vorlesungszeit werden gegebenenfalls erforderliche 
Änderungen in1 Juristischen Seminar (Eingang neben der Cafeteria) und in de r 
Neuen Universität (Erdgeschoß) angeschl agen werden. 

Immer auf dem neuesten Stand: Nutzen Sie unseren Update-Service! 

Auf der Fakultätshomepage finden Sie unter "S tudium" und dann "Lehrveranstal­
tungen" (http://www.jura-hd.de/lehrveranstaltllngen.html) einen Bereich " Aktuali­
sierung des Kommentierten Vorlesungsverzeichnisses" . Dort können Sie Zusätze 
und Korrekturen zu der von Ihnen erworbenen Druckfassung bequem im pdf­
Format herunterladen, ausd rucken und dem gedruckten Heft beilegen. Damit haben 
Sie immer e inen Überblick über den aktuellen Stand der Dinge. 

Dr. Daniel Kaiser 
Leiter des Prüfungsamts, kaiser@jurs.uni-heidelberg.de 
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Abkürzungsschliissel 

Agasse = Institut für ausländisches und internationales Privat- und Wirtschaftsrecht, 
Augustinergasse 9 (nicht rollstuhlgerecht) 

FrEPI.2 = Institut für geschichtliche Rechtswissenschaft , Institut für deutsches und 
europäisches Gesellschafts- u. Wirtschaftsrecht, Friedrich-Ebert-Platz 2 (nicht roll­
stuhlgerecht) 

HautK = Universitäts-Hautklinik, Voßstr. 2 

HS = Hörsaal 

JurS = J uris tisches Seminar, Friedrich-Ebert -Anlage 6-10 (teilweise rolls tuhlgerech t) 

Lau = Manfred-Lautenschläger-Hörsaal , Juristisches Seminar, Friedrich-Ebert­
Anlage 6-10 

LSF = "Lehre, Studium und Forschung. Das Online-Vorlesungsverzeichnis der Uni­
versität: http://lsf.uni-heidelberg.de 

MPI = Max-Planck-Institut für ausländisches öffent liches Recht und Völkerrecht, 
Im Neuenheimer Feld 535 (rollstuh lgerecht) 

NUni = Neue Universität, Universitätsplatz 

SB = Schwerpunktbereich 

st = sine tempore = Beginn zur vollen Stunde 

ÜR = Übungsraum 

ZSL = Zentrales Sprachlabor 

Impressum: 

Herausgeber: Der Dekan der Juristischen Fakultät 

Verlag: 
Anzeigen: 
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EINFÜHRUNG IN DIE RECHTSWISSENSCHAFT 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Uhrzeit und Ort: 

Zeit: 

Pflichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Einführung in die Rechtswissenschaft , 1st. , verblockt 

Prof. Dr. KÜ'ste 

Mo-Do 09.00-13.00 Uhr NUni HS 13 

06.-09.04.2009 

1. Semester 

keine 

Kommentar: Die Vorlesung "Einführung in die Rechtswissenschaft" soll einen 
Überblick darüber geben, inwiefern die Jurisprudenz eine Wissenschaft ist, welche 
Teildisziplinen zu ihr gehören, die Tätigkeitsbereiche der Rechtspraxis vorstellen 
und Aspekte E thik des juristischen Berufs vorstellen. Hierzu werden auch juristische 
Praktiker in die Vorlesung eingeladen, die über ilu-e Tätigkeit berichten . 

Literaturhinweise: werden gesondert ausgegeben. 

GRUNDLAGENVERANSTALTUNGEN 

(Veranstaltungen gern. § 3 Abs. 1 JAPrO und sonstige Veranstaltungen 
mit Grundlagenbezug) 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Staatskirchenrecht, 2st. 

Prof. Dr. Winter 

Mo 11.00-13.00 Uhr 

20.04.2009 

NUni HS 3 

Ergänzungsveranstaltung: Schwerpunktbereich 3 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

ab 5. Semester 

Keine. Interesse an historischen und theo logischen Fra­
geste llungen sollte vorhanden sein. 

Kommentar: Neben der Darstellung de r grundSätzlichen Beziehungen zwischen 
dem Staa t und den Religionsgemeinschaften in historischer, juristischer und theolo­
gischer Sicht widmet sich die Vorlesung in erste r Linie aktuellen Problemen des gel­
tenden Staatskü'chenrechts der Bundesrepublik Deutschl and unter besonderer 
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Berücksichtigung der europäischen Entwicklung. Behandelt werden vor allem Fra­
gen der Religionsfreiheit, des R eligionsunterrichts an öffentlichen Schulen und der 
institutione llen Beziehungen des Staates zu den Religionsgemeinschaften e insch­
ließlich des diakonischen Bereichs von Caritas und Diakonie. E ine Hausarbeit im 
Schwerpunktbereich 3 ist möglich. 

Literaturhinweise: Bernd Jeand 'Heur / Stefan Korioth, Grundzüge des Staatskir­
chenrechts, Stuttgart 2000; Jörg Winter, Staatskirchenrecht der Bundesrepublik 
Deutschland . Eine Einführung mit kirchenrechtlichen Exkursen. Neuwied 2001; 
Michael Heinig (Hrsg.) Fälle und Lösungen zum Staatskirchenrecht, Stuttgart u.a. 
2005; Axel v. Campenhausen/Heinrich de Wall , Staatskirchenrecht, 4. Auf!. München 
2006; Gerh3l'd Czermak / Eric Hilgendorf, Religions- und Weltanschauungsrecht, 
Berlin , Heidelberg 2008 

Sonstige Hinweise: Die Vorlesung ist Teil des Lehrangebots der Juristischen Fakultät 
aber für alle interessierten Hörerinnen und Hörer auch anderer Fachrichtungen 
offen. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Pflichtveranstaltung: 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Deutsche Rechtsgeschichte, 2st. 

Prof. Dr. Schroeder 

Mi 16.00-18.00 Uhr Heuscheuer II 

15.04.2009 

Möglichkeit zum E rwerb e ines Grundlagenscheins 

1./2. Semester 

Historisches Basiswissen 

Kommentar: Das Kolleg führt von der fränkisch-germanischen E poche über die 
Hauptstrecke des Mittelalters bis in die Neuzeit, wobei die Grundlagen der Verfas­
sung, der Rechtsbildung und des Rechtsgangs vorgeste llt werden. Aufgabe der Vor­
lesung ist es insbesondere, den historischen Wurzeln der deutschen Rechtsentwick­
lung im europäischen Rahmen nachzuspüren und gle ichzeitig hervorzuheben, wi e 
selu- die Gegenwart der Vergangenheit verpflichtet ist. 

Literaturhinweise: Laufs, Adolf: Rechtsentwicklungen in Deutschland , 6. Auf!. 2006; 
Schroeder, Klaus-Peter: Vom Sachsenspiegel zum Grundgesetz - E ine deutsche 
Rechtsgeschichte in Lebensbildern, 2001. 
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Lehrveranstaltung: 

Dozenten: 

Zeit und Ort: 

Exegese in der Europäischen Privatrechtsgeschichte, 2st. 

Dr. Andreas Deutsch, Leiter der Forschungsstelle Deut­
sches Rechtswörterbuch, Heidelberger Akademie der 
Wissenschaften 

drei Einführungsveranstaltungen ab 21. April, dienstags 
um 17 Uhr C.t. im Institut für geschichtliche Rechtswissen­
schaft, Friedrich-Ebert-Platz 2, 69117 Heidelberg, Raum 
016; abschließende Blockveranstaltung zum Ende der Vor­
lesungszeit nach Absprache in der Veranstaltung. 

Schwerpunktveranstaltung (SPB 1) I ErgänzungsveranstaItung 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

VorkeImtnisse: Vorkenntnisse im geltenden Bürgerlichen Recht und in der Deut­
schen Rechtsgeschichte (Grundlagenveranstaltung) sind erforderlich. 
Studienarbeitskandidaten sollten ferner i.d.R. die Schwerpunkt-Veranstaltungen 
"Deutsche und Europäische Kodifikationsgeschichte" und "Römisches Privatrecht" 
besucht haben sowie an einer Arbeitsgemeinschaft in der Europäischen Privat­
rechtsgeschichte teilgenommen haben bzw. begleitend daran teilnehmen. Weitere 
Informationen auf der Hornepage des Instituts für geschichtliche Rechtswissen­
schaft, Germanistische Abteilung. 

Kommentar: Gegenstand der Veranstaltung sind ausgewählte privatrechtliche Texte 
aus deutschsprachigen Rechtsbüchern des sog. "Rezeptionszeit", insb. aus dem Klag­
spiegel (verfasst um 1436) und dem Laienspiegel (Erstdruck 1509) , wobei auf Be­
züge zum aktuellen Recht besonderer Wert gelegt wird. Mit der Vermittlung des 
Instrumentariums zur Auslegung historischer Rechtstexte soll zugleich der Blick auf 
das heutige Recht geschärft werden. 

Die drei Einführungsstunden dienen der Stoffvermittlung, namentlich in Bezug auf 
die Erstellung einer Exegese (diesbezüglich sind also keine Vorkenntnisse erforder­
lich!). In der Blocksitzung werden die Studierenden dann Gelegenheit haben, die 
erlernten Techniken anzuwenden. 

Literaturhinweise: erfolgen in der Veranstaltung 

Sonstige Hinweise: Anmeldung erfolgt spätestens in der ersten Einführungsstunde 
(s.o.) . Nach den Einführungsveranstaltungen besteht während der Vorlesungszeit die 
Mögl.ichkeit, eine Exegese anzufertigen; die Erteilung eines Seminarscheins setzt 
außerdem einen mündlichen Vortrag voraus. In der vorlesungsfreien Zeit wird eine 
(weitere) Exegese als vierwöchige Studienarbeit im Schwerpunktbereich 1 
("Europäische Privatrechtsgeschichte") angeboten. 
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Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Rechtsphilosophie, 2st. 

Prof. Dr. Brugger 

Mi 11.00-13.00 

22.04.2009 

NUni HS 13 

Grundlagenveranstaltung 

Zielgruppe: Ab 1. Semester 

Vorkenntnisse: Erwünscht , aber nicht erfordert 

Kommentar: Die Vorlesung klärt den Begriff des Rechts und diskutiert die wichtigs­

ten Legitimationstheorien von Recht, auch anhand praktischer Beispiele 

Literaturhinweise: Sind in der genaueren Ankündigung enthalten, die rechtzeitig vor 
dem Semester in das Online-Verzeichnis der Jur. Fakultät "LSF" sowie in die Home­

page des Lehrstuhle (www.brugger-uni-hd .de) eingestellt werden. 

Sonstige Hinweise: Es besteht die Möglichkeit zum Erwerb eines Grundlagenschei­
nes über eine erfolgreiche Klausur, die am Ende des Semesters angeboten wird . Für 
Magister- und E-rasmus-Studenten wird eine mündliche Prüfung zum Semesterende 
angeboten. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Deutsche und Europäische Kodifikationsgeschicbte, 2st. 

Prof. Dr. Hattenbauer 

Mo 14.00-16.00 Institut für Geschichtliche Rechts­
wissenschaft , Friedrich-Ebert -Pla tz 2, 

Seminarra um 009 

20.04.2009 

SchwerpunktveranstaItung SPB 1, ErgänzllngsveranstaItung 

Zielgruppe: ab 4. Semester 

Vorkenntnisse: Überblick über das BGB 

Kommentar: Gegenstand ist die Entwicklung der deutschen und europäischen Pri­
vatrechtsordnungen von der Rezeption des römisch-kanonischen Rechts über die 
großen Kodifikationen bis zur Europäisierung des Privatrechts. 

Literaturhimveise: erfolgen in der Vorlesung. 
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Sonstige Hinweise: Ein Grundlagenschein kann nicht erworben werden. Die Veran­
staltung ende t am Samstag, den 27. Juni 2009, mit einer ga nztägigen Blockveransta l­

tung. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Z eit und Ort: 

Beginn: 

Römisches Recht, 2st. 

Prof. DI. Baldus 

Do 11 .00-13.00, 

16.04.2009 

NUni HS 13 (Beginn s. l.! ) 

P Oichtveranstaltung I E rgänzungsveranstaItung I SchwerpunktveranstaItung (SB 1) 

Z ielgruppe: 1.1 2. Semester 

Vorkenntnisse: keine (lateinische Begri ffe werden erklärt) 

Kommentar: D er Kurs verbinde t ausgewählte E lemente des römischen Priva trechts 
(sog. Innere Rechtsgeschichte, hier: E igentum, Vertrag) mit einer Einführung in die 
geschichtlichen Voraussetzungen, unter denen das römische R echt entstanden ist 
(sog. Äußere R echtsgeschichte einschließlich des Prozeßrechts) . E ine Gliede rung 
wird auf de r Institutshomepage veröffentlicht (www.rechtsgeschicbte.uni-hd .de). 

Literaturhinweise: Manthe, Geschichte des römischen Rechts, 3. Aufl. München 
2007; Meder, R echtsgeschichte, 3. Aufl. Köln 2008; Liebs, R ömisches Recht , 6. Aufl. 
Göttingen 2004. 

Sonstige Hinweise: 1. E in Leistungsnachweis nach §§ 9 11 NI. 2, 3 I 2 JAPrO 2002 
(sog. Grundlage nschein) kann im Wege e ine r K lausur am E nde der Vorlesungszeit 
(voraussichtlich am 27.7.2009) erworben werden. Anmeldung ist zwingend erforder­
lich (nur möglich am 18.6. und am 25.6.2009, jewe ils nach der Vorlesung im H örsaal). 
2. ERASMUS-Studenten: Die Veranstaltung kombinie rt E lemente aus Stori a und 
Istituzioni di diritto romano. Prüfungsmodus: nur Teilnahme an der allgemeinen 
Kl ausur möglich. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Z eit und Ort: 

Beginn: 

Digestenexegese, 2st. (zugle ich Prüfungsseminar) 

Prof. DI. Baldus 

Di 11.00-13.00 IG R (Beginn s.l.! ) 

14.04.2009 

SchwerpunktveranstaItung im SPB I 

Z ielgruppe: ab 5. Semeste r 
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~ Als Abo·Prämie · lür das Jahresabonnement wahle kh (abrulbar unler \'A'A·/.degruyter.de/juraabopraemien): 

~ ... ~ .,...... JU RA- Kartei CD· ROM 2008 Fachbuch Nr. . USB·Slick Messenger Bag 

" ..... ~" 
~ Ort. Dalum. UnIerschrift 

Name 

Straße. Haus-Nr. 

PLZ, Ort 

Matrlkelnr. Hochschule 

Telefon 

. Versandkos-Ien € 16,80 im Inland lI Versandkosten € 3.- im Inland 
>' Wenn Sie nicht bis zwei Wochen nach Erhalt des dritten Heftes abbestellen, 

erhalten Sie JURA nach Ablauf des Teslabos weiter zum günstigen Abopreis für 
Studenten. 

' Ih re Prämie versenden wir nach Bezahlung des Abos. 
PfeisAnderungen vOf~h.J1ten. 



Vorkenntnisse: Grundkenntnisse des geltenden Erbrechts und des römi­
schen Rechts; Rechtsvergleichung hilfreich . 

S d · d ' S hwerpunktbereich Kommentar: Die Veranstaltung richte t sicb an tu leren e Im c . 
., .' b d ' I t an der Rechtsgeschlch-1. (Studierende Im Grundstudlllm mit eson elem n eresse. . ..' " 

te sind selbstverständlich willkommen.) Sie vertieft Kennt\1lsse Im Romlscl~en Pl\­
vatrecht, namentlich im Erbrecbt, anhand römiscber Quellen. Grundkennt\1lsse aus 
der Grundlagenvorlesung Römjscbes Recbt und im geltenden Erbrecht werden vor-

ausgesetzt. . . 
Die Struktur des Corpus ll/ris Civilis wird kurz wiederholt und vertieft. Eme aus-
führliche Ei.nleitung in die Quellentexte findet parallel in der Exegese-AG statt. 
Der inhaltliche Schwerpunkt der Exegese Liegt bei Fragen der Nachlaßverwa1tung. 
Die römischen Fälle werden erläutert und vergleichend zum heute geltenden Recht 

besprochen. 

Literaturhinweise: Wesei, Die Hausarbeit in der Digestenexegese, 3. Aufl. Beltin 
1989; Kaser/Knütel, Römisches Privatrecbt, 19. Auf! . München 2008; Süß (Hrsg.), 
Erbrecht in Europa, 2. Aufl. Bonn 2008; weite re in der Vorlesung. 
Zur Wiederholung der Vorkenntnisse: Manthe, Geschichte des römischen Re~ht~ , 
3. AuEI. München 2007; Meder, Rechtsgeschichte, 3. Aut! . Köln 2008; Liebs, Ronu­
sches Recht, 6. Aun. Göttingen 2004. 

Sonstige Hinweise: Für Teilnehmer, die alle Fortgeschrittenenübungen erfolgreich 
absolviert haben, besteht Gelegenheit zur Anfertigung einer rechtshistorischen oder 
rechtsvergleichenden Studienarbeit. Für die rechtshistorischen Themen sind Kennt­
russe des Lateinischen erforderlich, für die rechtsvergle ichenden je nach untersucb­
tel' Rechtsordnung solche ei.ner lebenden romanischen Sprache. Die Studienarbeiten 
werden nach Ende der Vorlesungszeit ausgegeben. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

AG zur Europäischen Privatrechtsgeschichte -
Digestenexegese,2st. 

Susanne Treiber 

Mo 17,30-19.30 Uhr 

20.04.2009 

IGR, Friedrich-Ebert-Platz 2, 
Raum 016 

ErgänzungsveranstaItung Schwerpunkt bereich 1 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 
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ab 5. Semester; bei entsprechender Vorbereitung sind auch 
jüngere Semester willkommen. 

Grundvorlesung Römisches Recht; möglichst auch Römi­
sches Privatrecht; Zivilrecht. 

Kommentar: Die AG soll in Anknüpfung an die Grundvorlesung einen Zugang zu 
den römisch-rechtlichen Quellen vermitteln . Die für das Textverständnis erforderli­
chen romanistischen Grundlagen sollen wiederholt und vertieft werden . Anband 
ausgewählter Quellentexte sollen der Umgang mit den spezifischen Hilfsmitteln der 
Rechtsromanisten (Wörterbücher, Lexika e tc.), di e Litera turrecherche und deren 
Auswertung geübt werden. 

Literaturhinweise: Uwe Wesei, Die Hausarbeit in der Digestenexegese, 3. Aufl. Mün­
chen 1989; Max Kaser/Rolf Knütel, Römisches Privatrecht, 19. Aufl. München 2008. 

Weitere (namentlich zur Technik der Exegese) in der ersten Stunde. 

Sonstige Hinweise: Bitte Anmeldung bis zum 01.04.09 (treiber@igr.uni-heidelberg. 
de). Die AG findet begleitend und vorbereitend zur Vorlesung "Digestenexegese" 
(Prof. Dr. Baldus) statt , steht aber a llen Studierenden des Schwerpunktbereichs 1 
offen. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Methodenlehre, 2st. , 14tägig 

Prof. Dr. Kirste 

Di 16.00-18.00 UIll' NUni HS 15 
Die Vorlesung findet in der ersten Semesterhälfte 
2-wöchig sta tt , dafür ab 16.06. wöchentlich 4-stündig. 

21.04.2009 

ErgänzungsveranstaItullg, SchwerpullktbereichsveranstaItullg (SB 4) 

Zielgruppe: ab 1. Semester 

Vorkenntnisse: keine 

Kommentar: Die Vorlesung Methodenlehre führt in die Arbeitstechniken sowohl 
des praktischen Juristen als auch des Wissenschaftlers und Studenten ein. Diese 
Arbeitstechnik ist die Interpreta tion von Texten. Anders als andere Wissenschaften 
bringt der Jurist den Gegenstand , den er e rkennen will als Gesetzgeber, Verwal­
tungsbeamter, Richter und Anwalt selbst hervor. Auch die Interpretation oder das 
Verstehen muß hier a ls anders verlaufen als in anderen Wissenschaften. Die Vorle­
sung Methodenlehre führt in die Arbeitstechniken sowohl des praktischen Juristen 
als auch des Wissenschaftlers und Studenten ein . Diese Arbeitstechnik ist die Inter­
pretation von Texten. Anders als andere Wissenschaften bringt der Jurist den Gegen­
stand , den er erkennen will als Gesetzgeber, Verwaltungsbeamter, Richter und 
Anwalt se lbst hervor. Auch die Interpre tation oder das Verstehen muß hier als 
anders verlaufen als in anderen Wissenschaften. 
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Zeitplan: 

1. Stunde, 

2. Stunde, 

3. Stunde, 

4 . Stunde, 

5. Stunde, 

6. Stunde, 

7. Stunde, 

8. Stunde, 

9. Stunde, 

Di. , 21.4.2009 

Di., 05 .05.2009 

Di. , 19.05.2009 

Di .,16.06.2009 

Di .,16.06.2009 

Di ., 23.06.2009 

Di. , 23 .06 .2009 

Di ., 30.06.2009 

Di. , 30.06.2009 

Me thode nlehre als Te il der R echtswissenschaft 

Me thoden der R echtspraxis und Me thoden der R echts­

wissenschaft 

R echtliche M e thode nanwe isungen 

Grundsä tze der Auslegung I: Subjektive oder objektive 

Auslegung 

Grundsätze der Auslegung II: Wortlaut , grammatische 

Auslegung 

Grundsätze de r Auslegung III: Systematische, logische 

Auslegung I 
Grundsätze de r Auslegung III: Syste matische, logische 

Auslegung TI 
Grundsä tze der Auslegung IV: Historische A uslegung I : 

D ogm e ngeschichtliche Auslegung 

Grundsätze de r Auslegung IV: His torische A uslegung I : 

Historisch-gene tische Auslegung II 
10. Stunde, Di. , 30.06.2009 Grundsä tze der Auslegung V: Die Auslegung nach Sinn 

und Zweck (te leologische Auslegung) 

11 . Stunde, Di ., 07 .07 .2009 Grundsä tze de r Auslegung VI: Kontextuelle Auslegung 
und Ve rh ältnis der Grundsätze zueinander 

12. Stunde, Di ., 07 .07.2009 Auslegungsspie lräume 

13. Stunde, Di ., 14.07 .2009 R echtsfortbildung I: Die Lücke 

14. Stunde, Di ., 14.07 .2009 R ecbtsfortbildun g II: Me thode n zur Lückenschließung 

15. Stunde, Di .,21.07.2009 R echtsfortbiJdun g gegen d as G esetz? 

Lite ra turhinweise: 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

e rfo lgt auf gesonderte r Li te raturliste 

R echtsvergle ichung, 1st. 

N.N. 

Do 18 c.t.-20.30 Uhr JurSem La utenschläger-Hörsaa l 
am 23 .04.2009 ab 19 Uhr! 

16.04.2009, da nn wöchentli ch bis e inschl. 14.05.2009 

ErgänzungsveranstaItung I SchwerpunktbereichesveranstaItung (SBe 6,7, 8a) 

Z ielgruppe: a lle Semeste r 

Vorkenntnisse: ke ine 
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Maßgeschneiderte 
Informationen: 

1I'1I'1V. l1Iohr.de 

Grundgesetz Wolfgang Brehm / 
Textausgabe mit sämtlichen Christi an Berger 
Änderungen und andere Texte Sachenrecht 
zum deutschen und europäi- 2., überarb. A. 2006. xx,\''V, 561 S. 
sehen Verfassungsrecht (MLB).ISBN 978-3-16- 1489 15-0 

Hrsg. u. einge!. v. Horst Dreier BI' € 24,-

u. Fabian Wittreck 

3., durchges. u. akt. A. 2008. 
Dietel' Leipold 

XXV II , 729 S. ISBN 978-3- 16- Erbrecht 
149783-4 !BI' € 12,- Grundzüge mit Fällen und 

Kontrollfragen 
Geistiges Eigentum 17. A. 2009. Ca. 380 S. (MLB). 
Vorschriftensammlung zum ISBN 978-3- 16- 149846-6 BI' 

gewerblichen Rechtsschutz, ca. € 20,- (März) 

Urheberrecht und 
Wettbewerbsrecht Barbara Grunewald 

Hrsg. v. Florian Mächtel, Gesellschaftsrecht 

Ralf Uhrich u. Achim Förster, 7., vollst. überarb. A. 2008. XXI, 

in Zus.-Arb. m. dem DFG- 452 S. (MLB). ISBN 978-3-1 6-

Graduiertenkolleg »Geistiges 
149788-9 BI' € 25,-

Eigentum und Gemeinfrei-
Haimo Schack 

heit« an der Uni Bayreuth Urheber- und 
2008. X, 745 S. ISBN 978-3- 16- Urhebervertragsreeht 
149801 -5 !B I' € 21,-

4., neu bea rb. A. 2007. XXX, 678 S. 
(M LB). ISBN 978-3- 16- 149489-5 

Dieter Leipold BI' € 39,-
BGB I: Einführung und 
Allgemeiner Teil lan Kropholler 
Ein Lehrbuch mit Fällen und Internationales Privatrecht 
Kontrollfragen einschließlich der Grund-
5., neubearb. A. 2008. XXII, 533 S. begriffe des Internationalen 
(MLB) . ISBN 978-3- 16- 149787-2 Zivilverfahrensrechts 
BI' € 26,-

6., neubearb. A. 2006. XLII , 742 S. 

Peter Schlechtriem / 
(MLB). ISBN 978-3- 16- 148923-5 
!BI' € 39,-

Martin Schmidt -Kessel 
Schuldrecht Bitte fo rdem Sie III/ seren 
Besonderer Teil aktllellel/ Mohr Lehrbllch-
7. A. 2009. Ca. 500 Seiten (MLB). Prospekt 1111. 
ISBN 978-3- 16- 149046-0 BI' 
ca. € 25,- (Mä rz) 

~ 
Mohr Siebeck ::::.;.;t! 

I,','. Tübingen 

~ 
info@mohr.de 
www.mohr. de 



Kommentar: Die Vorlesung führt fächerübergreifend in die Rechtsve rgleichung e in . 
Sie versteht sich als methodenorientierte Grundlagenvorlesung, bei der nicht die 
Vermittlung des Rechtsstoffs, sondern die Theorie des Umgangs mit dem fremden 

R echt im Vordergrund steht. 

Literaturhinweise: in der Vorlesung 

Sonstige Hinweise: Vgl. auch die Ankündigung des Seminars "R echtsvergle ichung 

im Steue rrecht", das auf dieser Vorlesung aufbaut. 

ZIVILRECHT UND ZIVILVERFAHRENSRECHT 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Pflichtverallstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Grundkurs Zivilrecht I, 5s!. 

PD Dr. Piekenbrock 

Mo 10.00-13.00 Uhr 
Di 09.00-11.00 Uhr 

14.04.2009 

1. Semester 

keine 

NUlli HS 10 
NUni HS 10 

Konm1entar: Die Veranstaltung stellt den e rsten Teil des e injährigen Grundkurses im 
Zivilrecht dar. E r dient der Einführung in das System des Bürgerlichen R echts und 
dabei insbesonde re der ersten drei Bücher de r BGB. Gegenstand der Ve ransta ltung 
sind auch di e me thodischen Grundlagen de r R echtsanwendung. Schwerpunkt des 

ersten Semesters ist die R echtsgeschäftsl ehre. 

Literaturhinweise: Werden zu Beginl1 der Veranstaltung bekannt gegeben. 

Sonstige Hinweise: Parallel zum Grundkurs werden von den Assistenten der Fakul­
tät zum Erlernen der juristischen Fallprüfungstechnik Arbeitsgemeinschaften ange­
boten. Die Teilnahme hieran ist unerlässlich . D as gilt insbesondere auch für ERAS­
MUS und LL.M.-Studierende im Hinblick auf die am Ende des Semesters angebo­

tene Abschlussklausur. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 
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Grundkurs Zivilrecht Il , 3st. 

Prof. Dr. Kronke 

Mo 11.00-13.00 Uhr 
Di 08.00-09.00 Uhr 

14.04.2009 

NUni HS 13 
NUni HS 13 

Klausurvorbereitung. 

Fälle und Lösungen 
zum Allgemeinen 
Verwaltu ngsrecht 
einsch I ießI ich Staatshaftu ngsrecht 

von Professor Dr. )oachim Englisch und 
Anna S. Cryns LL.M ., Wiss. Mitarbeiterin 

2008,200 Seiten, € 18,60 

Reihe »Studienprogramm Recht« 

ISBN 978-3-415-04055-7 

lfAN-BAPTlSTE AfOlftRf (l6lZ-/67J) 

Hudierte ab 1640 die Recllte in Or/t!ans 

Die Sammlung von Fällen und Übersichten wendet sich vor allem 
an Studierende im Grundstudium. Die 28 Fälle mit lösungen sind 
in neun Lerneinheiten aufgeteilt, die eine klare Zuordnung zu den 
entsprechenden Vorlesungs- oder Lehrbuchabschnitten erlauben . 
Dabei steigern sich die Fälle in ihrer Komplexität graduell bis hin 
zur Bewältigung umfangreicher Klausuraufgabe n. Auf diese Weise 
wird der Bearbeiter schrittweise an die Beherrschung des Gutach­
tenstils herangeführt. 

Die im Anhang enthaltenen Übersichten vermitteln die elementa­
ren Prüfungsstrukturen des Allgemeinen Verwaltungsrechts in 
anschaulicher Weise und bieten dem Benutze r eine an der Klau­
surlösung orientierte Zuordnung von Meinungsstreitigkeiten. Auf 
die Übersichten kann daher auch im weiteren Studienverlauf mit 
Gewinn zurückgegriffen werden, da sie sich insbesondere zur kon­
zentrierten Wiederholung des relevanten Stoffes vor dem Ersten 
oder Zweiten Staatsexamen eignen. 

@IBOORBERG Zu beziehen bei Ihrer Buchhandlung. 

RICHARD BOORBERG VERLAG GmbH & Co KG 
Stuttgart . München· Hannover 
Berlin . Weimar · Dresden 
Internet: www.boorberg.de 



POichtveranstaItung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

2. Semester 

Inhalte des "Grundkurs Zivilrecht I" 

Kommentar: Der Schwerpunkt wird auf dem allgemeinen Schuldrecht sowi e dem 
Recht der Schuldverträge liegen. Die in der Vorlesung behandelten Themen können 
auch Gegenstand schriftlicher Arbeiten in der Anfängerübung sein . 

Literaturhinweise: In der Veranstaltung 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

POichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vertiefung im Schuldrecht, 4st. 

Prof. Dr. Hattenhauer 
(1. Semesterhälfte: 16.04.-04.06.2009) 

Do 11.00-13.00 NUni HS 15 
Do 14.00-16.00 NUni HS 05 

15.04.2009 

3. Semester 

Vorkenntnisse: Grundkurs im Zivilrecht I und II 

Kommentar: Die Veranstaltung dient der Wiederholung und Vertiefung ausgewähl­
ter Probleme des allgemeinen und besonde ren Schuldrechts (vertragliche Schuld­
verhältnisse) anhand umfangreicherer Fälle. 

Literaturhinweise: erfolgen in der Veranstaltung 

Sonstige Hinweise: Den zweiten Teil der Veranstaltung (gesetzliche Schuldverhält­
nisse) hält Prof. Dr. Dr. h.c. E bke in der 2. Semesterhälfte (ab 10.06.2009) . 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

POichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Vertiefun g im Schuldrecht, 4st. 

Prof. Dr. Dr. h.c. E bke (2. SemesterbäLfte: ab 10.06.2009) 

Mi 08.00-12.00 NU ni HS 15 

15.04.2009 

3. Semester 

Grundkurs in Zivilrecht I und II 

Kommentar: Die Veranstaltung dient der Wiederholung und Vertiefung ausgewähl­
ter Probleme des allgemeinen und besonderen Schuldrechts (vertragliche Schuld­
verhältnisse) anhand umfangreicherer Fälle. 
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Literaturhinweise: E ine Literaturliste und die Vorlesungsübersicht sind auf der 
Homepage des Dozenten (www.igw.uni-heidelberg.de) abrufbar. 

Sonstige Hinweise: Von den Studierenden wird erwartet, dass sie vorbereitet in die 
Lehrveranstaltung kommen. Eine Kursübersicht findet sich auf der Homepage des 
Dozenten (www.igw.uni-heidelberg.de). 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

pOichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Mobiliarsachenrecht, 2st. 

Prof. Dr. Lobinger 

Mo 15.00-17.00 UIll" 

20.04.2009 

3. Semester 

He uscheuer II 

Grund kurs Zivilrecht, kleiner BGB-Schein 

Kommentar: Das Sachenrecht ist Teil des Bürgerlichen Vermöge nsrechts und find et 
sicb im 3. Buch des BGB. Seine Regelungen betreffen neben dem Besitz im Kern 
drei Fragen: Welche A rten absolu ter subjektiver Rechte können an Sachen beste­
hen? Wie erfolgt die Zuordnung/Übertragung dieser Rechte? Welche Ansprüche 
ermöglichen ggf. die Durchsetzung dieser Rechte? Auf der Basis der bereits im 
Grund kurs ZR I + II erworbenen Kenntnisse sollen diese Fragen in der Vorlesung 
vertieft werden. 

Li teraturhinweise: In der Veranstaltung. 

Sonstige Hinweise: Die für das vierte Semester vorgesehene Vorlesung Immobiliar­
sachemecht baut auf die Vorlesung Mobili arsachenrecht auf. E in paralleler Besuch 
der Veranstaltungen macht daher wenig Sinn. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Pflichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Literaturhinweise: 

Immobiliarsachenrecht,2st. 

Dr. Luther 

Mi 14.00-16.00 Uhr 

15.04.2009 

4. Semester 

NU ni HS 10 

Baur/Stürner: Sachenrecht ; Wolf/Wellenhofer: Sachenrecht. 
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Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Familien- und Erbrecht, 2st. 

Prof. Dr. Dr. h.c. Ebke 

Di 15.00-17.00 NUniHS 10 

Beginn: 14.04.2009 

Ergänzungsveranstaltung 

Zielgruppe: 5. Semester 

Vorkenntnisse: Erstes bis drittes Buch des BGB 

Kommentar: Die Lehrveranstaltung will den Studierenden einen problemorientier­
ten Zugang zu den Grundlagen des Familien- und Erbrechts vermitteln. Die ein­
schlägigen Normen, Normenzusammenhänge, Methoden, die Rechtsprechung und 
die wissenschaftliche Dogmatik werden nicht nur als Lehrgegenstände verstanden, 
sondern kommen in Problernzusammenhängen zur Sprache. 

Literaturhinweise: Eine Literaturliste und die Vorlesungsübersicht sind auf der 
Homepage des Dozenten (www.igw.uni-heidelberg.de) abrufbar. 

Sonstige Hinweise: Von den Studierenden wird erwartet, dass sie vorbereitet in die 
Lehrveranstaltung kommen. Eine Kursübersicht findet sich auf der Homepage des 
Dozen ten ( www.igw.uni-heidelberg.de ). 

Lehrveranstaltnng: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Rechtsgestaltung im Familien- und Erbrecht , 2st. 

Justizrat Jörg Schaefer 

Do 17.00-19.00 Uhr 

16.04.2009 

NUni HS04a 

Ergänzungsveranstalhmg/Schwerpunktbereich (SB 1) 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Vorkenntnisse im Familien- und Erbrecht erwünscht, aber 
nicht erforderlich 

Kommentar: Die Vorlesung führt in die Arbeitsweise des Vertragsjuristen (Notar/ 
Vertragsanwalt) ein. Sie gehört zum Schwerpunktbereich 1 (Rechtspflege und 
Rechtsgestaltung mit besonderer Berücksichtigung des Zivilrechts einschließlich 
seiner internationalen Bezüge). Erläutert werden die Technik der Vertragsgestaltung 
anhand der Gestaltung von Eheverträgen, Scheidungsvereinbarungen, Testamenten 
und Erbverträgen. 

Literaturhinweise: Langenfeld , Der Ehevertrag, 11. Aufl . 2004; Langenfeld, Hand­
buch der Eheverträge und Scheidungsvereinbarungen, 5. Aufl. 2005; Münch, Ehe-
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bezogene Rechtsgeschäfte, 2. Aufl. 2007; Weirich, Erben und Vererben, 5. Aufl. 2004; 
Langenfeld, Testamentsgestaltung, 3. Aufl. 2002; Nieder/Kösinger, Handbuch der 
Testamentsgestaltung, 2008 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Zwangsvollstreckungsrecht , 2st. 

PD Dr. Piekenbrock 

Mi 11.00-13.00 Uhr 

15.04.2009 

NUni HS 14 

Pflichtveranstaltung/Schwerpunktbel'eichsveranstaltullg (SB 7) 

Zielgruppe: 5. und 6. Semester 

Vorkenntnisse: Gute Grundkenntn isse im Zivilprozessrecht (Erkenntnisverfahren) 
und im Sachenrecht. 

Kommentar: Die Veranstaltung stellt die Fortsetzung der Vorlesung zum Erkennt­
nisverfahren aus dem Wintersemester dar und hat im Wesentlichen das 8. Buch der 
ZPO sowie das ZVG zum Gegenstand. Im Mittelpunkt stehen die Voraussetzungen 
der Zwangsvollstreckung, die einzelnen Vollstreckungsarten und das Rechtsbehelfs­
system. 

Literaturhinweise: Werden zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 

Sonstige Hinweise: Die Veranstaltung führt den Stoff anhand von Fallbeispielen ein , 
deren Vor- und Nachbereitung dringend empfohlen wird. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Ergänzungsveranstaltung 

Kunsl- und Urheberrecht , 1st. 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Erik Jayme 

Di 12.00-13.00 Uhr NUni HS 04a 

14.04.2009 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Schuldrecht; erwünscht: IPR und Europarecht I 

KOIllmentar: Nach einer Einführung in die Quellen und Grundprinzipien des Kunst­
und Urheberrechts werden ausgewählte aktuelle Fragen exemplarisch behandelt . 

Literaturhinweise: Rehbinder, Manfred, Urheberecht, 15. Auflage 2008; Textaus­
gabe: Dtv "Urheber- und Verlagsrecht" (11. Auflage 2008). 

Sonstige Hinweise: Zu jeder Vorlesungsstunde wil'd ein Skriptum ausgegeben. 
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LehrveranstaItung: Einführung in das Zivilrecht (für Nebenfachstudierende), 
3st. 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Dr. Luther 

Mo 16.00-19.00 Uhr 

20.04.2009 

PllichtveranstaItung für Nebenfachstudierende 

NUnj HS 3 

Zielgruppe: 1.12. Semester im Nebenfach 

Vorkemltnisse: Keine 

Kommentar: Die Vorlesung bietet eine Einführung in die Grundlagen des deutschen 
Zivilrechts. Der Schwerpunkt wird dabei auf dem Bürgerlichen Recht liegen, es wird 
aber auch Bezug genommen auf allgemeine Grundsätze des Handelsrechts. Am 
Ende des Semesters wird eine 2stündige Klausur gesclll'ieben. Der genaue Termin 
wird noch bekannt gegeben. 

Themenschwerpunkte der Vorlesung (Änderungen und Ergänzungen vorbehalten): 

1. Privatrecht und Bürgerliches Gesetzbuch 

2. Außerrechtlicher Bereich und Recht 

3. Juristische Methodik 

4. Rechtssubjekte und Rechtsobjekte 

5. Willenserklärung, Rechtsgeschäft, Vertrag 

6. Leistungss törungsrecht 

7. Kauf- und Werkvertragsrecht 

8. Bereicherungsrecht 

9. Schadens- und Deliktsrecht 

10. Grundzüge des Sachenrechts: Prinzipien, Eigentum und Besitz 

11. Grundzüge des Handelsrechts: Kaufmann , kaufmännisches Bestätigungsschrei-
ben, Handelsgeschäfte (Grundlagen) , Handelskauf. 

Literaturhinweise: Peter Müssig: Wirtschaftsprivatrecht, 10. Auflage, 2007; Johann 
Kindl, Andreas Feuerborn: Bürgerliches Recht für Wirtschaftswissenschaftle r, 
1. Auflage, 2006; Hans-Joachim Musilak , Grundkurs BGB, 10. Auflage, München 
2007; Eugen Klunzinger, Einführung in das Bürgerliche Recht, 13. Auflage, München 
2007. 
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HANDELS- UND WIRTSCHAFTSRECHT; 
ARBEITS- UND SOZIALRECHT 

LehrveranstaItllng: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

pOichtveranstaltnng 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Handelsrecht, 2st. 

Prof. Dr. Lobinger 

Mo 11.00-13.00 Uhr 

20.04.2009 

3.1 4. Semester 

NUni HS 14 

Grundkurs BGB, kle iner BGB-Schein 

Kommentar: Die Vorlesung will einen Überblick über die wichtigsten Institute des 
Handelsrechts verschaffen und deren Bezüge zum allgemeinen Zivilrecht herausar­
beiten. Den inhaltlichen Schwerpunkt werden dabei der Kaufmannsbegriff, die 
Publizität des Handelsregiste rs, die Handelsfirma, Prokura und Handlungsvollmacht 
sowie die Vorschriften über Handelsgeschäfte bilden. 

Literaturhinweise: In der Veranstaltung. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Kapitalgesellschaftsrecht , 2st. 

Prof. Dr. Dr. h.c. Ebke 

Di 11.00-13.00 NUni HS 15 

14.04.2009 

ErgänzungsveranstaItung Schwerpllnktbereich Sb 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

ab 5. Semester 

Nach Möglichkeit Kenntnisse im Bereich des Personenge­
sellschaftsrechts 

Kommentar: Die Lehrveranstaltung will den Studierenden einen problem-,orien­
tierten Zugang zu den Grundlagen des deutschen und euro-,päischen Kapitalgesell­
schaftsrechts vermitte ln . Im Mittelpunkt der Veranstaltung steht das Recht der Akti­
engesellschaft und der E uropäischen Aktiengesellschaft (SE) . Die einschJägigen 
Normen , Normenzusaml1lenhänge, Methoden, di e Rechtsprechung und die wissen­
schaftliche Dogmatik werden nicht nur als Lehrgegenstände verstanden , sondern 
kommen in Problemzusammenhängen zur Sprache. Das Intern ationale Gesell­
schaftsrecht sowie die europarechtliche Niederlassungsfreiheit werden in der Veran­
staltung ebenfalls behandelt. 
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LiteratUl.hinweise: Eine Literaturliste und die Vorlesungsübersicht sind auf der 
Homepage des Dozenten (www.igw.uni-heidelberg.de) abrufbar. 

Sonstige Hinweise: Von den Studierenden wird erwartet, dass sie vorbereitet in die 
Lehrveranstaltung kommen. Eine Kursübersicht findet sich auf der Homepage des 
Dozenten (www.igw.uni-heidelberg.de) . 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

GmbH-Recht,2st. 

Prof. Dr. Dres. h.c. Hommelhoff zusammen mit 
VRiBGH Prof. Dr. Goette 

Di 17.00-19.00 Uhr NUni HS 04 

14.04.2009 

Schwerpunktveranstaltung: Schwerpunktbereicb S b 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: 

Kommentar: 

Literaturhinweise: 

Grundkenntnisse Gesellschaftsrecht 

Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 16. Aufl. 2004; 
RotbJ Altmeppen , GmbHG, 5. Aufl. 2005. 

RaiserNeil, Recht der Kapitalgesellschaften , 4. Aufl. 2006; 
zur Vertiehlllg von EinzelIragen Goelte, Die GmbH, 2. 

Aufl. 2002. 

Sonstige Hinweise: zu bestimmten Komplexen wird angeleitete Vorarbeit erwartet. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Dt. u. europ. Umwandlungsrecht, 2st. 

Dr. Liebscher 

Mi 18.00-20.00 Uhr NUni HS9 

Beginn: 22.04.2009 

Schwerpunktveranstaltung (SB Sb) 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

5. Semester; Studierende des Schwerpunktbereichs Sb 

Keine Vorkenntnisse erforderlich 

Kommentar: Die Vorlesung dient als Einführung in das Recht der Unternehmensre­
strukturierung. Geboten wird ein Gesamtüberblick über die Vorschriften des 
Umwandlungsgesetzes anband von Praxisfällen unter Berücksichtigung alternativer 
Gestaltungsmöglichkeiten. 

Literaturhinweise: Literaturhinweise werden in der Vorlesung gegeben . 
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Wi rtschaftsrecht 
praxisnah, innovativ und gut betreut 

Bachelor of laws, ll.B. 

Schwerpunkt Internationale Rechtsbeziehungen 

Beginn: Februar/Oktober jeden Jahres 

Dauer: 36 Monate 

Master of laws, ll.M. 

Internationales Wirtschafts- und Unternehmensrecht 

Beginn: Oktober jeden Jahres 

Dauer: 24 Monate 

Corporate Compliance Officer (Zertifikat) 

Kontaktstudiengang 

Beginn: Oktober jeden Jahres 

Dauer: 10 Monate 

SRH Hochschule 
Heidelberg 

Innovative eigene Projekte, kleine Studiengruppen zur Förderung 

von Teamdynamik und Persönlichkeitsentwicklung, greifbare 

Professoren und Dozenten und die starke Vernetzung von Theorie 

und Praxis sind die wichtigsten Merkmale eines Studiums an der 

SRH Hochschule Heidelberg. 

Noch Fragen? Rufen Sie uns an: 0 6221 88-2665 

SRH Hochschule Heidelberg 

Staatlich anerkannte Fachhochschule der SRH Hochschulen gGmbH 

- Akkreditiert durch den Wissenschaltsrat -

Ludwig-Guttmann-Straße 6 

69123 Heidelberg 

info. fbsozial@fh·heidelberg.de 

www.fh-heidelberg.de 

Ein Untemehmen dei SR H 
(SRH 



Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Transnational Commercial Law II, 2st. 

Prof. Dr. Kranke 

Di 16.00-18.00 Uhr NUni HS 3 

14.04.2009 

E rgänzungsveranstaltunglSchwerpunktveranstaltung (SB 8a) 

Veranstaltung zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (§ 9 I Nr. 3 JA PrO 2002) 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: This is the second par t of a comprehensive two-semester course.1t is, 
however, not indispensable that participants have attended Part I during the winter 
semester as there will be opportunities to revert to notions and subj ect-matter areas 
discussed in Part 1. 

Kurzkommentar:This two-semester course is designed to provide an overview of the 
various sources of the law governing the practice of internation al commerce, finance 
and dispute resolution , botb ' bard law', such as conventions developed within the fra­
mework of inte rgovernmental Organisa tions, and 'soft law' , such as modeIlaws, 
general principles, contractuaLIy incorporated rules promulgated by the Internatio­
nal Chamber of Comm erce and otbers. 
Students are expected to participate active ly in the discussions. The course will be 
taught - more o r less in paraLIel- in Heidelberg, Oxford and a network of other pri­
me institutions around the world. It is pl anned to provide students witb means to 
communica te and exchange views with the ir colleagues in those other locations. 

Kormnentar: A companion seminar (2 SWS and organised as " Blockseminar" at 
the end of the semester) may be offered as concluding the course if participants are 
inte rested. 

Literaturhinweise: Goode/Kronke/McKendrick; Transnational Commercial Law -
Text, Ca ses, and Materials, O ,,10rd University Press, O xford 2007 (this book, a 
course book in the E nglish and US tradition, which will be the basis of the course in 
its two parent faculties Oxford and Heidelberg as weil as other participating institu­
tions, is indispensable). 
The companion volume, which brings togethe r a ll the relevant instruments, is recom­
mended: Roy Goode, Herberl Kronke, Ewan McKendrick, Jejfrey Wool, 'Transnatio­
na l Commercia l Law - Primary Materials' , Oxford U niversity Press: Oxford 2007. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 
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Kollektives A rbe itsrecht, 2st. 

Prof. Dr. G. v. Hoyningen-Huene 

Mi 09.00-11.00 U lu JurSem Lau-HS 

Beginn: 15.4.2009 

Schwerpunktveranstaltung: Schwerpunktbere ich 4 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Arbeitsrecht 

Kommentar: Es werden die Stellung und Bedeutung des Kollektiven Arbeitsrechts 
behandelt, insbesondere 1. Koalitionsrecht (Begriff der Koalition, Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände, Aufgaben der Koalitionen, Koalitionsfreiheit, Art. 9 III 
GG); 2. Tarifvertragsrecht (Überblick zum Tarifvertrag, Abschluß, Beginn und E nde 
des Tarifvertrags, Inhalt des Tarifvertrags, Wirkungsweise der Tarifnorm, Allgemein­
verbindlicherk.lä.run~); 3. Recht des Arbeitskampfes (Überblick, Streik und Aussper­
rung, Rechtm~ßlgkeltsvoraussetzungen von Arbeitskampfmaßnahmen, Auswirkun­
gen von Arbeitskämpfen). 

Literaturhinweise: werden in der Vorlesung gegeben 

Lehrveranstaltung: Sozialrecht II, 2st. 

Dozent: Prof. Dr. G. v. Hoyningen-Huene 

Zeit und Ort: Mi 11 .00-13.00 Uhr JurSem Lau-HS 

Beginn: 15.04.2009 

Schwerpunktveranstaltung: Schwerpunktbereich 4 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Zivilrecht, Arbeitsrecht, Grundzüge des Verwaltungs- und 
S taa tsrech ts 

Ko~)mentar: Es wird nach ein ~.r Einführung in die allgemeinen Grundlagen des 
SozIalverSIcherungsrechts ein Uberblick über die R egelungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung: Pflegeversicherung, Unfallversicherung, Rentenversicherung 
und Arbeitslosenversicherung gegeben. Der Inhalt ist insbesondere auf den Prü­
fungsstoff des Schwerpunktbereichs 4 abgestellt. 

Literaturhinweise: e rfo lgen in der Vorlesung. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Arbeitsrechtliche Gestaltung und Beratung, 2st. 

FAArbR Michael Eckert (EDK, Heidelberg) 

FAArbR Dr. Mark Lembke, LL.M. (Greenfort, 
Frankfurt a.M.) 

FAArbR Dr. Andreas Notz (Rittershaus, Mannheim) 
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-

Zeit und Ort: 

Beginn: 

FAArbR Dr. Arnim Powietzka (Reiserer Biesinger, 

Heidelberg) 
FAArbR Dr. Hanns-Uwe Richter (Schlatter, Heidelberg) 

Mi 16.30-18.00 Ulu 

22.04.2009 

JurSem Lau-HS 

Veranstaltung zur Vermittlung interdisziplinärer Schlüssel qualifikationen 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

ab 5. Semester, insbesondere Schwerpunktbereich 4 

Arbeitsrecht. 

Kommentar: Im Rahmen der anwaltsorientierten Juristenausbildung werden prak­
tisch wichtige Themengebiete der arbeitsrechtlichen Mediation und Streitschlich­
tung vorgestellt und mit den Studierenden erarbeit et. Die Studierenden erhalten 
Einblicke in die Berufstätigkeit und Praxis von auf Arbeitsrecht spezialisierten 

Rechtsanwälten. 

Termin 

1 22.04.2009 

2 29.04.2009 

3 06.05.2009 

4 13.05.2009 

5 20.05.2009 

6 27.05.2009 

7 03.06.2009 

8 10.06.2009 

9 17.06.2009 

10 24.06.2009 

11 01.07.2009 

12 08.07.2009 

13 15.07 .2009 

Thema der Vorlesung 

Beratungsgespräch mit Mandanten 

Beendigung von Arbeitsverhältnissen 

Lehrbeauftragter 

Dr. Notz 

Dr. Lembke 

Betriebsvereinbarung und Regelungsabrede Eckert 

Befristung von Arbeitsverträgen 

Feiertag (Pfingsten) 

Dr. Powietzka 

Gestaltung von Vergütungsabreden Dr. Lembke 

Änderung von Arbeitsbedingungen Dr. Powietzka 

Gestaltung des Arbeitsvertrags Dr. Richter 

Inhalt des Arbeitsvertrags (AGB-Kontrolle) Dr. Richter 

Betriebsübergang Eckert 

Tarifvertrag 

Aktuelles Thema/Prüfung 

Aktuelles Thema/Prüfung 

Dr. Notz 

Dr. Notz, Dr. Richter 

Eckert, Dr. Powietzka 

Literaturhinweise: werden in der Veranstaltung gegeben. 

Sonstige Hinweise: Die Veranstaltung dient der Vermittlung interdisziplinärer 
ScblüsselquaLifikationen (§ 9 Abs. 2 Nr. 4 JAPrO) . Es besteht die Möglichkeit zum 
Erwerb eines entsprechenden Scheins. 
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STRAFRECHT, STRAFPROZESSRECHT UND 
KRIMINOLOGIE 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

PflichtveranstaItung 

Zielgruppe: 

Grundkurs Strafrecht I2st. 

Prof. Dr. Dannecker 

Mi 09.00-11 .00 NUni HS 10 

15.04.2009 

1. Semester 

POichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

3. Semester 

Stoff der Vorlesungen Strafrecht I und 11 

Kommentar: Im Grundkurs Strafrecht 111 werden zunächst die Delikte gegen die 
Persönlichkeitswerte weiter besprochen. Danach wendet sich die Vorlesung den 
Delikten gegen die Vermögenswerte zu. Parallel wird die Übung im Strafrecht für 
Anfänger abgehalten. 

Literaturhinweise: Erfolgen in der Vorlesung. 

Sonstige Hinweise: Das Begleitmaterial finden Sie auf meiner Homepage. 

Literaturhinweise: werden in der Veranstaltung bekanntgegeben. Die in der Vor­
lesung verwendeten Materialien werden jeweils im Internet im Downloadbereich 
der Juristischen Fakultät zur Verfügung gestellt. Lehrveranstaltung: Vertiefung Strafrecht, 2st. 

PD Dr. Volker Haas Sonstige Hinweise: Bitte bringen Sie einen aktuellen Text des StGB mit. Dozent: 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Pflichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Grundkurs Strafrecht II, 4st. 

Prof. Dr. Hillenkamp 

Mi 09.00-11.00 Uhr 
Do 09.00-11.00 Uhr 

15.04.2009 

2. Semester 

Grundkurs I im Strafrecht 

NUniHS 13 
NUni HS 13 

Kommentar: Im Grundkurs II wird der noch ausstehende umfangreiche Stoff aus 
dem Allgemeinen Tei l behandelt. Nach dessen Abschluss werden ausgewählte Delik­
te gegen die Person besprochen. 

Literaturhinweise: erfolgen in der Vorlesung 

Sonstige Hinweise: Das Begleitmaterial finden Sie auf meiner Website 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 
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Grundkurs Strafrecht In, 3st. 

PD Dr. Volker Haas 

Do 16.00-19.00 Uhr 

16.04.2009 

NUniHS 13 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

pOichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Mi 16.00-18.00 Uhr 

15.04.2009 

ab 4. Semester 

NUni HS 13 

Strafrecht Allgemeiner Teil und Besonderer Teil I und II 

Kommentar: Die Vorlesung erweitert den Lehrkanon zum Besonderen Teil auf die 
Delikte gegen die Allgemeinheit. Dabei werden die Deliktsgruppen im Vordergrund 
stehen, die nach § 8 Abs. 2 Ziff. 7b JAPrO zum Pflichtfachstoff gehören, also insbe­
sondere Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Rechtspflegedelikte wie Aussage­
delikte und Falschverdächtigung, Urkundendehkte, Brandstiftungs- und Verkehrs­
delikte, § 323a und § 323c. Fragen des AT werden dazu vertieft. 

Literaturhinweise: erfolgen in der Vorlesung. 

Sonstige Hinweise: Das Begleitmaterial zur Vorlesung finden Sie auf meiner 
Homepage: http://www.jura .uni-tuebingen.de/professoren_und_dozenten/guenther/ 
mi tarbeiter/haas 

Lehrveranstaltung 

Dozent: 

Zeit nnd Ort: 

Beginn: 

Strafverfahrensrecht, 3st. 

Rechtsanwalt Prof. Dr. Jürgen Rath 

Mo 14.00-17.00 Uhr 

20.04.2009 

NUni HS 14 
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Ptlichtveranstaltung 

Zielgmppe: 4. Semester 

Vorkenntnisse: Basiswissen zum AT und BT des materiellen Strafrechts ist 

von Vorteil 

Kommentar: H auptthemen der Vorlesung sind: 
1. Grundstrukturen des gesamten Strafverfahrens(rechts) 
2. Analyse der prüfungsrelevanten Rechtsprechung 
3. Aufgaben der sog. strafprozessualen Zusa tzfragen 
4. strafprozessuale Themen der mündlichen Examensprüfung 
5. wesentliche Aspekte der Strafverteidigung 
6. allgemeine Hinweise zur Ausübung des Anwaltsberufs 

Material: In der Veranstaltung wird reichhaltiges, klar strukturiertes Lernmaterial 
zur Verfügung ges tellt , welches in besonderer Weise auf die Prüfungssituationen 
zugeschnitten und über das Intranet der Universität verfügbar ist. 
1. Teil: Zu den Grundlagen des Strafverfahrens(rechts) 
2. Teil: Zu den Verdachtsgraden 
3. Teil: Zu den Verfahrensvoraussetzungen 
4. Teil: Zu den Gerichten 
5.Teil: 
6.Teil : 
7.Te il: 
8.Teil: 
9.Teil : 
10. Teil: 
11. Tei l: 
12.Teil: 
13. Teil: 
14. Teil: 
15.Teil: 
16.Teil : 
17. Teil: 
18.Teil: 
18.Teil: 
19.Teil: 
20.Teil : 
21. Teil: 
22. Teil: 
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Zur Staatsanwaltschaft 
Zur Stellung der Polizei im Rahmen des Strafverfahrens 
Zum Beschuldigten 
Zum Strafverteidiger 
Zu Beweisverfahren und Beweismitteln 
Zu elen Zwangsmitteln 
Zu den Prozesshandlungen 
Zum E rmittlungsverfahren 
Zum Rechtsschutz gegen Ermittlungsmaßnahmen 
Zum Klageerzwingungsverfahren 
Zum Zwischen verfahren 
Zur Hauptverhandlung 
E inschub: Zur forensischen Aussagepsychologie 
Zum Strafurteil 
Zusatz: Absprachen im Stra[verfahren 
Zur Tat im prozessualen Sinne 
Zu den besonderen Verfahrensarten (Überblick) 
Zu den Rechtsbehelfen 
Zu elen Verfahrenskosten 

Friedrich Müller 

Recht - Sprache - Gewalt 
Elemente einer Verfassungstheorie I 

2., bearbeitete und stark erweiterte Auflage 

Recbtstheorie Heft 39 
91 S. 2008 (978-3-428- 12875-4) € 38,-

R_bl - 'ipncbr - (ifl'oall 

-- ,_~-"' I 

S~Llpellose ~1griffskriege, genozidähnliche Massaker, herbei gepredigte 
FeIndschaft zWIschen Kulturen und Re ligionen, Terrori smus l\J1d Staatsterro­
rismus, innergese llscbaft licher Kleinkrieg - Friedrich Müller trägt dem stei­
genden Gewaltpegel der Gesellschaft Rechnung und hat seinen Klassiker 
"Recht - Sprache - Gewalt" um ein weiteres Kapitel erweitert. 

"Ein neuei· Jura-Klassiker" Frankfurter Allgemeil/e Zeitung 

D&H: Informationskompetenz im World Wide Web 

libreKa! 

Clickand Bu{ 

KostenJose Online-Volltextrecherche auf der Website 
www.libreka.de. Wir haben dort bereits 930 Publikationen 
eingeste llt (Stand: 1. Februar 2009). Tendenz: steigend. 

Immer mehr Novitäten und Standardwerke können per 
Sofort-Download als E-Books erworben werden: Just cljck 
and buy. 

Mit W1serem e lektronischen Newsletter sind Sie immer 
auf dem Laufenden. Abonnieren Sie einen nach Duen 
Interessensgebieten maßgeschneiderten Newsletter unter: 

www.duncker-humblot.de 



LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Vertiefung Kriminologie, 2st. 

Prof. Dr. Hermann 

Mittwoch 16.15-17.45 UIll", NUni , Hörsaal 01 

15.04.2009 

SchwerpunktveranstaItung: Schwerpunktbereich 2: Kriminalwissenschaften 

Zielgruppe: ab 6. Semester 

Vorkenntnisse: Grundlagen der Kriminologie (z.B. Vorlesung "Kriminologie" oder 
"Recht, Justiz, Kriminalitä t") 

Kommentar: Die Veranstaltung ist e ine Fortsetzung der Vorlesungen "Kriminologie" 
bzw. "Recht, Justiz, Kriminalität" . Die Schwerpunkte liegen in der Diskussion empiri­
scher Untersuchungen zu Krirninalitäts- und Straftheorien sowie in der Auseinander­
setzung mit ak tuellen Themen, insbesondere "Geschlecht und Kriminalität", "Wirt­
schaftskriminalität und Korruption" und "Kommunale Kriminalprävention". 

Literaturhinweise: Hermann,Dieter, 2003: Werte und Krimjnalität. Konzeption einer 
allgemeinen Kriminalitätstheorie. Westdeutscher Verlag, Wiesbaden; Lamnek, S., 
2007: Theorien abweichenden Verhaltens, 8. Aufl. , UTB, München . 

Sonstige Hinweise: Interdisziplinäre Veranstaltung. 

LehrveranstaItung: 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Strafvollzug,2s t. 

PD Dr. Laue 

Do 11.00-13.00 U hr 

16.04.2009 

NUni HS 9 

SchwerpunktveranstaItung: SPB 2 Kriminalwissenschaften 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Materielles Strafrecht 

Kommentar: Es werden behandelt: Entwicklung und Ziele des Strafvollzugs, allge­
meine Grundsä tze des StrafvoUzugsrechts, Rechtsstellung des Gefa ngenen, O rgani­
sa tion und Verlauf des StrafvolJzugs, Rechtsschutz im Strafvollzug. 

Literaturhinweise: La ubenthai, Klaus: Strafvollzug, 5. Aufl. 2008. 

LehrveranstaItung: 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 
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Jugendstrafrecht ,2st. 

PD Dr. Laue 

Mi 11.00-13.00 UILr NUni HS 9 

15.04.2009 

SchwerpunktveranstaItung: SB 2 Kriminalwissenschaften 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Materielles Strafrecht 

Kommentar: Es werden behandelt: Grundlagen des Jugendstrafrechts (Begriff und 
Aufga be des Jugendstrafrechts, Jugendkriminalitä t, Geschichte des Jugendstraf­
rechts,Anwendungsbereich des Jugendgerichtsgesetzes), das materielle Jugendstraf­
recht (Alters- und Reifes tufen, die Rechtsfol gen des Jugendstrafrechts) und das for­
melle Jugendstrafrecht (Jugendgerichtsverfassung und Jugendstrafverfahren). 

Literaturhinweise: Streng, Franz: Jugendstrafrecht, 2. Aufl. 2008. 

Lehrveranstaltung: Strafverteidigung, 2st. 

Dozent: PD Dr. Laue, R A A llgeier, RA Ruck 

Zeit und Ort: BlockveranstaItung JurSem Lau-H S 

Beginn: Fr und Sa 10. und 11.04.2009 

SchwerpunktveranstaItung: SPB 2 Kriminalwissenschaften 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Materie lles Strafrecht und Strafprozessrecht 

Kommentar: Anhand von Fä llen, die der Praxis der Strafverteidigung entnommen 
sind , werden den Studierenden interdisziplinäre Schlüsselquali fi ka tionen vermittelt. 
Die Veranstaltung ist Bestandteil des Schwerpunktbereichs 2 (Kriminalwissenschaf­
ten). Es kann ein Schein nach § 9 Abs. 2 Nr. 4 i.Y. l11 . § 3 Abs. 5 S. 1 der JAPrO 2002 
erworben werden. 

Literaturhinweise: Klemke, Olaf; E lbs, H ansjörg: E inführung in di e Praxis der Straf­
verteidigung, 2007. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Ergänzungsveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Rechtsmedizin für Juristen, 1st. 

Prof. Dr. Mattem , Dozenten u. Assistenten 

D i 17.30-18.30 U hr Hautklini k HS 

14.04.2009 

2. Hä lf te des Juras tudiums, aber auch Hörer anderer Fakul­
tä ten 

nicht erforderlich 
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Kommentar: Die Vorlesung soll dem Jurastudenten eine Einführung in die Rechts­
medizin und Verkehrsmedizin vermitteln . Solche Kenntnisse sind in der praktischen 
Tätigkeit des Richters, Staatsanwaltes oder Rechtsanwaltes von erheblicher Rele­
vanz. Im Ausland ist für die Juristenausbildung im Gegensatz zu Deutschland e in 
rechtsmedizinischer Teil vorgeschrieben. Wir verbinden die Vorlesungen mit 
Demonstrationen zu den Hauptthemen: 
- Relevanz gerichtlicher Obduktionen 
- Erscheinungsformen der verschiedenen Verletzungs-, Todes- oder Tötungsarten 

- Rekonstruktion von Verkehrsunfällen 
- Giftwirkung am Menschen 
- Alkohol- und Drogeneinfluß auf Verkehrstüchtigkeit, Handlungsfähigkeit, 

- Schuldfähigkeit 
- krinlinalistische Spurenkunde 
- Vaterschaftsbegutachtung 
- Begutachtung bei ärztlicher Fehlbehandlung 

Literaturhinweise: .. Prüfungsvorbereitung Rechtsmedizin" herausgege ben von 
Gisela Zimmer, Thjeme Verlag Stuttgart, 1. Auflage 2006; Rechtsmedizin systema· 
tisch. Penning e t al. Unimed. 2.Auflage 2006; "Ökologisches Stoffgebiet" herausge. 
geben von Alexander u. Konst31ltin Bob (unter Mitarbeit von G. Reinhardt, H .-J. 
Seidel , H.-G. Sonntag, W. Gaus, Y. Hingst, R. Mattem) llippokrates Verlag, 3. Auf 
lage 1999. (Handouts zu den 111emen der Vorlesung in: http://www.med.uni-heidel 
berg.delrech tsmed/we lcome. h tm) . 

Sonstige Hinweise: Gegebenenfalls kann die regelmäßige Teilnallme bescheinig 
werden. Zum Semesterabschluß besteht Gelegenheit zur freiwilligen Teilnahme a 
einer Klausur, deren benotetes Ergebnis auf Wunsch attes tiert wird. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Ptlichtveranstaltung 

Zielgl'UPIJe: 

Vorkenntnisse: 
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ÖFFENTLICHES RECHT 

Grundkurs Verfassungsrecht I, 4st. 

Prof. Dr. Brugger 

Di 11.00-13.00 
Fr 11.00-13.00 

14.04.2009 

l. oder 2. Semester 

NUni HS 10 
NUnj HS 10 

E rwünscht, aber nicht erfordert 

Literaturhinweise: Werden in der ausführlicheren Ankündigung gegeben, die recht­
zeitig vor dem Semester in das Online-Verzeichnis LSF der Jur. Fakultät sowie auf 
der Website des Lehrstuhls (www.brugger.uni-hd.de) eingestellt wird 

Sonstige Hinweise: Die Veranstaltung ist die Einführungsvorlesung in das Staats­
und Verfassungsrecht und befaßt sich schwerpunktmäßig mit den Grundprinzipien 
des Staatsorganisationsrechts: Verfassung, parlamentarische Demokratie, R echt­
staat, Sozialstaat, Staatsorgane, Verfassungsgerichtsbarkeit, internationale und 
supranationale Einbindung von Deutschland 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

pOichtveranstaltung 

Grundkurs Verfassungsrecht II mit integrierter Übung im 
Öffentlichen Recht für Anfänger, 4st. 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Kirchhof, Dr. Ulrich Palm 

Mo 09.00-11.00 Uhr 
Di 09.00-11.00 Uhr 

14.04.2009 

NUni HS 13 
NUni HS 13 
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Zielgruppe: 2. Semester 

Vorkenntnisse: Grundkurs Verfassungs recht I 

Kommentar: Die Veranstaltung knüpft an die Vorlesung Grundkurs Verfassungs­
recht I des Wintersemesters 2008/09 an. Im Grundkurs Verfassungsrecht II werden 
die allgemeinen Grundrechtslehren vermittelt und einzelne Grundrechte behandelt. 
Unter anderem wird auf die Menschenwürde, die Gleichheit, die Freiheit der Person, 
die Glaubens- und Gewissensfreiheit, die Kommunikationsfreiheiten , das Grund­
recht auf E he und Familie, die E igentumsfreiheit sowie auf die Berufsfreiheit vertieft 
eingegangen. Die Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewa lt und 
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. Die in der Veranstaltung vermit­
telten Inhalte sind daher Voraussetzung für das weitere Studium des Öffentlichen 
Rechts. Im Grundkurs erha lten Sie begleitende Materialien mit Fragen, die jeweils in 
der nächsten Vorlesungseinheit beantwortet werden. Ihre aktive Mitarbeit ist 

erwünscht und erforderlich. 
In der Übung wird der in den Grundkursen Verfassungsrecht I und II vermittelte 
Stoff faLlbezogen angewendet. In der Übung kann eine Prüfungsleistung im Sinne 
des § 3 der Zwischenprüfungsordnung der Universität Heidelberg für den Studien­
ga ng Rechtswissenschaft erbracht werden . Zum prüfungserheblichen Stoff gehören 
das Staatsorganisationsrecht, die Grundrechte sowie das Verfassungsprozessrecht. 
Im Rahmen der Übung werden eine Hausarbeit und zwei Klausuren gestellt. Die 
Hausarbeit wird im Februar 2009 ausgegeben und ist während der vorIesungsfreien 
Zeit zu bearbeiten. Die Klausur- und Besprechungstermine werden in der ersten 
Stunde der Übung bekannt gegeben. Zur Teilnahme an den Aufsichtsarbeiten ist nur 
berechtigt, wer sich gemäß § 4 Abs.1 der Zwischenprüfungsordnung angemeldet hat. 
Nebenfachstudenten informieren sich wegen ihrer Prüfungsleistungen bitte im Prü· 

fungsamt der Juristischen Fakultät. 

Literaturhinweise: D. GrimmlP. Kirchhof, Entscheidungen des Bundesverfassungs­
gerichts,2 Bände, 3. Auf!. 2007;1. Isensee/P. Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd . V: Allgemeine GrundrechtslehTen , 2. Aufl. 2000, 
Bd . VI: Freiheitsrechte, 2. Aufl . 2001; K. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. III/l: ALlgemeine Lehren der Grundrechte, 1988, Bd. 1II12: Allge· 
meine Lehren der Grundrech te, 1994, Bd . IV/1 : Der Schutz und die freiheitliche Ent· 
fa ltung des Individuums, 2006; F Hufen, Staatsrecht II, 2007; J. Ipsen, Staatsrecht II, 
11. Aufl. 2008; B. Pierotll l B. Schlink, Staatsrecht II - Grundrechte -,24. Aufl. 2008; 
M. Sachs, Verfassungsrecht II - Grundrechte, 2. Aufl. 2003. Ch,: Degenhart, Klausu· 
renkurs im Staatsrecht, 4. Aufl. 2007; H. M. HeimannlG. Kirchhof/Cllr. Waldhoff, 
Verfassungsrecht und Verfassungsprozessrecht, 2004 - Neuauflage im Erscheinen; 
G. KiskeriW. Höfling, Fälle zum Staatsorganisationsrecht, 4. Aufl. 2009; F Schoch, 
Übungen im Öffentlichen Recht 1- Verfassungsrecht und Verfassungsprozessrecbt, 
2000. Weitere Literaturhinweise werden im Rahmen der Vorlesung gegeben . 

Sonstige Hinweise: An Pfingstmontag (1. Juni 2009) findet keine Vorlesung statt. 
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Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Paul Kirchhof! 
Dr. Charlotte Kreuter-Kirchhof (Hrsg.) 

Staats- und 
Verwaltungsrecht 
Baden-Württemberg 
31 . Auflage 2009. € 18,-

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Paul Kirchhof! 
Dr. Charlotte Kreuter-Kirchhof (Hrsg.) 

Staats- und 
Verwaltungsrecht 
Bundesrepublik Deutschland 
Mit Europarecht 
47. Auflage 2009. € 15,-

Te;.;tbuch D eubch~ Recht 

Staats_ und 
~erWaltungsrecht 

aden-Württ b 
" . ....,. em erg 

Textbuch Deutsch~ Recht 

- und 
tungsrecht 
örepublik 
hland 

2009 

..... -... ""-

2009 

.. ..,- --
Prof. Dr. Rolf Schwartmann (Hrsg.) 

Völker- und Europarecht 
Mit WTO-Recht und Zusatztexten 
im Internet 

5. Auflage 2008. € 21,50 

Prof. Dr. Rolf Schwartmannl 
Dr. Moritz Maus (Hrsg.) 

Baurecht. Umweltrecht 
Vorschriftensammlung 
2. Auflage 2007. € 24,-

Alle Titel aus der Reihe und mehr Infos unter: www.cfmuelIer-campus.de/textbuecher 

~ C. F. Müller Jura auf den gebracht 



LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Pflichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Verwaltungsrecht Allgemeine r Teil, 4st. 

Prof. Dr. Kahl 

Di 11.00-13.00 Uhr NUni HS 14 
Do 08.00-10.00 UhJ H euscheuer II 

14.04.2009 

3. Semester 

Verfassungsrecht I und II 

Kommentar: Gegenstand der Vorlesung sind : 
- verfassungsrechtliche Grundlagen de r Verwaltung 
- E rmessen und unbestimmter R echtsbegriff 
- H andlungsformen der Verwaltung, insbesondere de r Verwaltungsakt und de r Ver. 

waltungsvertrag 
- Verwaltungsverfa lu-en 
- Verwaltungsvollstreckung 
- R echt de r staatlichen E rsatzleistungen (Grundzüge) 

Literaturhinweise: Werden zu Beginn de r Veranstaltung gegeben. 

LehrveranstaItung: 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Pflicht veranstaltung 

Zielgruppe: 

Verwaltungsrecht - Besonderer Teil , 3st. 

Prof. Dr. R eime r 

Mo 17.00-20.00 U hr 

20.04.2009 

4./5. Semeste r 

NUni HS 13 

Literaturhinweise: in de r Vorlesung. 

Sonstige Hinweise: Prüfungsleistungen (auch für E rasmus- und LL.M.-Studenten) 
sind schriftlich im R ahmen de r paralle len Übung im Ö ffentlichen R echt für Vo r­
gerückte (Prof. Dr. Ute Mager) zu erbringen. 

LehrveranstaItung: Richterliche Verh andlungspraxis, 2st. (fünf 4st. Einzelter-
mine) 

Dozent: VRiVGH Hanns 

Zeit und Ort: Do 14.00-18.00 JurSem Lautenschl äger-Hörsaa l 

Beginn: E inzeltermine am 16.4.2009,7.5.2009,28.5 .2009,25.6.2009 und an e inem wei­
teren Tag nach A bsprache zum Besuch einer Sitzung des VGH Baden-Württemberg 
iJl Mannheim 

Veranstaltung zur Vermittlung von Schlüsselqualifikationen: Schwerpunktbere ich 3 

Zielgruppe: ab 5. Semeste r 

Vorkenntnisse: G rundkenntnisse im Allgemeinen Verwaltungsrecht (Verwaltungs­
verfahren) , Verwa ltungsprozessrecht; Polizei-, Bau- und KOl11munalrecht 

Kommentar: Ü berblick über den A blauf e ines Verwaltungsrechtsstre its; Lösung 
praktischer Fälle im Planspie l von der anwa lt lichen Bera tung nach e iner Behörden­
ent scheidung bis zu r mündlichen Verhandlung und U rte ilsverkündung am Ven va l­
tungsgericht. Gegen E nde des Semes ters ist der Besuch e iner Sitzung des Verwal­
tungsgericbtshofs Baden-Württemberg in Mannheim geplant. 

Literaturhinweise: werden zu den e inzelnen Fällen gegeben. 

Lehrveranstaltung: Unternehmenssteue rrecht , 3st. 

Vorkenntnisse: Grund kurs Verfass ungsrecht ; Vorl esung Allge meines Verwa ltungs· Dozent: Pro f. Dr. R eimer 

recht Zeit lind Ort: D o 14.00-17.00 Uhr NU ni HS 3 

Kommentar: Die Vorlesung bünd~lt die für das ~xamen zentr~ l en E~Jl ze lgebi e te deI Beginn: 16.04.2009 
Besonderen Verwaltungsrechts, die di e zum PEl lchtstoff gehoren (§ 8 Abs. 2 NI. I 
JA PrO): Schwerpunktveranstaltung 

1. das Kommunalrecht (KomJlluna lverfass ungsrecht, Verfa hren im Gemeinderat Zielgruppe: ab 5. Semester 
öffentliche E inrichtungen, Verhä ltnis kommunale r zu staa tlichen Behö rden ir . .. . .. . 
Baden-Württember , kommun ales Haushalts- und Wirtschaftsrecht in Vorkenntmsse: Hilfre ich, abe r I1Icht zWlJ1gend Ist de r vorhen ge Besuch de r Vorl e-
Ü berblick) , g sllng Emkol11men- und Körperschaftsteue rrecht (WS 2008/09). 

2. das Polizeirecht, das den Kern des Rechts de r Gefahrenabwehr bilde t und VOi Kommentar: Die Vorlesung behandelt die Besteue rung von U ntern ehmen in dre i 
dem Dualismus zwischen den allgeme inen Po lizeibehörden und dem Po lize ivo ll Dimensionen: erstens im Hinblick auf die verschiedenen Unte rne llinensträger (E in ­
zugsdienst geprägt ist, zelunternehmen, Pe rsonengesellschaften, Kapitalgese llschaften), zweitens quer 

3. und das Baurecht mit Bauplanungsrecht (B undesrecht) und Bauordnungsrecll' durch verschiedene Steuera rten (EinkomJ11en- bzw. Körperschaft sleuer, G ewerbe­

(Landesrecht). 
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steuer, Umsatzsteuer) und drittens in der Dimension der Zeit (Best~uerung laufen. 
der Gewinne oder Verluste, Besteuerung punktueller TransaktIOnen, v.a. Von 
Betriebs- und Anteilsveräußerungen und Umwandlungen). 

Literaturhinweise: Mitzubringen sind die Texte der wichtigsten Steuergesetze (EStG, 
KStG, GewStG, UStG, AO) . Weitere Hinweise in der Vorlesung. 

Sonstige Hinweise: Die Vorlesung ist für a lle Studenten des Schwerp.unktbe~·eichs .5a 
(Steuerrecht) obligatorisch. Hörer aus anderen Schwerpllnktberelchen sll1d wIll. 
kommen. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Arbeitsgemeinschaft im Steuerrecht, 2st. 

TrampleI' 

Mi 18.00-20.00 Uhr NUni HS 3 

15.04.2009 

Schwerpunktveranstaltung (SB 5a) 

Zielgruppe: Studenten des Schwerpllnktbereichs 5a (Steuerrecht) 
ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Besuch der Vorlesungen Einkommen- und Körper. 
schaftsteuerrecht und/oder Unternehmensteuerrecht (vor. 
her oder parallel). 

Kommentar: Die Vorlesung soll Studierende der Wirtschaftswissenschaften und 
Dolmetscher/Übersetzer und Nebenfachstudierende mit den Grundzügen des deut­
schen öffentlichen Rechts vertraut machen. Sie führt in das Verfassungsrecht e in 
(Staatsorganisationsrecht und Grundrechte) . Anhand ak tue lle r Fälle - unter beson­
derer Berücksichtigung der bundesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung - wird 
die Bedeutung der Verfassung für die Politik, die Wirtschaft und den e inzelnen ver­
anschaulicht. E rgä nze nd werden di e Grundstrukturen des Verwaltungsrechts darge­
stellt. 

Literaturhinweise: S. Detterbeck, Öffentliches Recht für Wirtschaftswissenschaft ler, 
Vahlen , 6. Aufl. 2008, 626 Seiten, 29,00 Euro; H.-W. ArndtlW. Rudolf, Öffentliches 
Recht, Grundriß für das Studium der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften, Vah­
len, 15. Auflage, 2007, 265 Seiten, 19 E uro; C. D egenhart , Staatsrecht I, Staatsorgani­
sationsrecht, C. F. Müller Verlag, 24. Auflage, 2008, 318 Seiten, 22,00 Euro; B. Pieroth/ 
B. Schlink, Grundrechte Staa tsrecht II, C. F. Müller Verlag, 24. Auflage, 2008, 326 Sei­
ten, 22,00 Euro. 

Sonstige Hinweise: Zur E rlangen e ines Scheins wird eine Abschlussklausur ange­
boten. 

EUROPARECH~VÖLKERRECH~ 
INTERNATIONALES UND AUSLÄNDISCHES RECHT 

Kommentar: In der Veranstaltung wird das in den Vorlesungen erlangte Wissen 
anhand von Fällen vertieft um so die Methodik der Lösung steuerrechtlicher Fälle Lehrveranstaltung: 
zu erlernen und die Teilnehmer auf die Schwerpunktbereichsklausur vorzubereiten. Dozent: 

E uroparecht II , 2st. 

Prof. Dr. Hess 

Literaturhinweise: Birk/Wernsmann, Klausurenkurs im Steuerrecht, 2006; Jakobi Zeit und Ort: Mi 09.00-11.00 Uhr NUni HS 07 
Kobor/Zugmaier, Die Examenskl ausur im Steuerrecht, 2. Aufl. 2005. . 

. '@' . I 'd I Begmn: 15.04.2009 Sonstige Hinweise: Um unverbindliche Anmeldung an martull Jurs. UI1l - 1e l. e · 
berg.de wird gebeten. Eine Anmeldung für den Newsle tter des Schwerpunktbereichs Pflichtveranstaltung 4. und 5. SemesterlSchwerpunktveranstaltung 

kann ebenso an die o.g. Adresse erfolgen . Zielgruppe: ab 4. Semester, insbes. für SBe 6, 7, 8a und b 

Vorkenntnisse: E uroparecht I 
Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

E inführung in das Öffentliche Recht 
für Neberuachstudierende, 2st. 

Dr. Hartwig 

Mo 11.00-13.00 Uhr NUni HS 15 

Kommentar: Die Vorlesung führt in die Gemeinschaftspolitiken (Binnenmarkt, 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, Verbraucherschutz) und in den 
gerichtlichen Rechtsschutz vor dem E uropäischen Gerichtshof e in . Schwerpunkte 
bilden dabei aktuelle E ntwicklungen im europäischen Privat- und Verfahrensrecht. 

Beginn: 

Ptlichtveranstaltullg 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 
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20.04.2009 (Ende: 20.07.2009!) Literaturhinweise: Werden zu Beginn der Vorlesung gegeben. 

Sonstige Hinweise: Regelmäßig die Website des Instituts besuchen! 
Nebenfachstudierende 

keine 
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LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Zielgruppe: 

E uropäisches Privatrecht, 2st. 

Prof. Dr. Baldus 

Do 09.00-11.00 NUni HS 15 

23.4.2009; dann: 7.5. , 28.5. (nicht 21.5. wegen des Feiertagel 
Christi Himmelfahrt) , 4.6. , 18.6.,2.7.,16.7.,23.7. 

4./5. Semester 

Vorkenntnisse: Grundkenntnisse des geltenden nat ionalen Privatrechts und deI 

natürlichen Person und der juristischen Person; illternat ionales Gesellschaftsrecht; 
(8) internationales Zivilverfahrensrecht. 

Literaturhinweise: von Hoffmann/TIlOrn, Interna tionales Privatrecht (9 Auf!. 2007); 
Kegel! Schurig, Internationales Privatrecht (9. Aufl. 2004); Kropholler, Internati ona­
les Privatrecht (6. Aufl. 2006). Als Textausgabe Jaymel Hausmann, Internationales 
Privat- und Verfahrensrecht (14. Auf!. 2009). 

LehrveranstaItung: Binnenmarktrecht, 2st. (vierstündig, vierzehntäglich) 
Europarechts; Rechtsvergleichung hilfreich. 

Kommentar: Die Vorlesung behandelt zunächst kurz die gemeinschaftsrech.tlichen. Dozent: PD Dr. Paal 
rechtsgeschichtlichen und rechtsvergleichenden Grundlagen von E uropalschern Zeit und Ort: Fr 09.00-13.00 Uhr NUni HS 6 
Privatrecht und Gemeinschaftsprivatre~ht. .S ie skizziert ebenso kurz den Sta~d .del Beginn: 17.04.2009 
Privatrechtsintegration (namentlich: wlchttge pnvatrechtsgestaltende Rlchthl1l.en) " 

. d D' k . "b ' . E' ,,' I es ZI'v'llgesetzbuch Der Schwerpunkt hegt ErganzungsveranstaItung I SchwerpunktveranstaItung (SB 6) sowie er IS usslon u er em UI opalsc 1 . 

bei Methoden[ragen (mit Diskussion neuerer Rechtsprechung). Zielgruppe: ab 5. Semester 

Literaturhinweise: GebauerIWiedmann (Hrsg.) , Zivilrecht unter europ~ ischern Kommentar: Die Vorlesung fühlt die früheren Vorlesungen betreffend Wirtschafts­
E influß (Stuttga rt 2005); Langenbuchel' (Hrsg.) , E uroparechthche Bezuge deI rechtlWiltschaftsverfass ung und E uroparecht fort. Behandelt wil'd das Recht des 
Privatrechts (2. Auf!. Baden-Baden 2008); Rainer, Europäisches Pnvatrecht. Du E uropäischen Binnenmarktes insbesondere unter den Gesichtspunkten der Grund­
Rechtsvergleichung (2. Auf!. 2006); Riesenhuber, E uropäisches Vertragsrecht (2 freiheiten und der Wettbewerbsregeln (hier insbesondere Kartellrecht). E ine hervor­
AuEl. Berlin 2006); Riesenhuber (Hrsg.) , E uropäische Methodenlehre. H andbuch fUI gebobene Behandlung erfährt das deutsche Kartell- und Wettbewerbsrecht in seiner 
Ausbildung und Praxis (Berlin 2006). e igenständigen Rolle für den davon betroffenen Teilbereich des Binnenmarktes. 

Sonstige H inweise: E in Leistungsnachweis kann von ERASMUS- oder LL.M.· Literaturhinweise: Werden ill der Vorlesung bekannt gegeben. 
Studenten erworben werden (Klausur). 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Internationales Privatrecht 1I, 2st. 

Prof. Dr. KJ'onke 

Zeit und Ort: Mo 14.00-16.00 Uhr NUni HS 5 

Beginn: 20.04.2009 

SchwerpunktveranstaItung (SBe 7 und 8a) 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit lind Ort: 

Gesellschaftsrechtliche Fusionen über die Grenze und SE­
Gründungen, (vierze hntägig - nach Terminplan) 

Prof. Dr. Hellwig 

Do 10.00-12.00 Ulu' JurSem Lau-HS. 
Die erste Stunde findet ausnahmsweise im ÜR 5 des Jur-
Sem statt! 

Beginn: 23.04.2009 
Zielgruppe: ab 5. Semester " . 

k . D'" t ltu I te 'natl'o llales Pr'l'vatrecht I besucht und nach ErganzungsveranstaItung: Schwerpunktbereiche Sb und 6 Vor enntrusse: le verans a ng n [ 
gearbeite t zu haben, ist vorteilhaft, aber keille zwingende Vorausset.zung: da GegenZielgruppe: ab 5. Semester 
stände des Allgemeinen Teils im Kleid der Besonderen Teile erneut diskutiert werder Voraussetzungen: Gesellschaftsrecht I und II 

" d d ' . (1) I t t' les Vertragsrech Kommentar: Zentrale Gegenstan ewer en sem. n erna.lona . . Kommentar: Behandelt werden E rsatzlösungen, mit denen die Praxis sich zu he lfen 
(einschI. Rechtsgeschäftslehre und SteUvertre tungsrecht sowie des 1I1te rnatlOnaleversucht, bevor mit dem SE-Statut und der Internationalen Fusionsrichtlinie auf der 
E inheitsrechts) ; (2) IPR der gesetzlichen Schuldverhältl1lsse (unerlaubte Handluo!Ebene des Gemeinschaftsrechts e ine Grundlage für Fusionen über die Grenze 
B . h' GA)' (3) I t . at ionales E herecht· (4) InternatIOnales K1I1dschafl' I . . erelc el ung, 0., n el n , . ' . ' cl ge sc laffen wurde. Dabei werden dargestellt die unterschiedlichen Konzernstruktu-
recht; (5) Internattonales Erbrecht; (6) Internationales Sachel1l echt, (7) Recht ( 
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ren , die seine rzeit gewählt wurden, und , soweit einschlägig, deren spätere Auflösung. Mehren International Commercial Arbitration 31'd ed St· P I M' 2006 . . '. . G ' . . ' , . ., . a u , mn. ; weitere 
Behandelt werden ferner FusIOnen auf der ne uen gemeLl1schaftslechthchen rund. LI'teraturbLl1welse und Ausgabe von Materiall'en el'folge "h' d d V I . . . n wa I en er eransta tung 
lage, II1sbesondere der Fall Allianz. Am Beispiel PorschelYolkswagen wird gezelgl t' Hin\ve'se' F" . d' . I Tl . . . . Sons .ge •. UI le e ll1ze nen 1emen und Refere te . I d . 
wie die Gründung e iner SE zu Verhinderungszwecken auf dem Gebiet der unter. n n sie 1e geson e l ten 

. ., Aushang. 
nehmenschen Mltbestuumung eingesetzt werden kann. 

Literatur: Stefan Grundmann, E uropäisches Gesellschaftsrecht, 2004; Habersack. 
Europäisches Gesellschaftsrecht, 3. Auflage 2007. Lehrveranstaltung: Mediations-Workshop: Mediation - E ine Lösungsmethode 

für privatrechtliche Konflikte mit internationalen Bezügen 
am Beispiel des Familienrechts, 2st. (Blockveranstaltung) 

Lehrveranstaltung: Strei tbe ilegung im Pri. Dozent: L. Ripke/U. Schmidt-Aßmann/N. Witteborg Das Recht der internationalen 

vatrecht,2st. Zeit und Ort: Sa 28.3.09 9.00-13.00 und 14.30-18.30 Uhr 

Dozent: Pfeiffer/Hess/Witteborg So 29.3.09 9.00-13.00 und 14.30-16.30 Uhr 

17.00-19.00 Uhr 
Mo 30.3.09 9.00-13.00 und 14.30-18.30 U lll' 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Di 14.04.09 
Agasse ÜR 1 

14.04.2009 

HS, JurSem (Samstag) , LautenschlägerHS, JurSem 

Beginn: 28.03.2009 

Veranstaltung zum Erwerb von Schlüssel qualifikationen Veranstaltung zum Erwerb von Schlüssel qualifikationen 

Zielgruppe: Studierende ab dem 4. Semester, Schwerpunktbereich 8 Vorkenntnisse: keine; Grundken ntnisse im Bürgerlichen Recht und im 
ausländische Studierende mit guten deutschen Sprach. Prozessrecht sind von Vorteil 
kenntnissen Kommentar: ~ie Veral~staltung führt in das Thema "Mediation" und grundlegende 

Vorkenntnisse: keine; Grundkenntnisse im Bürgerlichen Recht und in KommuOlkatlOnstechl1Iken der Verhandlungsführung ein. Die Unterschiede zum 
Prozessrecht sind von Vorteil JUristischen Verfahren werden herausgearbeitet. Ne ben theoretischen Kurzein-

. . . . .' . führungen steht die praktische Arbeit an einem konkreten Fall im Vorder rund Der 
Kommentar: Die Bede utung der außergerIcht hchen StreitbeIlegung durch Schied Unterricbt erfolgt mittels V t· D .' ( . ~. . . . . . . ' or lag, emonsliat ion Klem)Gruppenarbelt Rollen 
genchte oder andere außergenchtlichen Ve rfahren steigt In der PraxIs des mterna spielen und Referaten Die U t .. ' I t . I ' b '· ,-.' ..' . n el I IC 1 Sell11elten a ue n aufema nder auf so dass eine 
tlOnalen WIrtschaftsverkehrs un gebrochen. Die Suche nach effekt iven und Wlft Teilnahme an a llen TerIUI'11e d kt' M' b' ..' < . . " . ' . ' n un a Ive Itar e lt erwartet wird E II1 Leistungs 
schafthchen Streitlosungsverfahren und nach fau'en und von emer e mzelnen Recht nachweis für die Schlüsselq l'f'k t' k .. .. -

k I
. b'" " '" . '.' b'k' I' ua I I a Ion ann nUI bel Teilnahme an a llen Unter-

u tUI un a hanglgen Losungen tu 111 t weg von den natIOnalen Gellchts aJ elten 111 richlsbläcken erworben 'd D' U" b . I . ., ., . I . wel en. le el na lme klemer Hausaufgaben/Referate 
zu e ll1er prIvaten Streitbe ilegungsku ltur. Im Rahmen dieser Veranstaltung so I dl. wird erwartet. 
Theorie und Praxis der internationa len Streitbeilegung den Studierenden nah: " 
gebracht werden . Bei der Veranstaltung wiJken führende Vertreter a us der deul THEMENUBERSICHT: 
schen und inte rnationalen Schiedsgerichtspraxis mit: RA Dr. Christian Duve, Frank Mediation 
furt a.M. ; RA Dr. Pe ter Heckei, Frankfurt a.M.; RA Robert Hunter, Frankfurt a.M· Methode und Ablaufmodell der Mediation 
RA Dr. Ri-chard Kreindler, Frankfurt a.M.; RA Dr. Patricia Nacimiento, Frankfur· Paradigmen der Mediation 
a.M.; RA Dr. Axel Reeg, Mannheinl ; RA Dr. Fabian von Schlabrendorff, Frankfur Die Rolle des Rechts in der Mediation 
a .M. ; RA Dr. Stephan Wilske, Stuttgart; RA Dr. Rolf Winkler, Stuttgart; RA D,· Arbeiten mit Gerechtigkeitsprinzipien 
Reinmar Wolff, Marburg ErfahJungen im binationalen Bereich 

Was Ist Kultur? 
Literaturhinweise: R. Kreindler/J. Schäfer/R. Wolff, Schiedsgerichtsbarkeit, ~ranl. Gerechtigkeitsprinzipien 
furt/Mo 2006; A.Redfern/M. HunterIN. Blackaby/C. Partasldes, Law and Pract,ce . . . 
International Commercial Arbitration , 4th ed ., London 2004; K. Lionnet/ A . Lionne

gl 
undlegende Kommul1lkatlOnstechniken für Verhandlungsführung 

Handbuch der internationalen und nationalen Schiedsgerichtsbarkeit , 3. Aufl. , StulI. Pa, apbrasleren 
gart-München-Hannover-Berlin-Weimar-Dresden 2005; T. Varady/J. BarceI6/A. vo FPosllIve Konnotation 

• rage techniken 
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"' 

.. S 11" I lalifikationsveranstaltun! Zlelgrul)pe: StudIerende ab dem 4. Semester, Cl usse ql . 
der Schwerpunktbereiche 1 und 8 (a u. b) , ausländische StudIerende. 

Literatul'hinweise: F. HaftlK. Gräfin v. Schlieffen (Hrsg.), Handbuch M.ed.iation, 2 
Aufl. , München 2009; weitere Literaturlünweise und Ausgabe von Maten all en erfol. 

gen wähTend der Veranstaltung. 

Sonstige Hinweise: Die Teilnehmerzabl ist begrenzt auf 20 Personen. An~leldun! 
erbeten unter witteborg@ipr.uni-heidelberg.de unter Angabe der Semestel za hl lIn( 

des gewäh lten Schwerpunktes. 

SchwerpunktveranstaItung: Schwerpunktbereich 8 b 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Gru ndlagen des Völkerrechts 

Kommentar: Die Vorlesung wird Kernbereiche des Umweltvölkerrechts behandeln , 
dabei U.a. den völkerrechtlichen Schutz der Meere, der Luft , Ozonschicht und des 
Klimas, der Flora und Fauna und biologischen Vielfalt und damit zusammenhängend 
Fragen der Haftung für Umweltschäden, der Rechtsdurchsetzung, Erfüllungskon­
trolle und Streitbei legung. 

LehrveranstaItung: 

Literaturhinweise: Zur Ei nführung: U. Beyerlin, Umweltvölkerrecht (2000) ; weitere 
Europäisches und Internationales Verwaltungsrecht, 2st. Literaturangaben während der Vorlesung. 

Dozent: Prof. Dr. Kahl 

Zeit und Ort: Mi 08.00-10.00 Uhr NUni HS 5 

Beginn: 15.04.2009 

Schwerpunktbereichsveranstaltung: Schwerpunktbereich 3 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Allgemeines Verwaltungsrecht, E uroparecht I 

Kommentar: Die Vorlesung behandelt drei Themenbereiche: 
- E influss des Europarechts auf das dt. Verwaltungsrecht 
- Eigenverwaltungsrecht der EU 
- Internationalisierung der Verwaltung 

Literaturhinweise: werden zu Beginn der Veranstaltung gegeben. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

E uropäisches und Internationales Steuerrech t, 2st. 
(vierstündig, vierzehn täglich) 

Prof. Dr. Reimer 

Fr. 9 c.t.-12.30 Uhr JurSem, Westgebäude, Institut 
für Finanz- und Steuerrecht, Raum 229 (Lehrstuhl Prof. 
Reimer) 

Fr. , 17.4. Weitere Terl1Üne: 24.4., 15.5.,29.5.,19.6. ,3.7. 

Schwerpunktveranstaltung 

Zielgruppe: Studenten der Schwerpunktbereiche 5a (Steuerrecht) und 
8b (Völkerrecht); ausländische Studenten und Doktoran­
den 

LehrveranstaItung: Rechtsschutz im E uropäischen Verwaltungsverbund , 2st. Vorkenntnisse: steuerrechtliche Grundkenntnisse 

Dozent: Prof. Dr. Ute Mager 

Zeit und Ort: Fr 09.00-11 .00 Uhr NUniHS2 

Beginn: 17.04.2009 

SchwerpunktveranstaItung: Schwerpunkt bereich 3 

Zielgruppe: 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 
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ab 5. Semester 

Internationales Umweltrecht, 2st. 

Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfrum 

Mo 09.00-11.00 Uhr 

20.04.2009 

NUni HS 7 

Kommentar: Wenn Steuerpflichtige in offenen Märkten grenzüberschreitend wirt­
schaften, erfüllen sie i.d .R. die Steuer(belastungs)tatbestände mehr als eines Staates. 
Dadurch entstehen die Gefahr der Doppelbesteuerung, aber auch zahlreiche weite­
re Friktionen - und nicht zuletzt gerät das Steuerniveau unter Druck. Wie lassen sich 
diese Probleme mit den Mitteln des Rechts bewältigen? Das sind die Fragen des 
Europäischen und Internationalen Steuerrechts, das in der Vorlesung umfassend 
behandelt wird . 

Literaturhinweise: werden in der Vorlesung gegeben. 

Sonstige Hinweise: Sinnvoll ist der parallele Besuch der Vorlesung "American Tax 
Policy and Theory" von Prof. Stephen Cohen (siehe separate Ankündigung unter 
"Rechtssprachenausbildung). 
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Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Inte rna tionale Organisationen, 2st. 

Prof. Dr. v. Bogdandy 

Di 11.00-13.00 NUni HS 9 

Beginn: 12.05 .2009 

Schwerpunktveranstaltung (SB Sb) 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Kommentar: 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Ab 5. Semester 

Allgemeines Völkerrecht. 

Literaturhinweise in der Vorlesung 

E inführung ins das Islamisches Recht, 2st. 

Prof. em. Dr. E lwan 

Mi 
Fr 

16.00-18.00 Augustinergasse 9 
16.00-18.00 (Blockvorlesung: erste Semersterhälfte) 

15.04.2009 

Ergänzungsveranstaltung 

ZielgrulJpe: ab 3. Semester (Rechtswissenschaft, Islamwissenschaft 
Soziologie oder Politische Wissenschaft) 

Vorkenntnisse: Grundbegriffe des Privat- und Staa tsrechts 

Kommentar: Die Vorlesung wiJl den Charak te r des islamischen Rechts als e in reli· 
giöses Recht und seine E ntwick lung von den Anfängen bis zur Gegenwart darstel· 
len . D er Umfang der Geltung des islamischen Rechts wird unter dem Druck deI 
Fundamentalisten nach umfassender Geltung der Scharia erweitert. 

Literaturhinweise: Werden vor Semesterbeginn auf der Homepage angegeben. 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

2. Semester 

"G rundkurs Zivilrecht I" und begleitende Al'beitsgemein­
schaften 

Konunentar: Die A nfängerübung baut auf dem "Grundkurs Z iviLrecht I" auf und ist 
in ihren Inhalten mit dem "Grundkurs Zivilrecht 1I" (Schwerpunkt allgemeines 
Schuldrecht und Recht der Schuldverträge) eng verknüpft. Zentra le r Gegenstand ist 
der E rwerb der Fä higke it , schriftliche Gutachten (im Format der Klausur oder der 
Hausarbeit) zu verfassen. Die Übung ist bes tanden, wenn die Hausarbeit und min­
destens eine Klausur mit ausreichend bewertet wurden. E ine Ferienhausarbeit wird 
am 13.02.2009 ausgegeben. 

Literaturhinweise: in der Veranstaltung. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

ptlichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Übung im Bürgerlichen Recht für Fortgeschrittene 
(mit schrift \. Arbeiten) , 2st. 

Prof. Dr. Hess 

Do 14.00-16.00 

16.04.2009 

5. Semester 

NUn i HS 13 

Grundkurs BGB und Vertiefungsveranstaltung 

Kommentar: Die Fortgeschrittenen-Übung versteht sich als zentra le Lehrveranstal­
tung zur Fallbearbeitung für di e mittleren Semester. Sie behandelt die examensrele­
vanten Bereiche des BGB. In der vorlesungsfreien Zeit wird e ine Übungshausarbeit 
ausgegeben, die am Montag, den 9.2.09 auf der Website des IPR Instituts herunter­

________________________________ geladen werden kann . Abgabetermin für die Hausarbeit ist Donnerstag, 16.4.2009. In 
der Übung werden zwei Klausuren geschrieben, eine davon mit anwaltsorientiertem 
Schwerpunkt. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Ptlichtveranstaltung 
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ÜBUNGEN 
Ein Zeitplan ist gle ichfa lls ab dem 9.2.2009 auf der Website des Instituts verfügbar: 

Übung im Bürgerlichen Recht fü r Anfänger - mit schrift· bttp://www.ipr.uni-heidelberg.de 

licben A rbeiten, 2st. Literaturhinweise: Werden in der Vorlesung gegeben 
Prof. Or. Kronke 

Fr 09.00-11 .00 Uhr 

17.04.2009 

NUni HS 13 
Sonstige Hinweise: Bitte regelmäßig die Website des Instituts ansehen: http://www. 
ipr.uni-heidelberg.de/ 
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Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Ptlichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Übung im Strafrecht für Anfänger, 2st. 

PD Dr. Volker Haas 

Mi 14.00-16.00 Uhr 

15.04.2009 

3. Semester 

NUni HS 13 

Vorkenntnisse: Stoff der Vorlesungen G rundkurs I und II 

Kommentar: In der Übung werden strafrechtliche Fä lle gelöst, um die Anwendung 
des Rechts auf einen konkreten Sachverhalt sowie die G utachtentechnik zu erlernen 
bzw. zu verbessern . Es werden eine Hausa rbeit und zwei Klausuren angeboten, um 
den Schein zu e rwerben (Mindestvoraussetzung: Bestehen der Hausarbeit und e iner 
Klausur mit der Note ausreichend) und den dritten Teil der Zwischenprüfung zu 
e rbringen. Der Schwerpunkt der Fälle liegt auf dem A llgemeinen Teil. Als Delik te des 
Besonderen Teils stehen die Delikte gegen die Persönlichkeitswerte im Vordergrund. 

Literaturhinweise: E rfolgen in der Vorlesung 

Sonstige Hinweise: Die Hausarbeit ist bereits am 11. Februar 2009 als Feri enhausar· 
beit ausgegeben worden. Abgabetermin für die Hausarbeit ist die erste Übungs. 
stunde am 15 .04.2009. Achtung: Für die Übung ist e ine schriftliche Anmeldung erfor· 
derlich (siehe dazu den Aushang des Dekanats zur Zwischenprüfung!). 

Lern·veranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Ptlichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Übung im Strafrecht für Fortgeschrittene (mit schriftl. 
A rbeiten) , 3st. 

Prof. Dr. D annecker 

Di 11 .00 st-13.30 

14.04.2009 

4. Semester 

NUni HS 13 

A nfängerübung im Strafrecht 

Kommentar: Anhand einer Ferienhausarbeit , zwei Klausuren und Fallbesprechun· 
gen wird die Technik der Lösung strafrechtlicher Fä lle e rneut geübt und vertieft . Die 
Besprechungsfälle werden jeweils vor der Übungsstunde im Interne t im Download· 
bereich der Juristischen Fakultät zur Verfügung geste llt. Thematisiert werden 
examensrelevante Delikte des Besonderen Teils in Verbindung mit schwierigen Fra· 
gen des Allgemeinen Teils. 

Literaturhinweise: erfolgen in der Übung. 
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Sonstige Hinweise: Der Fa ll für die Ferienhausarbeit kann ab dem 6. Februar 2009, 
12 Uhr, im Downloadbereich der Juristischen Fakultät abgerufen werden. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

PUichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Ci rundkurs Verfassungsrecht II mit integrierter Übung im 
Offe ntlichen Recht für Anfänger, 4s t. 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Kirchhof, Dr. Ulrich Palm 

Mo 09.00-11.00 Uhr 
Di 09.00-11.00 Uhr 

14.04.2009 

2. Semester 

NUni HS 13 
NUni HS 13 

G rundkurs Verfassungsrecht I 

Kommentar: Die Veransta ltung knüpft an die Vorlesung G rundkurs Verfassungs­
recht I des Wintersemesters 2008/09 an. Im Grundkurs Verfassungsrecht II werden 
die allgemeinen Grundrechtslehren vermittelt und einzelne G rundrechte behandelt. 
Unter anderem wird auf die Menschenwürde, die G leichheit, die Fre iheit der Person, 
die Glaubens- und Gewissensfre iheit, die Kommunika tionsfreiheiten, das Grund­
recht auf Ehe und Familie, die E igentumsfreiheit sowie auf die Berufs fre iheit vertieft 
eingega ngen. Die Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung als unmitte lbar geltendes Recht. Die in der Veranstaltung vermit­
telten Inhalte sind daher Voraussetzung für das weitere Studium des Öffentlichen 
Rechts. Im Grundkurs erh alten Sie begle itende Materialien mit Fragen, die jeweils in 
der nächsten Vorlesungse inheit beantworte t werden. Ihre aktive Mitarbeit ist 
erwünscht und e rforderlich. 

In der Übung wird der in den G rundkursen Verfass ungsrecht I und II vermitte lte 
Stoff fa ll bezogen angewende t. In der Übung kann eine Prüfungsle istung im Sinne 
des § 3 der Zwischenprüfu ngsordnung der Universitä t Heidelberg für den Studien­
ga ng Rechtswissenschaft erbracht werden. Zum prüfungserheblichen Stoff gehören 
das S taa tsorga nis~ tions recht , die G rundrechte sowie das Verfass ungsprozessrecht. 
Im Rahmen der Ubung werden e iJle H ausarbeit und zwei Klausuren gestellt. Die 
Hausarbeit wir~ im Februar 2009 ausgegeben und ist während der vorlesungsfre ien 
Zelt zu beaJ:belten. Die Klausur- und Besprechungste rmine werden in der e rsten 
Stunde der Ubung bekannt gege ben. Z ur Teilnahme an den Aufs ichtsa rbeiten ist nur 
berechtigt, wer sich gemäß § 4 Abs. 1 der Z wischenprüfungsordnung angemelde t ha t. 
Nebenfachstudenten informieren sich wegen ih rer Prüfungsle istungen bitte im Prü­
fungsa mt der Juristischen Fakultät. 

Literaturhinweise: D. Grimml? Kirchhof, E ntscheidungen des Bundesverfassunos­
gerichts,2 Bände, 3. Aufl. 2007; J. !senseel? Kirchhof; Handbuch des Staa tsrechts der 
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Bundesrepublik Deutschland, Bd. V: Allgemeine Grundrechtslehren, 2. Auf!. 200?, 
Bd. VI: Freiheitsrechte, 2. Auf!. 2001 ; K. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepubhk 
Deutschland, Bd. III/l: A llgemeine Lehren der Grundrechte, 1988, Bd. III/2: Allge. 
meine Lehren der Grundrechte, 1994, Bd. IV/l: Der Schutz und die freiheitliche E nt. 
faltung des Individuums, 2006; F Hilfen, Staatsrecht II, 2007; J. Ipsen, Staatsrecht 11, 
11. Auf!. 2008; B. Pieroth IB. Schlink, Staatsrecht II - Grundrechte -, 24. Auf! . 2008; 
M. Sachs, Verfassungsrecht Il - Grundrechte, 2. Auf!. 2003. C/'l1: DegeJlhart, Klausu. 
renkurs im Staatsrecht , 4. AuS. 2007; H. M. HeimannlG. K irchhof/ChI: Waldhof!. 
Verfassungsrecht und Verfassungsprozessrecht, 2004 - Neuauflage im Erscheinen; 
G. Kisker/W Höfling, Fälle zum Staatsorganisationsrecht, 4. Auf!. 2009; F Schoch, 
Übungen im Öffentlichen Recht I - Verfassungsrecht und Verfassungsprozessrecht, 
2000. Weitere Literaturhinweise werden im Rahmen der Vorlesung gegeben. 

Sonstige Hinweise: An Pfingstmontag (1. Juni 2009) findet keine Vorlesung statt. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

POichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Übung im Öffentlichen Recht für Fortgeschrittene, 2st. 
(mit schrift!. Arbeiten) 

Prof. Dr. Ute Mager 

Fr 14.00-17.00 Uhr NUni HS 13 

17.04.2009 

4. Semester 

Allgemeines Verwaltungsrecht, Bau- , Polizei­
munalrecht, Verwaltungsprozessrecht. 

und Kom 

Kommentar: An hand von Übungsfällen werden klausurrelevante Probleme aus dell! 
Allgemeinen und Besonderen Verwaltungsrecht behandelt. 

Literaturhinweise: Literaturhinweise werden in der ersten Übungsstunde gegeben. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

SEMINARE 

Seminar zur Privatrechtsgeschichte, 2st. 
(zugleich Prüfungsseminar) , privatissime 

Prof. Dr. Baldus 

n.Y. im Block am Ende der Vorlesungszeit; 
1. Vorbesprechung: 5.2.2009, 18h; 
2. Vorb.: 21.4 .2009, 17h;jeweils im Institut. 

Schwerpunktveranstaltuug (SB 1) 
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Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

ab 3. Semester 

Grundwissen im Z ivilrecht , rechtsgeschichtliche Vorkennt­
nisse (möglichst Grundlagenschein oder en tsprechende 
ausländische Leistungsnachweise) 

Kommentar: Das Seminar behandelt vergleichend Fragen der Auslegung von 
Rechtsgeschäften (v.a. Testamenten) und Gesetzen an praktischen Beispielen . 
ERASMUS- und LL.M.-Studenten sind ebenso willkommen wie in allen anderen 
Veranstaltungen des Leh rstu hls. 

Literaturhinweise: Zur a llgemeinen Orientierung und Wiederholung: Meder, 
Rechtsgeschichte, 3. Auf!. Köln 2008; Rüthers, Rechtstheorie, 3. Auf!. München 2007; 
Kramer, Juristische Methodenlehre, 2. Auf! . Bern/München 2005. 

Sonstige Hinweise: Für Tei lnehmer, die alle Fortgeschrittenenübungen bereits erfol­
greich absolviert haben , besteht Gelegenheit zur Anfertigung einer dogmatischen , 
rechtshistorischen oder rechtsvergleichenden Studienm·beit. Für die rechtshistori­
schen Themen sind Kenntnisse des Lateinischen erforderlich , für die rechtsverglei­
chenden je nach untersuchter Rechtsordnung solche einer lebenden romanischen 
Sprache. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Ergänzungsveranstaltung 

Zielgruppe: 

Sem inar zum Unternehmensrecht, 2st. 

Prof. Dr. Dr. h.c. Ebke 

Blockseminar 

ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Personen- LInd Kapitalgese llschaftsrecht sollten gehört 
worden sein. 

Kommentar: 

Sonstige Hinweise: 

Literaturhinweise: 

Sonstige Hinweise: 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

nach besonderem Aushang 

nach besonderem Aushang 

Keine 

nach besonderem Aushang. 

Sem inar im SB 7: 10 Jahre Insolvenzordnung 1999-2009 

Prof. Dr. Hess 

Blockseminar Anfang April 2009 

SChwerpunktveranstaltung 

Zielgruppe: Ab 5. Semester 
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Vorkenntnisse: Vorlesung Vertiefung Zivilprozessrecht (Insolvenzrecht) 

Kommentar: Das Seminar behandelt aktuelle Fragestellungen des Insolvenzrechts. 
Es fragt nach der Bewährung der InsO vor de m Hintergrund aktueller Entwicklun­
gen und europäischer Herausforderungen. Besonderes Augenmerk gilt aktuellen 
ReformbestrebungeIl. Das Seminar wird gemeinsam mit Richtern und Rechtsanwäl­
ten (Insolvenzverwaltern) durchgeführt. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Seminar zum zivilrechtlichen Persönlichkeitsrecht, 2st. 

Dr. Luther 

Blockveranstaltung am 17. / 18. 07 . 2009; JurSem ÜR 5 

Beginn: 09.00 Uhr 

PflichtveranstaltunglErgänzungsveranstaltung 

Zielgruppe: ab 3. Semester: Das Sem.inar richtet sich sowohl an Haupt. 
fach· als auch an Nebenfachstudierende 

Vorkenntnisse: Kenntnisse aus der Vorlesung Schuldrecht BT I und 11. 

Kommentar: Am Anfang des Semesters (29.04 .2009) wird (um 17.00 Uhr im ÜR 5 
des Jur-Sem) eine Vorbesprechung stattfinden, in der die Themen vergeben werden. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Seminar im Arbeitsrecht , 2st. 

Prof. Dr. G .v. Hoyningen-Huene 

Do 15.00 c.t. -17.00 Uhr JurSem ÜR 5 

23.4.2009 

ErgänzungsveranstaItung: Schwerpunkt bereich 4; zum Erwerb eines Scheins zur 
Vermittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen 
für die Erste Juristische Prüfung (§ 9 Abs. 2 NI'. 4 JAPrO 
2002) 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Arbeitsrecht 

Kommentar: Verhandlungsmanagement im Arbeitsrecht anhand hächstrichterlicher 
Rechtsprechung: Das Ziel der Seminarteilnahme liegt in der Vertiefung arbeits· 
rechtlicher Kenntnisse sowie der Aneignung und Anwendung von Taktik, Rhetorik 
und Argumentationsgeschick zur Vorbereitung auf die schriftliche und mündliche 
Prüfung, auf e ine spä tere Rechtsanwaltstätigkeit, dem Erlernen von praxisrelevan· 
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ten Tätigkeiten, insbes. der genauen Sachverhaltsanalyse, e iner eventuellen Vorbe­
reitung auf "Moot Court"-Wettbewerbe und dem Erwerb eines Sem.inarscheins. 

Literaturhinweise: erfolgen im Seminar 

Sonstige Hinweise: Teilnahme am Seminar nur nach persönlicher Anmeldung und 
Zulassung. Soweit noch Referate für dieses Semester zu vergeben sind, wird dies per 
Aushang im JurSem und auf meiner Homepage bekannt gegeben bzw. kann in meinem 
Sekretariat erfragt werden , Nebengebäude, 2. Stock, Zi. 223, Tel. 06221-54-7451/53. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Seminar zum Arbeitskampfrecht 

Prof. Dr. Lobinger 

Blockveranstaltung auf der Burg Rotenberg 

3. - 5. Juli 2009 

pHichtveranstaltung, SchwerpnnktveranstaItung SPB 4 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Grundvorlesungen ArbR und möglichst großer BGB-
Schein 

Kommentar: Die Themen werden durch besonderen Aushang sowie auch im Inter­
net bekannt gegeben. Interessenten können sich ab sofort verbindlicb am Lehrstuhl 
anmelden. Im Rahmen des Seminars können auch arbeitsrechtliche Studienarbeiten 
für den Schwerpunktbereich 4 geschrieben werden. Interessenten wenden sich 
wegen der Annahme und der näheren Verfahrensweise bitte an den Lehrstuhl. 
Studienarbeiten müssen bis zum 15. April 2009 angemeldet werden . Danach werden 
die Themen als Seminarthemen freigegeben . 

Sonstige Hinweise: Eine Vorbesprechung wird zu Beginn des Sommersemesters 
stattfinden. Siehe hierzu gesonderten Aushang. Die (geringen) Fahrt- und Über­
nacbtungskosten können voraussichtlich aus Studiengebühren bezuschusst werden. 

LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Seminar über Methodik der Urteilsanalyse, 2st. 

Prof. Dr. Hillenkamp 

Blocksemillar 19./20. und 26./27. Juni 2009 
jeweils Fr. 14.00-20.00 Uhr und Sa ganztägig JUl'Sem ÜR 5 

ErgänzungsveranstaItung / SchwerpunktveranstaItung (SB 2) 

Zielgruppe: ab 4. Semester 

Vorkenntnisse: Strafrecht Grundkurs I-III 
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Kommentar: Das Seminar beschäft igt sich mit der Methodik der U rte ilsanalyse. Z u 
bearbeiten ist jeweils e ine neuere höchstri chterliche E ntscheidung aus dem (oder 
mit Bezug zum) Strafrecht im Sinne einer Vorste llung, Einordnung und kritischen 
Würdigung des jeweiligen Urte ils. 

Literaturhinweise: erfo lgen in der Vorbesprechung 

Sonstige Hinweise: Im Seminar steht eine begrenzte Anzahl von Themen für 
Studienarbeiten im Schwerpunkt 2 zur Verfügung. E ine Vorbesprechung des Semi­
nars ha t am Mittwoch, den 4. Februar 2009 sta ttgefunden. 

Lehrveranstaltung: 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

Ergänzungsveranstaltung 

Zielgruppe: 

Seminar zu m Medizinstrafrecht, 2st. 
Aktuelle Fragen zum Transplantationsrecht. 

Pro f. Dr. D annecker 

Blockveranstaltung; am Donnerstag, den 05.02.2009, findet 
um 17 Uhr eine Vorbesprechung statt . Ort und TIlemenlisle 
werden durch Aushang und im Interne t bekann tgegeben. 

Studierende ab dem 4. Semeste r 

Kommentar: Durch e ine schrif tliche Seminararbeit und e inen mündlichen Vortrag 
kann im Rahmen di eser Veranstaltung ein Seminarschein erworben werden. TIlema­
tisie rt werden im Rahmen dieses Seminars grundlegende und aktuelle Fragen des 
Medizinstrafrechts. Nach Rücksprache mit dem Veranstaltungsleiter können TIle­
men für die schriftliche Studienarbeit vergeben werden. 
1) Die Strafrechtsta tbestände des T PG und ilue Verfass ungsmäßigkeit 
2) Notstand (§ 34 StGB) als E ntnahmegrund 
3) Die sog. Cross-Over-Spende vor dem Hintergrund des T PG 
4) D as Gewebegesetz und seine Auswirkungen auf Orga ntransplanta tionen 
5) D er Todesbegri ff des TPG 
6) Die Orga nverte ilung nach dem TPG 
7) Die Warte liste nach dem TPG und Rechtschutz 
8) Gerechte O rganverte ilungskriterien de lege fe renda 
9) Die Rolle der Bundesä rztekammer nach dem TPG 

Literaturhinweise: erfo lgen in der Vorbesprechu ng am 10.02.2009. 

Sonstige Hinweise: Sobald die TIlemenliste ausgehängt ist, werden im Sekretariat 
(Zimmer 116 bzw. unter eichler@jurs. uni -heidelbe rg.de) Anmeldungen entgegenge· 
nommen! 
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Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Krimin alwissenschaft liches Seminar, 2st. 

Prof. Dr. Dölling 

Do 17.00-19.00 JurSem H S 

16.04.2009 

Schwerpunktveranstaltung; SPB 2 Kriminalwissenschaften 

Zielgruppe: ab 6. Semester 

Vorkenntnisse: Der SB 2 so ll te mindestens e in Semester studiert worden sein 

Konuuentar: D as Seminar befass t sich schwerpun ktmäßig mit dem Jugendstrafrecht. 
In dem Seminar kann e ine schriftliche Studienarbei t im Rahmen der Universitä t­
sprüfung geschrieben werden (Zul assung bis 6.2.2009, Vorbesprechung 3.2.2009) . 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

"Födera lismusrefofm en in Deutschl and und E uropa" , 3st. 

Prof. Dr. Kahl 

Blockveransta ltung, 05 ./06.06.2009, 
Ort wird bekanntgegeben 

ab 2. Semester 

Verfassungsrecht I 

Kommentar: Das Seminar behandelt ak tuelle Fragen des Födera lismus aus verfas­
sungsver-gleichender Perspek tive. Z u den e inzelnen Refera lsthemen: s. Aushang. 

Literaturhinweise: Werden individuell nach Anmeldung gegeben. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Pflichtveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Seminar im Öffentli chen Recht für Nebenfac hstudierende, 
2st. 

Pro f. Dr. Kirste 

Blockveranstaltung, jeweils Fr und Sa ab 9.00 U hr JUl'Sem 
ÜR 1 

12./13.06.2009 ggf. zusä tzlich am. 19./20.06.2009 

mittle re Semester 

G rundkenntnisse Verfass ungsrecht, E uroparecht, Grund-
lagenfächer wünschenswert. 

Kommentar: D as Sentinar " Die Wertgrundl agen der E uropäischen Urtion" beschäf­
tigt sich zentral mit der Bestimmung des Art. 6 I EUV. Von diesem Ausgangspun kt 
soll die Frage beantworte t werden, welches die identitätsbilelenelen Prinzipien eier 
Union sind (z. B. Mensche nwürde, Menschenrechte, Rechtss taa t, gemeinsame Ver-
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fassungsüberlieferungen) und wo die Grenzen dieser Identität in den Identitäten der 
Mitgliedstaaten liegen . 

Literaturhinweise: werden gesondert gegeben. Als Einstieg Kommentare zu Art. 6 EU V. 

Sonstige Hinweise: Eine Vorbesprechung des Seminars findet am 23. 2. um 1O.30h 
im ÜR 3 im Juristischen Seminar statt. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

R ecbtsvergleich im Steuerrecht, 3st. 

Prof. Dr. Reimer 

Do 18.00-21.00 Uhr JurSem Zimmer 229 

07 .-09.05 .2009 (verblockter Te il) , 
18.06.2009 (regulärer Teil) 

Schwerpunktveranstaltung 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Studenten des Schwerpunktbereichs 5a (Steuerrecht) 

Grundkenntnisse im Steuerrecht 

Kommentar: Wenn allenthalben vom "Steuerwettbewerb" die Rede ist , so ist damit 
nicht nur die Senkung von Steuersätzen oder Steuerbelastungen in offenen Märkten 
gemeint. Die Staaten konkurrieren auch um intelligente R echtsinstitute. Insofern 
wird der Wettbewerb zum Entdeckungsverfahren (F. A. von H ayek). Damit gewinnt 
auch die Rechtsvergleichung e inen doppelten Sinn: Dem Steuerpflichtigen hilft sie 
bei der Standortwahl; dem Gesetzgeber ist sie Inspiration und Warnung. 
Das Seminar wird te ilweise als gemeinsames Blockseminar mit dem Institut für 
Finanzrecht an der Eötvös-Lorant-Universität Budapest stattfinden (7.-9. Mai 2009 
in Budapest). Die Teilnahme am Seminar setzt daher ungarische oder englische 
Sprachkenntnisse, Grundkenntnisse im deutschen Steuerrecht sowie die Bereit­
schaft zur Übernahme einer Seminararbeit und eines Referats voraus. 

Sonstige Hinweise: Eine Vorbesprechung zum Seminar hat am 18.2.2009 stattgefun­
den. Nachträgliche Anmeldungen sind nur in begründeten Ausnahmefällen noch 
möglich ; dazu ist eine persönliche Rücksprache erforderlich. 

Das Seminar baut auf meiner Vorlesung "Rechtsvergleichung" auf, die im ersten 
Drittel des Semesters (16.4. bis 14.5.2009, jeweils Do 18 C.t. bis 21 Uhr, Jur. Seminar, 
Friedrich-Ebert-Anlage 6-10, Manfred-Lautenschläger-Hörsaa l) angeboten wird. 
Den Teilnehmern des Seminars wird der Besuch der Vorlesung empfohlen. 

Lehrveranstaltung: Kommunikationstheorien und das Völkerrecht, 2st. 

Dozent: Prof. v. Bogdandy 

Zeit und Ort: Blockseminar am 3. und 4. Juli 2009 
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-

Schwerpunktveranstaltung (SB Sb) 

Zielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Gute Kenntnisse des Völkerrechts sowie ein ausgespro-
chenes Theorieinteresse. 

Kommentar: Im Sommersemester 2009 werde ich gemeinsam mit Prof. D1'. Stefan 
Kadelbach (Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt) und Prof. D1'. Sergio 
Dellavalle (Turin) e in Seminar zum Thema "Kommunikationstheorien und das 
Völkerrecht" anbieten. Die Veranstaltung wendet sich an Interessenten des Schwer­
punktbereiches 8b und ist als Blockseminar am 3. und 4. Juli 2009 geplant. Interes­
senten mögen sich bis zum 25.02.2009 unter Angabe der Vorkenntnisse bitte melden 
unter sekreavb@mpil.de . 

Einführung, Problemaufriss und Kontexte 

1. Einführung in das Seminar: Spielen und H andeln mit Sprache 
Wittgenstein, Ludwig, Philosophische Untersuchungen, Neuausg. 2003 und Aus­
tin , John L. , How to Do Things with Words, 1971 , 3. Aufl. Cambridge Mass. 2003. 

2. Problemaufriss (112): Rechtsdiskurs und Interpretation 
KoskeIlliiemi , Martti , From Apology to Utopia. The Structure of International 
Legal Argument, (Cambridge 2005) , Epilog, S. 562-617. 

3. Problemaufriss (2/2): Recht und Interpretation 
Dworkin , Ronald , Law's empire, (London 1986); Law as Interpretation" (1982) 60 
Critical Inquiry 179-200; Fish, Stanley, Doing What Comes Naturally. Change, Rhe­
toric, and the Practice ofTheory in Literature and Lega l Studies, (Durham 1989), 
S. 87-102 ("Working on the Chain Gang: Interpre tation in Law and Literature") . 

Komlllunikationsbegriffe 

4. Konllilunikation als Rhetorik und Beeinflussung 
Goldsmithl Posner, The Limits of International Law, (Oxford 2005), S. 167-184. 

5. Kommunikation als Argumentation und Verständigung 
Zur Einführung: Habermas, Jürgen , Nachmetaphysisches Denken: philosophi ­
sche Aufsätze (Frankfurt 1988),361-366. 

6. Kommunikation als Systemoperationen (LuhmanJ1S "Recht der Gesellschaft") 

Kommunikation, Völkerrecht und Gerechtigkeit 

7. Diskurstheorie 1: Habermas' "Faktizität und Geltung" 

8. Diskurstheorie 1: Apel 
Apel , Karl-Otto, "Discourse Ethics, D emocracy, and International Law. Toward a 
Globalization of Practical R eason" (2007) 66 American Journal of Economics 
and Sociology 49-70. 

9. Diskurstheorie 3: Forst 

Forst, Rainer, Das Recht auf Rechtfertigung. Elemente einer konstruktivisti­
schen Theorie der Gerechtigkeit, (Frankfurt am Main 2007) , S. 343 ("Dialektik 
der Moral. Grundlagen einer Diskurstheorie transnationale r Gerechtigkeit"). 
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10. Diskurstheorie, Jus Cogens und Konstitutionalismus im Völkerrecht 
Kadelbach, Stefan Zwinge ndes Völkerrecht, (Berlin 1992), Kap. 4, und Kadel­
bach, Stefan/Kleinlein , Thomas, International Law as a Constitution far Man­
kind?, GYlL 50 (2007) , 303 ff. 

11. Habermas und internationale Ordnung 
Bogdandy, Armin von & Sergio DellavaUe, "Universa lism Renewed: Habermas' 
Themy of International Order in Light of Competing Paradigms" (2009, i.E.) 9 
German Law Journal (2008). 

12. Kommunikation und Völkerrecht in den Internationalen Beziehungen (1/2): 
Intern ationale Beziehungen 
Kratochwil, Friedrich v., How do Narms Matter?, In Byers, Michael (Hrsg.), The 
Role of Law in International Politics: Essays in International Relations and 
International Law, (Oxford, New York 2000) , S. 35-68; Krebs, Ronald R. & 
Patrick Thaddeus Jackson, "Twisting Tongues and Twisting Arms: The Power of 
Political Rhetoric" (2007) 13 E uropean Journal of Inte rn at ional Relations 35-66; 
Müller, Harald , Internationale Verhandlungen, Argumente und Verständigungs­
handeln . Verteidigung, Befunde, Warnung. Beide in Niesen, Peter & Benjamin 
Herbortb (Hrsg.),Anarchie der kommunikativen Freiheit. Jürgen Habermas und 
di e Theorie der interna ti onalen Politik, (Frankfurt am Main 2007) , S. 57-86 & 
199-223; Milliken, Jenniier, "The Study of Discourse in International Relations: 
A Critique of Research and Methods" (1999) 5 E uropean Journal of Internatio­
nal Relations 225-54. 

13. Kommunikation und Völkerrecht in den Internationalen Beziehungen (2/2): Völ­
kerrecht 
Brunee, Jutta and Stephen Toope, "International Law and Constructivism: E le­
ments of an Interactional Theory of International Law" (2000) 39 Columbia 
Journal ofTransnational Law 19-74. 

14. Internationale Beziehungen: Institutionelle Aspekte 
Deitelhoff, Nicole, Was vom Tage übrig blieb. Inseln der Überzeugung im ver­
machteten Alltagsgeschäft intern ationalen Regierens, In Niesen , Peter & B. Her­
borth (Hrsg.),Anarchie der kommunikativen Freiheit. Jürgen Habermas und die 
Theorie der internat ionalen Politik, (Fra nkfurt am Main 2007), S. 26-56; Johnsto­
ne, Ian, 111e Power of Interpretive Cornmunities, In Barnett , Michael & Rayrnond 
Duvall (Hrsg.), Power in Global Governance, (Cambridge 2005) , S. 185-204. 

15. Kommunikation und Gerechtigkeit als Aufschub 
Fischer-Lescano, A ndreas & Ralph Christensen, "Auctoritatis Interpositio. Die 
Dekonstruktion des Dezisionismus durch die Systemtheorie" (2005) 44 Der 
Staat 213-42. 

Abschlussdiskussion 
16. Perspektiven auf eine "Kultur des Formalismus": 
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Koskenniemi, Martti , The Gentle Civilizer of Nations, (Cambridge 2001), S. 480-
509. 

Literaturhinweise: von Bogdandy/Dellavalle, Universalism and Particularism as 
Paradigms of Intern at ional Law, http://www.iilj .org/publications/2008-3 Bogdandy­
Dellava lle.asp; S. KadelbachlT. Kleinlein, Intern ational Law a Constitution fm Man­
kind? An Attempt a t a Reappraisal with the Analysis of Constitutional Principles, 
GYIL 50 (2007), S. 303. 

Sonstige Hinweise: E ine Veranstaltung wird in Frankfurt , e ine andere am MPI in 
Heidelberg durchgeführt. Am E nde des Wintersemesters findet eine Vorbespre­
chung statt , auf die durch Aushang hingewiesen wÜ·d. 

KOLLOQUIEN 

Lehrveranstaltung: Doktorandenkolloquium, 2st. (privat issime) 

Dozent: Prof. Dr. Baldus 

Zeit und Ort: donnerstags abends n . V. 

Ergänzungsveranstaltung 

Lehrveranstaltung: Kolloquium IPR, 1 st. 

Dozent: Prof. Dr. Hess 

Zeit und Ort: Di 15.00-16.00 Uhr Übungsraum Augustinergasse 9 

Beginn: 14.04.2009 

Ergänzungsveranstaltung 1 Schwerpunktveranstaltung (8 a) 

Zielgruppe: 5. Semester 

Vorkenntnisse: Vorlesung IPR I 

Kommentar: Die Veranstaltung behandelt anhand ak tueller Fä lle aus der Recht­
sprechung wesentliche Problemstellungen des Internationalen Privat- und Verfah­
rensrecht. Besonderes Augenmerk gi lt der Technik der Fa llbearbeitung zur Vorbe­
reitung auf die Schwerpunktprüfung. Die zu besprechenden Fä lle sind eine Woche 
vor dem Veranstaltungstermin auf der Website des Lehrstuhls verfügbar. 

Literaturhinweise: v. Hoffmannl Thorn , Interna tionales Privatrecht (9. Aufl. 2007) , 
27,90 € . 

Sonstige Hinweise: Bitte regelmäßig die Website des Lehrstuhls anschauen. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Kolloquium im Völkerrecht, 2st. 

Gemeinsame Veranstaltung von Habilitandinnen und 
Habilitanden am MPI für Völkerrecht 
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Zeit und Ort: Fr 11.00-13.00 Ubr NUni HS 3 

Beginn: 17.04.2009 

Schwerpunktveranstaltung (SB Sb) 

Zielgruppe: Studierende, die den Schwerpunktbereich 8 Internationa­
les Recht - Teilbereich Völkerrecht - gewählt baben. 

Vorkenntnisse: Fortgeschrittene Kenntnisse im Völkerrecht werden vor-
ausgesetzt. 

Kommentar: Ziel des Kolloquiums ist es, durch exemplarisches Lernen das Wissen 
der Studierenden des Schwerpunktbereichs zu vertiefen. Dem dienen fall bezogene 
oder problembezogene Sitzungen zu ausgewählten Fragen des Völkerrechts. Die 
Auswahl der 111emen orientiert sich an der Liste der Prüfungsgegenstände für das 
Examen im Teilbereich Völkerrecht. Von den Studierenden wird die Bereitschaft zur 
aktiven Mitarbeit erwartet . Jede Sitzung wird von e inem der Habilitandinnen und 
Habilitanden geleitet, die am Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches 
Recht und Völkerrecht tätig sind. 

Literaturhinweise: LektüreempfebIungen werden sitzungs bezogen bekannt gegeben. 

Sonstige Hinweise: Weitere Informationen und eine Themenübersicht werden zu 
Beginn des Semester bereitgestellt unter: http://wW\v.mpil.de/ww/de/pub/aktuelles/ 
veransta ltungen/vorlesungen.cfm 

VORLESUNGSBEGLEITENDE ARBEITS­
GEMEINSCHAFTEN 

Die vorlesungsbegleitenden Arbeitsgemeinschaften werden voraussichtlich eine 
Woche nach Beginn der Vorlesungen (also ab dem 20.04.2009) anfangen und werden 
wie folgt angeboten: 
1. Semester: Zivilrecht I und Verfassungsrecht I 

2. Semester: Zivilrecht H, Strafrecht I und Verfassungsrecht Il 

3. Semester: Verwaltungsrecht und Strafrecht H 

4. Semester: Sachenrecht 

Die Arbeitsgemeinschaften werden im Sommersemester 2009 erheblich ausgeweitet 
und finden in Kleingruppen von max. 30 Studenten statt. Sie sollen den in der Vorle­
sung vermittelten Stoff anhand von Übungsfällen ergänzen und vertiefen. 
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EXAMENSVORBEREITUNG 

I. Allgemeines Kursschema 

Mo. Di. Mi. Do. Fr. 
9-11 Uhr Zivi lrecht Zivilrecht Zivi lrecht Nebengebiete 

Strafrecht! Strafrecht/ Strafrecht/ Nebengebiete 
11-13 Uhr Öffentliches Öffentliches Öffentliches 

Recht Recht Recht 

n. Inhaltsiibersicht für den Dozentenkurs, das KIausurentraining, 
das Examenstutorium 

1. Dozentenkurs 

Sommersemester 2009 
Uhrzeiten nach allgemeinem Kursschema (Ausnahmen sind angegeben) 

13.04.2009 
(KW16) 

Rechtsgeschäfts-
20.04.2009 lehre 
(KW 17) 

Prof.Dr. Strafrecht 
27.04.2009 Thomas Lobinger Besonderer Teil 
(KW 18) 14.4.-13.5.2009 Prof. Dr. 

04 .05.2009 HS 6 (NUn i) 1l1Omas HiUenkamp 
(KW 19) 14.4.-27.5.2009 

11.05.2009 HS 6 (NUni) 
(KW20) 

18.05.2009 
(KW 21) 

25.05 .2009 Vertragliche 
(KW22) Schuldverhältnisse 

01.06.2009 Prof. Dr. 
(KW 23) Christian Hattenhauer 

08.06.2009 18.5.-17.6.2009 
(KW24) HS 6 (NUni) 

15.06.2009 
(KW 25) 

22.06.2009 Öffentl. Recht I 
(KW 26) (Staatsrecht) 

29.06.2009 Gesetzliche Prof. Dr. Peter Axer 
(KW 27) Schuldverhältnisse 8.6.2008-22.7.2009 

06.07.2009 PD Dr. Andreas HS6 (NUni) 

(KW 28) Piekenbrock 

13.07.2009 22.6.-22.7.2009 

(KW 29) HS 6 (NUni) 

20.07.2009 
(KW 30) 
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2. KJausurentraining 

PROB EEXA MEN IM FRÜ H J AHR 2009 

Die Termine und die Orte für die Klausurbearbeitung stehen fest. Die Termi ne und 
die Orte für die Kl ausurbesprechung werden noch rechtzeitig bestä tigt. E rl aubt und 
gefordert sind die im Originalexamen zulässigen Hilfs mittel (auf der Seite des LlPA 
BW) . 

Staatlicher Teil 

Bearbeitung Klausur-Nr. Besprechung 
(8-13 Uhr) Fachbereich Klausurstelle r (c. t.) 

00., 19.3.2009 HK 65 D r. Michael Stauß Fr. , 17.4.2009 
Heuscheuer Zivilrecht 14-16 Uhr 

HS 6 (NUni) 
Fr. , 20.3.2009 HK66 RABGH Thomas Kahl Fr. , 17.4.2009 
Heuscheuer Z ivil recht 16-18 Uhr 

HS 6 (NU ni) 
Sa. , 21.3.2009 HK 67 Prof. D r. Ge ITick v. Hoyningen- Mi., 22.4.2009 
Heuscheuer Zivil recht Huene 16-18 Uhr 

E hem. Senatsaal 
(NUni ) 

Mo., 23.3.2009 HK 68 Prof. D r. Ralph Ingelfinger Fr. , 24.4.2009 
Heuscheuer Strafrecht 16-18 Uhr 

HS 6 (NU ni) 
Mi., 25.3.2009 HK 69 Prof. Dr. Stefa n Ki rste Fr. , 8.5.2009 
Heuscheuer Örrtl. Recht 14-16 Uhr 

HS 6 (NUni) 
Do., 26.3.2009 HK 70 Prof. D r. Stefan Kirste Fr. , 8.5.2009 
Heuscheuer Öfft\. Recht 16-18 Uhr 

HS 6 (NUni) 

SchwerplInktbereich 

Bea rbeitung Klausur-Nr. Besprechung 
(8-13 Uhr) Fach bereich Klausurste lle r (c. l.) 

Sa. , 28.3.2009 HK7 1 a Prof. Dr. Christi an Hattenhauer Fr. , 15.5.2009 
Heuscheuer SPB 1 14-16 Uhr 

Raum wi rd 
festgelegt 

Sa., 28.3.2009 HK 71 b Prof. D r. Dieter Dölling Fr. , 15.5.2009 
Heuscheuer SPB 2 16-18 UI11' 

HS 6 (NU ni ) 
Sa. , 28.3.2009 HK 71 c Prof. Dr. Ute Mager Fr. , 15.5.2009 
Heuscheuer SPB 3 16-18 Uhr 

Raum wird 
fes tgelegt 
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Der Berufsstart hat seine 
eigenen Gesetze. 
Erfolgreich einsteigen mit den Career Services von MLP. 

Wen n Sie a ls Juri st Ihre Karri ere sta rten, könn en Sie von Anfa ng an auf unsere Kompe tenz zäh len . 

Siche rn Sie s ich den en tscheidenden Vorspru ng mit unseren Seminaren zum Berufss tart als Assessor/ in, 

Referendar/ in oder Absolve nt/ in des 2. Staatsexamens. Gre ifen Sie auf ex klus ive Lite ratur, Kanz lei- und 
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MLP Finanzdi enstl e istun ge n AG 
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Jonas Je ni s un d Philipp Sc hmiel 

Sofi enstraße 13, 6911 5 Heidelberg 

Te l 0622 1 • 89534 • 0 

jonas .jenis@mlp.de, ph ilipp. schmie l@mlp.de 

® MLP 
Finanzberatung, so individuell wie Sie. 
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Schwerpunktbereich (Fortsetzung) KURSE IM SOMMERSEMESTER 2009 

Bearbeitung Klausur-N r. Besprechung 
(8-13 Uhr) Fachbereich Klausurste ller (c. l.) Klausurenkurs der Dozenten 

Sa .,28.3.2009 HK71d Prof. Dr.lllOmas Lobinger Fr. , 15.5.2009 Bearbeitung Klausur-N r. Besprechung 
Heuscheuer 14-16 Uhr (8:1 5-13:15 U hr) Fachbereich Klausurste ller (c. l.) 

Raum wird Sa. , 4.4.2009 HK 72 Prof. D r. Werner Ebke Fr. , 15.5.2009 
festgelegt Heuscheuer Zivilrecht 16-18 Uhr 

HK 71 e1: HK71e1: HS 6 (NUni) 
Fr., 6.2.2009 Fr., 4.3.2009 
8:30-13:30 U hr 14-16 Uhr 

Sa ., 18.4.2009 HK 73 wird fes tgelegt Fr., 22.5.2009 
Heuscheuer Z ivi lrecht 14-16 U hr 

Raum 229 Raum 229 
(Jur. Seminar) (lur. Seminar) 

HK 71 e2: HK 71 e l-e3 Prof. Dr. Ekkehart Reimer HK 71 e2: 

HS 6 (NUni) 
Sa. ,15.4.2009 HK 74 wird [es/gelegt Fr. , 22.5.2009 
Heuscheuer Zivilrecht 16-18 U hr 

Mo., 13.2.2009 SPB 5a Fr. , 4.3.2009 
8:30-13:30 Uhr 16-18 Uhr, 
Raum 229 Raum 229 
(Jm. Semina r) (Jur. Seminar) 

HK 71 e3: HK 71 e3: 
Sa. ,28.3.2009 Fr. , 15.5.2009 
8-13 U hr (Probe- 14-16 Uhr 
examen) Raum 229 
Heuscheuer (Jur. Seminar) 

Sa., 28.3.2009 HK 71 f Prof Dr. Werner Ebke Fr., 15.5.2009 
He uscheuer SPB 5b 14- 16Uhr 

Raum wird 
festge legt 

Sa.,28.3.2009 HK 71 g Prof Dr. Peter-Christian Fr., 15.5.2009 

HS 6 (NU ni) 
Sa. , 9.5.2009 HK75 Prof. Dr. Ra lph lngelfin ger Fr. , 5.6.2009 
Heuscheuer Strafrecht 14-16 U IlJ' 

HS 6 (NUni) 
Sa .• 16.5.2009 HK76 Prof. Dr. Ra lph Ingelfinger Fr. , 5.6.2009 
Heuscheuer Strafrecht oder Prof. Dr. Küper 16- J8Uhr 

HS 6 (NU ni) 
Sa. , 23.5.2009 HK77 Prof. Dr. Rüdiger Wolfrum Fr. , 19.6.2009 
Heuscheuer Öfrtl. Recht J4-16 U hr 

HS 6 (NUni) 
Sa. , 30.5.2009 HK78 Prof. Dr. U te Mager Fr. , 19.6.2009 
Heuscheuer Öfft!. Recht 16-18 U hr 

HS 6 (NU ni) 

Heuscheuer SPB 6 Müller-G raff 14-16 U hr Klausurenkurs der Assistenten 
Raum wird 
festgelegt 

Sa. ,28.3.2009 HK 71 h Ivird fes tgelegt Fr. , 15.5.2009 

Bearbeitung Klausur-Nr. Besprechung 
(8:1 5-13:15 Uhr) Fachbereich Klausurste ller (c. t.) 

Heuscheuer SPB7 14-16 Uhr Sa ., 6.6.2009 HK 79 Thomas Henn Fr. , 3.7.2009 
Raum wird Heuscheuer Z ivilrecht 14-16 U hr 
festge legt HS 6 (NUlli) 

Sa.,28.3.2009 HK 71 i Prof Dr. Burkhard Hess Fr. , 15.5.2009 Sa. , 13.6.2009 HK 80 Christoph Dah lkamp Fr. , 3.7.2009 
Heuscheuer SPB 8a 14-16 Uhr Heuscheuer Zivil recht 16-18 U hr 

Raum wird HS 6 (NUni) 
festgelegt Sa.,20.6.2009 HK8J Dr. Winfried Klein Fr. , 17.7.2009 

Sa.,28.3.2009 HK71j Prof Dr. Armin v. Bogdandy Fr. , 15.5.2009 Heuscheuer Z ivil recht 14-16 UIlJ' 
Heuscheuer SPB 8b 14-16 Uhr HS 6 (NU ni) 

Raum wird Sa. , 27.6.2009 HK 82 RA Dr. Andreas Paul Fr. , 17.7.2009 
fes tgelegt Heuscheuer St rafrecht 16-18 Uhr 

HS 6 (NUni ) 
Sa.,4.7.2009 HK83 Jan Dehne-N iemann Fr. , 31.7.2009 
Heuscheuer Zivilrecht 14-16 Uhr 

HS 6 (NUni) 
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Klausurenkurs der Assistenten (Fortsetzung) 

Bea rbe itung Klausur-Nr. Besprechung 
(8:15-13:15 Uhr) Fachbereich KlausursteLler (c. 1.) 

Sa ., 11.7.2009 HK 84 Stephan Sünner Fr., 31.7.2009 
He uscheuer Öfft\. Recht 16-18 Uhr 

HS 6 (NUni) 

Sa. , 18.7.2009 HK85 Chris Thomale Fr. , 7.8.2009 
He uscheuer Öfft\. Recht 14-16 Uhr 

HS 6 (NUni) 

3. Examenstutorium 

FORTGESETZTE KURSE AUS DEM WINTERSEMESTER 2008/2009 

Montag/Mittwoch DienstagIDonnerstag 
17-20 Uhr (5. 1.) 17-20 Uhr (5. 1.) 
ÜR 1 (Jur. Seminar) ÜR 1 (Jur. Seminar) 

Zivilrecht U lrich Korth Dr. Fe lix Hartmann , LL.M. 

Strafrecht Dr. Jens Bülte Dr. Kai Cornelius, LL.M. 

Öffentliches Recht Stefanie Valta Dr. Jan Phi lipp Schaefer 

NEUE KURSE IM SOMMERSEMESTER 2009 

Mo/Mi DilDo 1 DilDo 2 
17-20 Uhr (5. t.) 17:15-20:15 Uhr (s.l.) 16-19 Uhr (5. 1.) 
Mo: HS 4 (NUni) Di: HS 6 (NUni) DilDo: ÜR 1 
Mi: HS 7 (NUni) Do: HS 3 (NUni) (Jur. Seminar) 

Zh'i1recht Jan Hoffmann Christian Trauthig Dr. Stefan Huber LL.M. 

Struf'recht Dr.Fabian Reuschle Dr.Fabian Reuschle Dr. Andreas Hagemeier 

Öffentliches Recht Ivird fes/gelegt Dr. Jan Henrik Klement Dr. Andreas Glaser 

Zusätzlich werden angeboten: Simulation der mündlichen Prüfung, Einzelanalyse, 
Klausurenlehre, Zusatzveranstaltungen im Examenstutoriums. Hinweise dazu und 
das gesamte HeideIPräp!-Angebot mit Anmeldemöglichkeiten finden Sie unter 
www.examensvorbereitung-heidelberg.de. 
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LehrveranstaItung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Dozentenkurs im Arbeitsrecht, 2st. (erste Semesterhälfte) 

Prof. Dr. G. v. Hoyningen-Huene 

Do 11.00-13.00 Uhr 

16.4.2009-04.6.2009 (7 x) 

JurSem HS 

ErgänzungsveranstaItung: Schwerpunktbereich 4 

Z ielgruppe (Semester): ab 6. Semester 

Vorkenntnisse: Arbeitsrecht, Betriebsverfassungsrecht und Kollektives Arbeitsrecht 

Kommentar: Dieser Kurs wiederholt und vertieft den gesamten Pflicbtfachstoff 
Arbeitsrecht, insbesondere bereite t er auf die 3. zivi lrechtliche Klausur und den 
mündlichen Teil der Ersten juristischen Staatsprüfung vor. Außerdem wird der Stoff 
des Schwerpunktbereichs 4 einbezogen, der für die schriftliche und mündliche Uni­
versitätsprüfung einsch lägig ist. Zugrunde gelegt werden die neue Rechtsprechung 
des BAG und aktuelle Arbeitsrechtsprobleme an hand von Fallbeispielen. Besonders 
werden Aufbaufragen von Klausuren besprochen. 

Literaturhinweise: erfolgen in der Lehrveranstaltung. 

TAUSENDFACH 
BEWÄHRT ! 

DÜRCKHEIM 
Jnjedem Fa ll aur der richtigen Seite! © 

Die selbstklebenden bedruckten Griffregister 
für Schänfelder, Sartorius und Landesgesetze! 

• Ihr Überblick 

• Ihre Sicherheit 

• Ihre Präzision 

153 Register 

nur 7,90 € 

Online & in Ihrer Buchhandlung 

• THALIA. Haupts tr. 86 

• ZIEHANK, Universitätsplatz 12 

C.N, DÜRCKHEJM VERLAG GmbH Kre ittnl3Yrstc. 21 80335...M ünch~o J. 08UI 5678 l.0 

ISBN 978-3-935078-05-4 www.duerckheim-register.de 

SO l' .... '· 



Lehrveranstaltung: Kriminalwissenschaftliches Examinatorium, 2st. 

Dozentin: Dr. Ineke Pruin 

Zeit und Ort: Do 15.00-17.00 Uhr JurSem HS 

Beginn: 16.04.2009 

Schwerpunkh'eranstaltung (SB 2) 

Z ielgruppe: ab 5. Semester 

Vorkenntnisse: Besuch der Vorlesungen Kriminologie, Jugendstrafrecht und Straf­
vollzugsrecht (vorher oder parallel) 

Kommentar: Die Veranstaltung richtet sich an Studentinnen und Studenten des 
Schwerpunktbereichs 2. Das in den Vorlesungen "Kriminologie" , "Jugendstrafrecht" 
und "S trafvollzugsrecht" erlernte Wissen wird anhand von Fällen bzw. besonderen 
Frageste llungen zu diesen Bereichen vertieft. Dabei wird neben dem "G rundlagen­
wissen" besonderer Wert auf aktuelle Diskussionen gelegt. Die Studierenden sollen 
dadurch auf die Schwerpunktbere ichsk lausur und auf das mündliche Examen im 
SPB 2 vorbereitet werden. 

Literaturhinweise: Laubenthai, Klaus: Strafvollzug. 4. Auflage 2007, Meier, Bernd­
Dietel': Kriminologie, 3. Auflage 2007; Meier, Bernd Dietel': Strafrechtliche Sanktio­
nen, 3. Auflage 2008, Schaffs te in, Friedrich; Beulke, Werner: Jugendstrafrecht, 14. 
Auflage 2002; weitere Hinweise in der Veranstaltung 

ZENTRUM FÜR ANWALTSORIENTIERTE 
JURISTENAUSBILDUNG 

Seit über zehn Jahren verfolgt die Juristische Fakultät der Universität Heidelberg 
das Ziel , die Studierenden frühzeitig und umfassend mit der anwaltlichen Perspekti­
ve vertraut zu machen. Dies gescllieht vor dem Hintergrund , dass weit über 70 % der 
Absolventen den Beruf des Rechtsanwaltes e rgreifen. Das Zentrum koordiniert die 
Aktivitäten der juristischen Fakultä t im Bereich der anwaltsorientie rten Juristenaus­
bildung und biete t eigene Veranstaltungen an. 

I. Anwaltsorientierter Moot Court 

Bei diesem Rollenspiel übernehmen die Studierenden die Aufgabe, a ls Anwalt die 
Interessen ihres Mandanten in e iner simulierten Verhandlung - gerichtlich oder 
außergerichtlich - zu vertreten. Die Walter Sigle Stiftung stellt Preise im Gesamtwert 
von 3.000 € zur Verfügung. Z udem besteht die Gelegenheit zum Erwerb eines Semi­
nar- und Schlüsselqualifikationsscheins. 
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Veranstaltung: 

Termin: 

Anwaltsorientierter Moot Court im Bürgerlichen Recht 

innerhalb der letzten vier Wochen der Vorlesungszeit 
(3 Runden a 6 Tage) 

Zielgruppe: Studierende, die die Übung im Bürgerlichen Recht für 
Fortgeschrittene erfolgre ich besucht haben oder in diesem 
Semester an ihr te ilnehmen. 

Kommentar: Nähere Informatio nen siehe Aushang sowie unter 
www.anwaltsorientierung.de oder www.anwaltsorientierung.uni-hd.de. 

Hinweis: Teams der Universität Heidelberg nehmen regelmäßig auch an bedeuten­
de n internationalen Moot Courts te il , di e europa- oder sogar weltweit ausgeschrie­
ben sind . Wettbewerbssprachen sind Englisch Lind Französisch. Genauere Informa­
ti onen dazu im Abschnitt "Seminare" oder direkt bei den betreuenden Lehrstüh len: 

The E uropea n Law Moot Court Competition 
Betreuung: Prof. Dr. Peter-CIlI'istian Müller-Graff 

Philip C. Jessup Intern ational Law Moot Court Competition 
Betreuung: Max-Planck-Institut für Völkerrecht 

Concours E uropeen des Droits de I'Homme Rene Cassin 
Betreuung: Max-Planck-Institut für Völkerrecht 

Willem C. Vis International ConlI'l1ercial A rbitration Moot 
Betreuung: Prof. Dr. H. Kronke/Prof. Dr. Th. Pfeiffer. 

ß. Lehrveranstaltungen zur Vermittlung von Schlüsselqualifikationen 

Die Fakultät bietet in den Schwerpunktbereichen Lehrveranstaltungen an, in denen 
der Lehrstoff aus der Sicht der beruflichen, vor a llem der anwaltlichen Prax is in 
Kleingruppen exemplarisch aufbereitet wird; in diesen Lehrveranstaltungen werden 
in der Regel zugleich interdisziplinäre Schlüsselqualifikationen vermittelt. Die e in ­
zelnen Veranstaltungen finden Sie in den jeweiligen Rubriken des Vorlesungsver­
ze ichnisses. Eine Übersicht über sämtliche Veranstaltungen der anwaltsorientie rten 
Juristenausbildung finden Sie auch unter 
www.anwaltsorientie rung.de oder www.anwaltsorientierung.uni-hd .de. 

Lehrveranstaltung: 

D ozent: 

Anwaltsorientierte Arbeitsgemeinschaft im Zivilrecht, 2st. 

Rechtsanwälte Behrendt, E iseniohr u.a . 

Zeit und Ort: werden noch bekanntgegeben 

Veranstaltung zU!' Vermittlung von SchJüsselqualifikationen 

Zielgruppe: 3./4. Semester 
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Vorkenntnisse: BGBAT 

Kommentar: Zum Lehrprogramm gehören die fallorientierte und prüfungsrelevante 
Aufbereitung des Schuld- und Sachenrechts sowie einzelner Nebengebiete in Klein­
gruppen. Ziele der Arbeitsgemeinschaft sind die Vorbereitung auf die kautelarjuri­
stische Klausur in der Übung für Fortgeschrittene im Bürgerlichen Recht, die Vor­
bereitung auf die Führung von Mandantengesprächen und die Vermittlung von Kon­
zepten zu Vertragsverhandlungen und Vertragsgestaltungen in Theorie und Praxis. 

Literaturhinweise: Literaturhinweise werden in der Veranstaltung gegeben. 

Sonstige Hinweise: Anmeldung per E-Mail an Dr. Roman Guski, LL.M. Institut 
für deutsches und europäisches Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht: roman .guski@ 
igw. uni -heidelberg.de 

Lehrveranstaltnng: 

Dozenten: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Anwaltliehe Vertragsgestaltung, 2st. 

RA Dr. Philipp Bollacher (Reiserer Biesinger, Heidelberg) 
RA Dr. Timothy Kautz (Shearman & Sterling, Frankfurt a.M.) 
RA Dr. Thomas Liebseher (SZA, Mannheim) 
RA Dr. Jochen Scheel (Paul Hastings, Frankfurt a. M.) 
RA Dr. Jochen Schlotter (CMS Hasche Sigle, Stuttgart) 

Mi 16.00-18.00 Uhr JUJ'Sem ÜR 2 

voraussichtlich am 15.04.2009 

Veranstaltung zur Vermittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen 

Zielgruppe: Studierende ab dem 4. Semester, insbesondere des SB 1 

Vorkenntnisse: Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Als Teilnehmer sollten Sie 
aber die Übung für Fortgeschrittene im Bürgerlichen Recht begleitend zur Veran­
staltung besuchen oder bereits besucht haben . 

Kommentar: Die Veranstaltung bietet eine Einführung in die anwaltliehe Vertrags­
gestaltung anhand von praxisnahen Fällen . Behandelt werden z.B. die Gestaltung 
internationaler Verträge, der Unternehmenskauf und erbrechtliehe Gestaltungs­
möglichkeiten. 

Literaturhinweise: Literaturhinweise werden in der Veranstaltung gegeben. 

Sonstige Hinweise: Um Anmeldung unter Angabe von Namen, Matrikelnummer, 
Fachsemester und E-Mail-Adresse wird gebeten. Die Teilnehmerzahl ist voraus­
sichtlich auf maximal 20 Studierende begrenzt. Kontakt: Zentrum für anwaltsorien­
tierte Juristenausbildung, Juristisches Seminar, Friedrich-Ebert-Anlage 6-10, 69117 
Heidelberg. Tel.: 0622154-7488. E-Mail: anwaltsorientierung@jurs.uni-heidelberg.de 
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Lehrveranstaltung: 

D ozenten: 

Zeit nnd Ort: 

Techniken außergerichtlicher Streitbeilegung - Verhand­
lungsführung, Mediation , Schiedsgerichtsbarkeit, 2st. 

Rechtsanwältin Dr. A. Kölbl, Rechtsanwälte Dr. R. Wolff, 
M. Wissmann, 

Mi 24.06.09 17.00-19.00 Uhr JurSem ÜR 5 
Fr 26.06.09 09.00-17.00 Uhr JurSem ÜR 1 
Sa 27.06.09 09.00-17.00 Uhr JUI'Sem ÜR 1 
Fr 03.07.09 09.00-17.00 Uhr JurSem ÜR 1 
Fr 10.07.09 09.00-17.00 Uhr JUI'Sem ÜR 1 
(Blockveranstaltung) 

Veranstaltung zur Vermittlung interdisziplinärer SchJüsselqualifikationen 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

Studierende ab dem 5. Semester. Schlüsselqualifikations­
veranstaltung für die Schwerpunktbereiche 1,2, 7, 8. 

keine erforderlich 

Kommentar: Wie bestehende Ansprüche vor den staatlichen Gerichten durchgesetzt 
werden können , ist zentraler Gegenstand des juristischen Studiums. In der Praxis 
landen allerdings die wenigsten Auseinandersetzungen unmittelbar vor Gericht. Die 
Par teien weichen vielmehr häufig auf Lösungsmechanismen aus, di e weniger Zeit 
und Kosten beanspruchen und ihre bestehenden Beziehungen schonen. Die wichtig­
sten dieser Mechanismen stellt die Vorlesung vor. Insbesondere in Rollenspielen 
werden einige grundlege nde Techniken praktisch eingeübt, um Streitigkeiten außer­
gerichtlich erfolgreich beilegen zu können . 

Sonstige Hinweise: Anmeldung mit Name, Matrikelnummer und Fachsemester 
ist erforderlich . Kontakt: Zentrum für anwaltsorientierte Juristenausbi ldung, 
Juristisches Seminar, Zi. 040, E-Ma il : anwa ltsorientierung@jurs. uni-heidelberg.de , 
Tel.: 0622154-7488. 

Lehrveranstaltung: 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Der Anwalt im Wettbewerbsprozess, 2st. 

RAin am BGH Dr. Ackermann, 
RA Dr. Nägele, RA Dr. Weisert 

Mi 17.00-19.00 Uhr 

15.04.2009 

Jur. Sem. HS 

Veranstaltung zur Vermittlung interdisziplinärer Schliisselqualifikationen 

Zielgruppe: 5. Semester, insbesondere Schwerpunktbereich 6 

Kommentar: Die von Prak tikern mit langjähriger Berufserfahrung geleite te Lehr­
veranstaltung führt in den gewerblichen Rechtsschutz ein und behandelt namentlich 
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das Wettbewerbsrecht , das Markenrecht, das Patentrecht einschließlich Arbeitneh­
mererfinderrechts sowie das Urheberrecht. Vermittelt wird der Stoff unter besonde­
rer Berücksichtigung prozessualer ProblemsteUungen, insbesondere anhand aktuel­
ler Gerichtsentscheidungen sowie aus dem Blickwinkel der anwaltlichen Praxis. E ine 
"Verprobung" de r behandelten Materien durch einen Besuch einer Gerichtsver­
handlung beim Bundesgerichtshof und/oder bei der Patentstreitkammer des Land­
gerichts Mannheim soll die Veranstaltung abrunden. 

Sonstige Hinweise: Maximale Teilnehmerzahl: 20. Anmeldungen haben persönlich , 
schriftlich oder per E-Mail bis spä tes tens 07. April 2009 zu erfolgen bei: 
Wiss. Ang. Martin Wolthusen, Zentrum für anwaltsorientierte Juristenausbildung, 
Juristisches Seminar, Friedrich-Ebert-Anlage 6-10, 69117 H eidelberg. 
E-Ma il: anwaltsorientierung@jurs.uni-heidelberg.de. Aktuelle Hinweise finden Sie 

unter www.anwaltsorientierung.de. 

RECHTSSPRACHENAUSBILDUNG 

Veranstaltungen zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (obliga torisch gemäß 
§ 9 I Nr. 3 JAPrO) und Ergänzungsveranstaltungen. Beachten Sie bitte auch die auf 
drei Semester angelegten Zusatzqualifikationen mit Abschlussprüfung und Zertifi­
kat "Einführung in das Französische Recht und die zugehörige Rechtssprache" und 
"E inführung in das anglo-amerikanische Recht und di e zugehörige Rechtssprache" 

- in den bei den folgenden Abschnitten . 

Hinweis: Bitte beachten Sie auch die evtl. in der vorlesnngsfreien Zeit vor dem 
Wintersemester 2009/10 stattfindenden Sprachkurse als Blockveranstaltung. Sie 
werden rechtzeitig auf der Homepage der Fakultät (www.jura.uni-hd.de) und dem 

"LSF" bekannt gegeben. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Latein für Juristen H, 2st. 

Rechtsanwalt A. Nitsch 

Mi 18.00-20.00 Uhr NUni HS 5 

15.04.2009 

Ergänzungsveranstaltung (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Promotionsordnung: Nachweis ausrei­

chender Lateinkenntnisse) 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 
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Studierende ab dem 1. Semester; Doktoranden 

Latein für Juristen I bzw. Grundkenntnisse der lateini­

schen Sprache. 

-
Kommentar: Die la teinjsche Sprache ist eines der tragenden Fundamente der deut­
schen und europäischen Rechtswissenschaft. Viele Rechtsgrundsä tze und Rechtsge­
danken werden auch heute noch mit la teiluschen Begriffen oder Lehrsätzen 
bezeichnet, vor all em im Zivilrecht, aber auch im Strafrecht. Die Beschäftigung mit 
der latein ischen Sprache schult zudem die für Juristen unabdingbare Fähigkeit, Tex­
te sorgfältig zu analysieren und eigene Gedanken präzise zu formulieren. Die Ver­
ansta ltung vermittelt in der Form eines Sprachkurses die Grundkenntnisse der latei­
nischen Sprache anhand einfacher juristischer Texte aus römischer Zeit, darunter 
Auszüge aus dem Lehrbuch des römischen Juristen Gaius und Fragmente aus dem 
Corpus Iuris Civilis des oströmischen Kaisers Justinian, dessen Werk nahezu alle 
modernen Rechtsordnungen maßgeblich beeinflusste. 

Literaturhinweise: Benke/Meissel (/Luggauer) , Juristenlatein , 2. Auflage Wien/ 
München/Bern 2002 (Verlag MANZ); Filip-Fröschl/Mader, Latein in der Rechts­
sprache, 3. Auflage Wien 1999; Lieberwirth , Latein im Recht, 4. Auflage Berlin 1996; 
Schlüter/Steinicke, Latinum, Grammatisches Beiheft , Göttingen 2004; von Rothen­
burg, Lateinische Formenlehre in Tabellenform/Lateinische Satzlehre in Tabellen­
form , 7. Auflage Aachen 2006 (Verlag Rubricastellanus). 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Stilübungen für Juristen, 1st. (geblockt) 

Prof. Dr. Hattenhauer 

Blockveranstaltung am 19. und 20. Juni 2009 von 9 bis 18 
bzw. 16 Uhr im Institut für geschichtliche Rechtswissen-
schaft, Friedrich-Ebert-Platz 2, 69117 Heidelberg, Semi­
narraum 009 

Ergänzungsveranstaltung: 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

ab 2. Semester 

zivilrechtliehe Grundkenntnisse, Erfahrungen bei der Ver­
fassung einer Hausarbeit 

Kommentar: Neben grammatischen Übungen ge ht es am Beispiel juristischer Texte 
um di e Rege ln, die einen guten allgemeinen und juristischen Sprachstil auszeichnen. 
Die Teilnehmer erhalten Gelegenheit, eigene juristische Texte zu verfassen und die 
zuvor erarbeiteten Stilregeln anzuwenden. 

Literaturhinweise: erfolgen in der Veranstaltung 

Sonstige Hinweise: D a in Kleingruppen gearbeitet wiTd, ist die Veranstaltung auf 20 
Teilnehmer beschTänkt. Anmeldung ab dem 2. Juni 2009 im Sekretariat des Instituts 
für gescluchtliche Rechtswissenschaft (Germarustische Abteilung) bei Frau Geisel. 
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Lehrveranstaltung: 

D ozentin: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

E inführung in das französische Recht und seine Rechts­
sprache-Zivilrecht , 2st (Blockveranstaltung) 

Frau R. D ache-Boucher. 

Mo-Fr 14.00-17.00 Uhr Juristisches Seminar, ÜR 5 

02.03.2009-13.03.2009 

ab 2. Semester. 

keine. 

Veranstaltung zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (§ 9 I Nr. 3 JA PrO 2002) 

A nmeldung bis zum 31.01.2009 im Prüfungsamt de r Juristischen Fakultät. 

Kommentar: D er Kurs beginnt mit der D arstellung der Architek tur des französi­
schen Priva trechts mit besonderer Aufmerksamkeit auf die Gerichtsverfassung, 
die Terminologie, die Stru ktur der Kassat ionshofurte ile und G li ederung des "Code 
Civil " . Nach di eser U ntersuchung werden die allgemeinen Grundlagen des Straf­
rechts, Familiem echts, Schuldrechts, Deliktsrechts und Gesellschaftsrechts präsen­
tiert. Der Kurs wird immer zwischen Theorie und Prax is wechseln: Lesen und Ana­
lyse von Gerich tsurte ilen, Verträgen, Strafbefehlen; Ü bung mit Video und Gespräch. 

Lehrveranstaltung: 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Einführung in das spanische R echt und seine Rechts­
sprache, 2st. 

Prof. Dr. Jose Antonio Romanillos 

Mo-Fr. 09.30-12.30 U hr Juristisches Seminar, ÜR 4 

16.02.-27.02.2009 (2 Wochen, 30 Stunden insgesamt) 

Veranstaltung zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (§ 9 I Nr. 3 JAPrO 2002) 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

ab 1. Semester 

Grund kenntnisse der spanischen Sprache sind erforder­
lich. 

Kommentar: Inhalt: Spanische Verfassung und Rechtsgeschichte, Grund begriffe un d 
Termin ologie des spanischen Öffentliche n Rechts und Priva trechts. 

Sonstige Hinweise: Die Veranstaltung ersetzt die im Kommentiert en Vorlesungsver­
zeichnis des WS 2008/09 angekündigte Veranstaltung von Prof. Dr. Rodrfguez 
Martfn . Die Abschlussprüfung der Veranstaltung findet am le tzten Tag des Kurses 
sta tt. E iJ1 ZeUleiten werde n rechtzeitig bekannt gegeben. 
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Lehrveranstaltung: 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

D as 41. Gemeinsames Seminar der Juristischen Fakultä ten 
der Universität Montpellier und Heidelberg: La phase 
precontractuelle en tenant compte de la rupture des po ur­
parler contractuels - Die vorvert rag liche Phase unter 
Berücksichtigung des A bbruchs der Vertragsverh andlun­
gen 

Prof. Dr. Pfe iffer/D r. Nika Witteborg 

Blockveranstaltung voraussichtlich vom 29.6.-11 . 7.2009 

Veranstaltung zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (§ 9 A bs. l Nr. 3 JAPrO) 

Voraussetzungen: Solide Grundkenntnisse im Bürgerlichen Recht 
Gute Kenntnisse der französischen Sprach 
Teilnahme an einem Vorbereitungstreffen, 
am 19. u. 20.06. 09 
Bereitschaft zur Mitarbeit 
Voraussetzung für die Förderung durch das D FJW: 
Bis 30 Jahre 
D er Teilnahmebeitrag beträgt 175,- € 

Hinweise: In der ersten Seminarwoche ist die französische G ruppe zu Gast in Hei­
deI berg; anschließend fährt die deutsche Gruppe für e ine Woche nach Montpellie r. 
In H eidelberg wie in Montpelli er sind wissenschaftliche Veranstaltungen - "Vor­
träge mit Diskussion"- vorgesehen. Ferner find et ein abwechslungsreiches Begleit­
programm statt . 

A nmeldung im Institut für ausländisches und intern ationales Privat- und 
Wirtschaftsrecht , Augustinergasse 9,69117 Heidelberg, bis 11. März 2009 bei (Vor 
A bgabe der Bewerbung ist die Abnahme eines kurzen Sprach tests bei Wiss. Mit­
arbeiter Herrn Bourrier nach Anmeldung erforderlich) : 

Weitere Informationen über das Seminar sowi e A nmeldeformulare sind auf der 
Homepage des Instituts unter 
http://www.ipr. uni-heidelberg.de/Kontakte/montpellier/mpUndex.html zu finden. 

Lehrveranstaltung: 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Introduction to the Law and Lega l Sys tem of the U ni ted 
Sta tes, 2st. 

Cynthia Wilke 

Fr 11.00-13.00 Uhr NUniHS 14 

17.04.2009 

Veranstaltung zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (§ 9 I Nr. 3 JA PrO 2002) 
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Zielgruppe: 

VorkeImtnisse: 

2nd or higher semester 

Good proficiency in English 

Kommentar: The aim of this course is for students to acquire a basic understanding 
of the traditions and concepts fundamental to the US. legal system. We shall study 
the origins and development of the common law in the United States, with special 
emphasis on how it differs from the civillaw systems of Western Europe and Latin 
America . The importance of case law and stare decisis in US. legal analysis and 
jurisprudence will be addressed and students will be presented with an overview of 
the practical tools necessary for legal research and writing. The structure and role of 
the judiciary on the federal and state level will be analyzed. Special attention will be 
paid to the unique procedural aspects of the US. legal system, such as the role of the 
jury and the adversary system of trial. We shall also look at legal education; the legal 
profession in the US.; and selected areas of substantive law. Several hours will be 
devoted to an introduction to the U.S. Constitution and to selected topics in consti­
tutional law. Thl'Oughout the course, students will have the opportunity to improve 
their English legal vocabulary. 

Literaturhinweise: Will be provided throughout the course. 

Sonstige Hinweise: 'TIlere will be a written test at the end of the course. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Termine: 

Vorbesprechung: 

American Tax Policy and Theory, 2st. 

Prof. Dr. Stephen Cohen, Georgetown University Law 
Center 

Di 14.00-16.00 Uhr 
Mi 14.00-16.00 Uhr 
Do 14.00-16.00 Uhr 

JurSem Lautenschläger-Hörsaal 
JurSem Lautenschläger-Hörsaal 
JUl'Sem Lautenschläger-Hörsaal 

28.-30.04.2009; 05.-07.05.2009; 12.-14.05.2009 
Am Donnerstag, dem 07.05 .2009 findet die Vorlesung im 
Jur-Sem Zimmer 229 (Seminarraum LS Reimer) statt. 
Der Termin einer Abschlussklausur wird noch bekannt 
gegeben. 

Do, 16.04., 16.30 Uhr im JurSem, Westgebäude, Institut für 
Finanz- und Steuerrecht, Raum 229. Dabei werden die 
Materialien ausgegeben. 

Schwerpunktveranstaltung (SB 5a) 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 
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ab 5. Semester 

keine 

-
Kommentar: Der Dozentenaustausch mit der Georgetown-Universität ermöglicht 
es der Fakultät, in diesem Sommersemester eine Vorlesung des renommierten ame­
rikanischen Professors Stephen B. Cohen anzubieten . Stephen Cohen vereint 
Forschungsinteressen im Steuerrecht und in den Menschenrechten. Neben seiner 
Forschungs- und Lehrtätigkeit arbeitete er für die US-Regierung als Berater für die 
wirtschaftliche Entwicklung im südlichen Afrika und als Berater für das US-Außen­
ministerium. Gegenwärtig berät er den US-Kongress in Steuerfragen. Die englisch­
sprachige Vorlesung wird in neun Sitzungen Grundfragen des Steuerrechts und 
der Steuerpolitik anhand des US-amerikanischen Steuerrechts behandeln. Die 
Vorlesung verspricht damit auch Vergleichs- und Reflektionsperspektiven für das 
tiefere Verständnis des deutschen Steuerrechts. 

Programm: 
1) Noncash items 
2) Below-Market Interest Loans 
3) Should Income Tax Rates be Flat or Progressive? 
4) Should a Personal Consumption Tax Replace the Income Tax? 
5) The Tax Expenditure Concept 
6) Charitable Contributions 
7) Investment Incentives 
8) Families 
9) Fiscal Federalism 

Literaturhinweise: Die Vorlesung wird in Englisch anhand einer Materialiensamm­
lung (Reader) gehalten , die bei einer Vorbesprechung (Termin folgt per E-Mail) aus­
geteilt wird . 

Sonstige Hinweise: Für die Teilnahme ist eine E-Mail-Anmeldung über 
Irmgard.Deringer@urz.uni-heidelberg.de erforderlich. Die Vorlesung stellt eine 
fremdsprachige rechtswissenschaftliche Veranstaltung im Sinne der §§ 9 I Nr. 3, 3 V 
S. 2 JAPrü dar, für die bei bestandener Abschlussklausur eine entsprechende 
Bescheinigung erteilt wird . 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Einführung in das italienische Recht und die italienische 
Rechtsterminologie (Handels- und Gesellschaftsrecht) , 
2st. 

Paolo Flavio Mondini 

Do 14.00-16.00 Uhr 

16.04.2009 

Agasse ÜR 

Veranstaltung zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (§ 9 I Nr. 3 JAPrO 2002) 
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Zielgruppe: Die Veranstaltung richtet sich an Studierenden aller Fachsemester und 
an E-rasmus-Studenten, die Interesse am Thema Rechtsvergleichung haben und die 
Grundzüge des Italienischen Handels- und Gesellschaftsrechts lernen mächten. 
Außerdem dient der Kurs auch der Vorbereitung für ein Auslandsstudium oder eine 
Referendarstation in Italien. 

Vorkenntnisse: Da die Vorlesung grundsätzlich auf Italienisch gehalten wird , sind zu­
mindest Grundkenntnisse in der italienischen Sprache vorausgesetzt. 

Kommentar: Schwerpunkte der Veranstaltung sind die zentralen Institute des Unter­
nehmens- und Gesellscbaftsrechts: (1) la definizione di imprenditore; (2) impresa 
commerciale e impresa agricola: 10 statuto dell'imprenditore commerciale; (3) la 
societa in generale; (4) le so ci eta di persone (societa semplice, societa in norne col­
lettivo, societa in accomandita semplice); (5) le societa di capitali (societa per azioni, 
societa in accomandita per azioni , societa a responsabilita limitata). 

Literaturhinweise: Auf Deutsch: P Kindler, Einführung in das italienische Recht, 2. 
Aufl., 2008; ders., Italienisches Handels- und Wirtschaftsrecht, 2002; PP Magrini,Itali­
enisches Gesellschaftsrecht, 2004 Auf Italienisch: G. Presti/Mo Rescigno, Corso di dirit­
to commerciale, 3. Auf!. 2007 Sonstige Literatur wird zu Beginn der Veranstaltung 
bekannt gegeben und Unterlagen werden zu Beginn jeder Vorlesung ausgegeben. 
Zur Rechtsterminologie: S. Cavagnoli U. 1. Woelk, Einführung in die italienische 
Rechtssprache - Introdu zione all 'italiano giuridico, 2. Auf!. 2004. 

Sonstige Hinweise: Es ist sinnvoll , die Veranstaltung anhand einer Textausgabe des 
italienischen Zivilgesetzesbuches zu verfolgen. Sprechstunde nach Vereinbarung vor 
oder nach der Vorlesung. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Einführung in das brasilianische und portugiesische Recht 
und die portugiesische Rechtssprache, 2st 

Vivianne Geraides Ferreira , Mestre em Direito Privado 
pela Universidade de Säo Paulo 

Mo 15.00-17.00 Uhr 

Beginn: 20.04.2009 

Veranstaltung zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (§ 9 I Nr. 3 JAPrO 2002) 

Zielgruppe: ab dem 1. Semester 

Vorkenntnisse: Grundkenntnisse der portugiesischen Sprache sind nicht notwendig. 

Kommentar: Nach einer Einführung in die Staatsorganisation Brasiliens und Portu­
gals werden Fragen des Brasilianischen und Portugiesischen Privatrechts behandelt, 
nämlich die grundlegenden Begriffe und Rechtsinstitute des Schuldrechts, des 
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Sachemechts, des Familiel1l'echts und des Erbrechts sowie die entsprechende Termi­
nologie. 

Literaturhinweise: Literaturhinweise erfolgen in der Vorlesung. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Einführung in das arabische Recht und die arabische 
Rechtsterminologie, 2st 

Bawar Banunarny, LL.M. 

Di 18.00-20.00 

14.04.2009 

NUni HS 04a 

Veranstaltung zum Erwerb von Fremdsprachenkompetenz (§ 9 I Nr. 3 JAPrO 2002) 

Zielgruppe: 

Vorkenntnisse: 

alle Semester, Erasmusstudenten, Studierende der Polito­
logie und Islamwissenschaft 

keine 

Kommentar: In der Vorlesung wird es eine Einführung in die arabische Sprache und 
arabische Rechtsterminologie geben . Die modernen Kodifikationen der arabischen 
Länder werden behandelt, aber auch die geschichtlichen Hintergründe, um ein kla­
res Bild zu Besonderheiten des arabischen Rechts darzustellen. Durch Rechtsver­
gleich werden folgende Fragen beantwortet: Welche Gemeinsamkeiten und welche 
Unterschiede haben arabische Länder zueinander? Wie weit ist das Recht dort vom 
Islam beeinflusst? Welche Konfliktpunkte gibt es mit dem Westen? Wie sind die 
Zukunftsperspektiven des arabischen Rechts in der immer mehr globalisierten 
Welt? 

Literaturhinweise: Werden zu Beginn der Vorlesung bekannt gegeben. 

Sonstige Hinweise: Sprechstunde nach Vereinbarung - vor oder nach der Vorlesung. 
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EINFÜHRUNG IN DAS FRANZÖSISCHE RECHT 
UND DIE ZUGEHÖRIGE RECHTSSPRACHE 

LehrveranstaItung: Einführung in das französische Recht 
und die zugehörige Rechtssprache - Zivilrecht, 2st. 

Dozent: Nicolas Bourrier 

Zeit und Ort: Fr 15:30-18.00 JurSem ÜR 4 

Beginn: 17.04.2009 

Ergänzungsveranstaltung 

Zielgruppe: ab 3. Semester 

Vorkenntnisse: Gute französische Sprachkenntnisse 

Kommentar: Ziel der in französischer Sprache gehaltenen Lehrveranstaltung ist es, 
das Interesse am französischen Zivil- und Wirtschaftsrecht und der Sprache auszu­
bauen. Sie soll die Teilnehmer mit dem Grundzügen eines anderen Rechtssystems 
vertraut macben und sie sprachlich und juristisch befähigen, selbständig weiter­
führende Recherchen (z.B. im Rahmen eines Seminars) aus dem Gebiet der Rechts­
vergieichung durchzuführen. Ferner bietet die Lehrveranstaltung Studierenden , die 
an einem Austauchprogramm mit einer französischen Universität teilnehmen wol­
len , eine Vorbereitung auf das Auslandsstudium. 

Die Vorlesung läuft über drei Semester und gliedert sich in drei Teile: 
Teil I: Allgemeine Einführung in das französische Rechtssystem, Familienrecht 
Teil II: Schuldrecbt (Vertrag und unerlaubte Handlung), Kaufrecht 
Teil III: Handelsrecht, Gesellschaftsrecht 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Termine: 

Ort: 

Beginn: 
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Einführung in das französische Recht und die zugehörige 
Rechtssprache - Öffentliches Recht, 2st. 

Stephanie Dagron 

Freitag 24.04 von 12.30 bis 15.30 Uhr 
Freitag 08.05 von 12.30 bis 15.30 Uhr 
Samstag 09.05 von 09.00 bis 13.00 Uhr 
Freitag 15.05 von 12.30 bis 15.30 Uhr 
Samstag 16.05 von 09.00 bis 13.00 Uh!' 
Ein zusätzlicher (2 Stunden) Termin wird noch bekannt 
gegeben (für Juni oder Juli 2009). 

JurSem ÜR4 

24.04.2009 

El'gänzungsveranstaltung 

Zielgl'Uppe: ab 2. Semester 

Vorkenntnisse: Gute französische Sprachkenntnisse. 

Kommentar: Die Lehrveranstaltung erstreckt sich über insgesamt drei Semester, in 
denen ein Überblick über das französische öffentliche Recht vermittelt werden soll. 
Parallel zum öffentlichen Recht wird ein entsprechender Kurs im Zivilrecht veran­
staltet. Die Teilnahme an beiden Kursen berechtigt zur Ablegung einer Prüfung, in 
der Kenntnisse des französischen Rechts und der zugehörigen Rechtssprache 
bescheinigt werden. Im Sonmlersemester wird das Verwaltungsrecht Thema der Ver­
anstaltung sein 

Sonstige Hinweise: Die Abschlussprüfung der dreisemestrigen Veranstaltung findet 
am Ende des Semesters statt. Einzelheiten werden rechtzeitig bekanntgegeben. 

EINFÜHRUNG IN DAS ANGLO-AMERIKANISCHE 
RECHT UND DIE ZUGEHÖRIGE RECHTSSPRACHE 

Lehl'veranstaltung: 

Dozent: 

Einführung in das anglo-amerikanische Recht und die 
zugehörige Rechtssprache - Zivilrecht, 2st. 

Prof. Dr. Schwarzkopf 

Zeit und Ort: Mi 14.00-16.00 Uhr NUni HS 6 

Beginn: 15.04.2009 

Ergänzungsveranstaltung 

Zielgruppe: ab 4. Semester 

Vorkenntnisse: gute Englischkenntnisse 

Kommentar: Einführung in das Common-Law-System; Contract, Criminal and Tort 
Law. Die Vorlesung wird vorwiegend auf englisch gehalten. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

Ergänzungsveranstaltung 

Zielgruppe: 

Introduction to Anglo-American Law, Public Law. 2st. 

Prof. Dr. Brugger 

Mo 16.00-18.00 JurSem ÜR 5 

23.04.2009 

ab 2. Semester 
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Vorkenntnisse: Vorkenntnisse im deutschen Staatsrecht sind nützlich. 

Kommentar: D er Kurs beschäfti gt sich im SS zunächst noch mit Fragen des US-ame­
rikanischen Staatsorganisationsrechts, danach werden die wichtigsten G rundrechte 
behandelt, alles anhand von Textanalyse und Diskussion von wichtigen und in der 
Regel hochumstritte nen Gerichtsurte ilen des U S Supreme Court (etwa zu Todes­
strafe, Abtre ibung, Terrorismus). Vergle iche zu r deutschen und europäischen 
Rechtslage werden ebenfalls gezogen. 

Literaturhinweise: Werden in der de taillie rten Vorlesungsa nkündigung gegeben, die 
rechtzeitig vor dem Semester in das e lektronische Verzeichnis LSF der Jur. Fakultät 
sowie auf der Website des Lehrstuhls (www.brugger.uni-hd .de) e ingeste llt werden. 

Sonstige Hinweise: Teilnehmer, die auch den Kurs im anglo-amerikanischen Z ivil­
recht besuchen, haben di e Möglichkeit, nach drei Semeste rn diese E rgä nzungsver­
anstaltung mit einer Prüfung und e inem Zertifika t abzuschließen. Siehe dazu die ein­
schlägige "Prüfungsordnung der Universität Heidelberg für die Prüfung der G rund­
züge des anglo-amerikanischen Rechts und der zugehörigen Rechtssprache" auf den 
Inte rne tseiten der Jur. Fakultä t, die alle E inzellle iten regelt. Regelmäßige Lektüre 
der Mate ri alien' vor der Veranstaltung sowie deren Diskussion in dem Kurs werden 
vorausgesetzt! 

LEHRVERANSTALTUNGEN AUS DEM BEREICH 
DER WIRTSCHAFTSWISSENSCHAFTEN 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Beginn: 

E inführung in die Wirtschaftspoli tik , 4st. 

Dr. Less 

Di 08.00-10.00 Uhr 
Do 08.00-10.00 Uhr 

31.03.2009 

NUni HS 5 
NU ni HS 10 

Ergänzungsveranstaltung (insbesondere für die Schwerpunktbereiche 5 a und b 
sowie 6) 

Zielgruppe: a lle Semester 

Hinweis der Redaktion: Es handelt sich um eine Schwerpun ktbereichs- und E rgä n­
zungsveranstaltung, nicht um eine Ve ranstaltung zur Vermittlung inte rdisziplinärer 
Scblüsse lquali fika tionen. 
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ZUSÄTZLICHES STUDIENANGEBOT 
INMANNHEIM 

Durch eine Vereinbarung zwischen der Juristischen Fakul tät der Uni versität Heidel­
berg und der Fakultät für Rechtswissenschaft der U ni versität Mannheim kö nnen 
auch bestimmte Lehrveranstaltungen der Mannheimer Juristischen Fakultä t belegt 
werden. D azu gehören sämtliche Seminare, fe rner Lehrveranstaltungen, die nament­
lich das Verkehrsrecht, das Versicherungsrecht, Internationale Rechtsbeziehungen , 
Steuerrecht, Umweltrecht und Wirtschaftsrecht zum Gegenstand haben. Seminar­
zeugnisse werden gegense itig anerkannt. Die Lehrveranstaltungen werden über 
A nschl äge der Heidelberger Juristischen Fakultät sowie über das Vorl esungsver­
zeichnis der Universität Ma nnheim bekannt gemacht. 
D er Schwerpunktbereich kann nicht in Mannheim studi ert werden. A nfragen zur 
Kooperation können an die Studienberater der Juristischen Fakultät H eidelberg 
gerichte t werden. 

SPRECHWISSENSCHAFT UND SPRECHERZIEHUNG 

Das Fachgebie t Sprechwissenschaft und Sprecherziehung vermittelt Theorie und 
Praxis der Sprechbildung, Sprech- und Stimmtherapie, rhetorischen Kommuni ka­
ti on, Deutschen Phoneti k und Intonation sowie Sprechkunst (ästhe ti schen Kommu­
ni kat ion). D as Lehrangebot richte t sich an Hörer alle r Fakultä ten, vor a llem an 
Studi erende künftiger Sprechberu fe. Alle Übungen können ohne Voranmeldung 
besucht werden. Die Veranstaltungen find en statt im Gebäude des Zentralen 
Sprachlabors (ZSL), Plöck 79-81 , Räume im 1. Stock. 

Lehrveranstaltung 

D ozent: 

Zeit und Ort: 

Dauer: 

Rhetorische Kommunikation für Studierende künftiger 
Sprechberufe, bes. für Studierende der Juristischen Fakultät 

G, Lempp, M.A. , Sprecherzieherin (DGSS) 

Mo 8:30-11 :45 Uhr 

06.04.2009 - 25.05.2009 

ZSL ÜR 301 

Kommentar: Gegenstand der Lehrveranstaltung sind Gespräch (aktives Z uhören, 
Gedankenaufbau und -wiedergabe, Gesprächsleitung) und Rede (S truktur, Z ie lset­
zu ng, Präsentation) in Theorie und Praxis. 
Z ur Rede: Der Schwerpunkt liegt auf der Praxis im H alten von Reden vor Publi kum. 
Inhaltliche Schwerpunkte betreffen folgende Aspekte : Wirkung des Redners und 
der Rede (H altung, Gesti k, Mimik, B lickkontakt und Präsenz), Stichwortzettel und 
Redea ufbau, Ausdrucksweise. 
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Zum Gespräch: Eine Aneinanderreihung von Einzel-Statements ist noch kein Dia­
log, kein echtes Gespräch . Daher gehören folgende Schwerpunkte zum Inhalt der 
Lehrveranstaltung: Erarbeiten der Voraussetzungen für gelingende Gespräche, akti­
ves Zuhören und Mitdenken im Gesamtkomplex des Gesprächs, Dialogfähigkeit, 
Argumentationsaufbau, Gesprächsleitung. 

Sonstige Hinweise: Die erfolgreiche Teilnahme an der Veranstaltung kann auf 
Antrag als Schlüsselqualifikationsnachweis i.S. des § 9 Abs. 2 NI'. 4 JAPrO 2002 aner­
kannt werden. Anträge sind an die Fachstudienberater der Juristischen Fakultät zu 
richten . Neben dem Antrag bitten wir um Vorlage des Teilnahmenachweises und 
einer aktuellen Immatrikulationsbescheinigung. 

ZENTRALESSPRACHLABOR - SPRACHENZENTRUM 
Das Zentrale Sprachlabor (ZSL) bietet als Sprachlehrzentrum für studienbegleitende 
Fremdsprachenausbildung Sprachkurse für Studierende aller Fachrichtungen. Wei­
tere Informationen, wie Anmeldung, Voraussetzungen , Kosten und Termine entneh­
men Sie bitte der Homepage des ZSL unter : http://www.uni-heidelberg.de/instilute/ 
fak9/zsl/wichtig.htm 

Im Sommersemester 2009 werden Kurse in den Sprachen Arabisch , Chinesisch, 
Englisch, Französisch , Italienisch, Japanisch , Polnisch, Portugiesisch, Russisch , 
Schwedisch, Spanisch und Tschechisch durchgeführt. 

Die Teilnehmerzahl für die Sprachkurse ist begrenzt. 

Für die Teilnahme ist eine Kursgebühr zu entrichten. (Nähere Informationen hier­
über sind den Aushängen am ZSL zu entnehmen!) Die Kursgebühr kann von der 
Juristischen Fakultät nicht zurückerstattet werden. Die Sprachkurse der Juristischen 
Fakultät sind kostenlos. 

Anmeldung für Veranstaltungen in allen Sprachen: 
Freitag, den 27. März 2009, 9-13 Uhr 
Montag, den 30. März 2009, 9-13 Uhr 

Vorgezogene Termine für die Einstufung und Einschreibung: 
Englisch Mittwoch , den 25. März 2009, 10-16 Uhr 
Französisch Donnerstag, den 26. März 2009, 10-16 Uhr 
Italienisch Donnerstag, den 26. März 2009, 10-12 Uhr 
Spanisch Donnerstag, den 26. März 2009, 10-12 Uhr 

Anmeldung für die Intensivkurse: 
in den Sprechstunden der Lehrenden im Zentralen Sprachlabor, Plöck 79-81 

- Anmeldung per Telefon bzw. E-Mail ist nicht möglich! 
- Bei der Einschreibung muss der Studienausweis vorgelegt werden. 
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- Die Vergabe der Plätze bei der Erstzulassung zu den Semesterkursen erfolgt 
durch Losverfahren. 

Bekanntgabe der zugelassenen Teilnehmer für die jeweiligen Sprachkurse durch 
Aushang der Teilnehmerlisten im Zentralen Sprachlabor ab Dienstagvorrruttag, den 
31. März 2009, 8 Uhr. 

Die Sprachkurse beginnen ab Dienstag, den 31. März 2009 

Mediothek: 

Für alle Studierenden besteht die Möglichkeit des Selbststudiums von Fremdspra­
chen mittels Audio-/Videokassetten sowie mit computergestützten Lernprogram­
men in der Mediothek des ZSL, Raum 022 (Erdgeschoss). 

Öffnungszeiten während der Vorlesungszeit: Mo-Do 10-18 Uhr, Fr 10-15 Uhr 
In der vorlesungsfreien Zeit bitte Aushänge beachten! 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Vorkenntnisse: 

Englisch - Wirtschafts- und Rechtswissenschaften , Kurstyp I 
(Hörverstehen und Sprechfertigkeit) , 4st. 

M. Farhand 

Mo 18.00-19.30 Uhr 
Mi 18.00-19.30 Uhr 

ZSL ÜR320 
ZSL ÜR 320 

Absolvierter Brückenkurs II am ZSL oder entsprechende 
Punktezahl in der obligatorischen Einstufung 

Lerninhalte: Bearbeitung von fachbezogenen Texten; Anleitung zum freien Spre­
chen; Übungen zur Verbesserung des Hörverstehens; Kurzreferate. 

Lernziele: Befähigung zum sprachlichen Handeln in einem fachbezogenen Kontext; 
intensive Schulung vor allem des Hörverstehens und der Sprechfertigkeit. 

Sonstige Hinweise: Die Veranstaltung gilt als rechtswissenschaft lieh ausgerichteter 
Sprachkurs i.S. des § 9 Abs. 1 Nr. 3 JAPrO 2002. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Vorkenntnisse: 

Englisch - Wirtschafts- und Rechtswissenschaften , 
Kurstyp II (Leseverstehen und schriftlicher Ausdruck) , 4st. 

B.Wanner 

Mo 18.00-19.30 Uhr 
Mi 18.00-19.30 Uhr 

ZSL ÜR 301 
ZSL ÜR 301 

Absolvierter Brückenkurs II am ZSL oder entsprechende 
Punktezahl in der obligatorischen Einstufung 
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Lerninhalte: Texte und Übungen vor allem aus dem wirtschaftsenglischen und juri­
stischen Bereich . 

Lernziele: Schulung aller Grundfertigkeiten (Lese-, Hörverstehen, schriftlicher Aus­
druck); Informationsentnahme aus einschlägigen Texten und Videoepisoden; Abfas­
sung von Inhaltsangaben , Geschäftsbriefen, Memos, etc. 

Sonstige Hinweise: Die Veranstaltung gilt als rechtswissenschaftlich ausgerichteter 
Sprachkurs i.S. des § 9 Abs. 1 NI'. 3 JAPrO 2002. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent, Zeit und Ort: 

Gruppe A 

Gruppe B 

Französisch - Wirtschafts- und Rechtswissenschaften, 
Kurstyp I (Hörverstehen und Sprechfertigkeit) , 4st. 

Mo. 18:00 bis 19:30 Favre; Plöck 79-81/ ZSL ÜR 107 
Mi. 18:00 bis 19:30 Favre; Plöck 79-81/ ZSL ÜR 107 

Di. 18:00 bis 19:30 Bebin; Plöck 79-81 / ZSL ÜR 218 
Do. 8:00 bis 19:30 Bebin; Plöck 79-81 / ZSL ÜR 218 

Vorkenntnisse: Brückenkurs am ZSL oder 6-7 Jahre Schulfranzösisch 

Lernziele: Strategien und Techniken zum Erfassen Ul~ fachbezogener 
Texte; fachbezogene Formen schriftlicher Sprachanwendung. 

Lerninhalte: exercice de la fonction politique, aspects de la justice fran~aise, econo­
mie franc;;aise et mondialisation, Europe politique et economique et autres sujets 
d'actualite. 

Sonstige Hinweise: Die Veranstaltung gilt als rechtswissenschaftlich ausgerichteter 
Sprachkurs i.S. des § 9 Abs. 1 NI'. 3 JAPrO 2002. 

Lehrveranstaltung: 

Dozent: 

Zeit und Ort: 

Vorkenntnisse: 

Spanisch - Wirtschafts- und Rechtswissenschaften , 
Kurstyp II (Leseverstehen und schriftlicher Ausdruck) , 4st. 

C. M.Villar 

Di 16.00-17.30 Uhr 
Do 16.00-17.30 Uhr 

ZSL ÜR 207 
ZSL ÜR207 

Brückenkurs am ZSL oder entsprechende sehr gute 
Kenntnisse 

Lernziele: Entwicklung von Hörverstehen und Sprechfertigkeit; Vermittlung von 
Diskussionsstrategien. 
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Lerninhalte: Aktuelle Themen aus Politik , Wirtschaft und Gesellschaft: Immigration, 
Rolle der Frau in der Spanisch sprechenden Gesellschaft, Bildung, Erziehung und 
Familie. 

Sonstige Hinweise: Die Veranstaltung gilt als rechtswissenschaftlieh ausgerichteter 
Sprach kurs i.S. des § 9 Abs. 1 NI'. 3 JAPrO 2002. 

EFFIZIENTE LITERATURRECHERCHE 

Veranstaltungen zur Vermittlung von Informationskompetenz für Studierende der 
Rechtswissenschaft: Anmeldung unter: http://www.ub.uni-heidelberg.de/schulung/ 

Einführung in die Benutzung der Bibliothek der Juristischen Fakultät 

Inhalt: In dieser Veranstaltung lernen Sie die Bibliothek der Juristischen Fakultät 
näher kennen und erfahren, wie sie diese zur Klausurvorbereitung sowie für die 
Anfertigung von Hausarbeiten effektiv nutzen können. Termine werden jeweils 
zu Semesterbeginn auf der Bibliothekshomepage unter: 
http://www.jurbib.uni-hd.de bekannt gemacht. 

Wie finde ich Bücher und Aufsätze im Fach Jura? 

Inhalt: In dieser Grundlagenveranstaltung erhalten Sie einen Überblick über die 
Recherchesysteme, die Sie für eine Suche nach den fachrelevanten Publikati­
onstypen (Lehrbücher, Kommentare, Zeitschriften, etc.) benötigen. In Übungs­
phasen lernen Sie den lokalen Katalog HElDI sowie eine wichtige bibliographi­
sche Fachdatenbank kennen . 

Termine: 28.04.09, 28.05.09, 01.07.09 jeweils von 16.00-18.00 Uhr 

Veranstaltungsort: Bibliothek der Juristischen Fakultät, pe-pool (Friedrich­
Ebert-Anlage 6-10, Raum 105) 

Datenbanken im Fach Jura effizient nutzen (I) - RECHT effizient recherchieren in 
Juris, Beck-Online und LexisNexisRecht 

Inhalt: In dieser Veranstaltung werden Ihnen die inhaltlichen Schwerpunkte die­
ser wichtigen juristischen Datenbanken präsentiert und vertiefende Recherche­
kenntnisse darin vermittelt . Anhand konkreter Rechercheaufgaben wird aufge­
zeigt , wie diese fachspezifischen Datenbanken als Online-Informationsdienste 
im Studium und später in der Praxis erfolgreich genutzt werden und das juristi­
sche Arbeiten erleichtern können. 

Termine für Juris, Beck-Online, LexisNexis Recht: 12.05.09 von 16-18 Uhr; 
25.06.09 von 14-16 Uhr 
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Veranstaltungsort: Universitätsbibliothek Heidelberg, PC-Schulungsraum 
(U ntergeschoss) 

Veranstaltllngsleitllng: Ulrike Fälsch, LL.M. 

Datenbanken im Fach Jura effizient nutzen (11) - RECHT effizient recherchieren in 
Westlaw Int., LexisNexis Wirtschaft und Eur-Lex 

Inhalt: In dieser Veranstaltung werden Ihnen die inhaltlichen Schwerpunkte die­
ser wichtigen juristischen Datenbanken präsentiert und vertiefende Recherche­
kenntnisse darin vermittelt. Anhand konkreter Rechercheaufgaben wird aufge­
zeigt, wie diese fachspezifischen Datenbanken als Online-Informationsdienste 
im Studium und später in der Praxis erfolgreich genutzt werden und das juristi­
sche Arbeiten erleichtern können. 

Termine: 19.05.09 von 16-18 Uhr und 15.06.09 von 14-16 Uhr 

Veranstaltungsort: Universitätsbibliothek Heidelberg, PC-Schulungsraum 
(Untergeschoss) 

Veranstaltungsleitung: Ulrike Fälsch, LL.M. 

Fachportale im Fach Jura - das Internet effektiv nutzen - einfach mehr wissen über 
frei zugängliche juristische Angebote im Internet 

Inhalt: In der Veranstaltung werden Ihnen die inhaltlichen Schwerpunkte und 
Funktionalitäten von einigen empfehlenswerten und kosten los zugänglichen 
Internetquellen, wie z. B. die Virtuelle Fachbibliothek Recht, das Juristische 
Internetprojekt Saarbrücken oder die Homepages der obersten Gerichte prä­
sen tiert. Durch die Lösung konkreter Rechercheaufgaben wird Ihnen der Infor­
mationsnutzen dieser Internetquellen für die juristische Arbeit in Shldium und 
Beruf aufgezeigt. 

Termine: 26.05 .09 von 16-18 Uhr und 06.07.09 von 14-16 Uhr 

Veranstaltungsort: Universitätsbibliothek Heidelberg, PC-Schulungsraum 
(U n tergeschoss) 

Veranstaltungsleitung: Ulrike Fälsch, LL.M. 
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INFORMATIONSBLATT FÜR 
AUSLÄNDISCHE STUDIERENDE 

Den Lehrveranstaltungen der Juristischen Fakultät sind folgende ECTS-Anrech­
nungspunkte zugeordnet: 

• Vorlesung/Kolloquium: 

1 stündig 2 credits 

2 stündig 3 credits 

3 stündig 5 credits 

4 stündig 6 credits 

5 stündig 8 cred its 

6 stündig 9 credits 

• Seminar: 

1 stündig ohne Referat 2 credits 

1 stündig mit Referat 4 credits 

2 stündig ohne Referat 3 credits 

2 stündig mit Referat 6 credits 

3 stündig ohne Referat 4 credits 

3 stündig mit Referat 7 credits 
(Ein Blockseminar ist in der Regel eine 3 sfiindige Veranstaltung) 

• Moot-Court mit Referat 7 credits 

• Übung 

o Arbeitsgemeinschaft etc. 

An der Juristischen Fakultät gibt es keine regelmäßigen Universitätsprüfungen am 
Ende des Jahres. Wenn Sie im Rahmen des SOCRATES/ERASMUS-Programms 
hier studieren, können Sie in Abstimmung mit dem jeweiligen Hochschullehrer oder 
Dozenten am Ende des Semesters eine mündliche oder schriftliche Prüfung ablegen. 
Bitte beachten Sie eventuelle Anmelde/risten, die in der Veranstaltung, durch einen 
Aushang oder im kommentierten Vorlesungsverzeichnis bekanntgegeben werden! Bei 
erfolgreichem Abschluss eines Kurses erhalten Sie von dem Hochschullehrer oder 
Dozenten einen Leistungsnachweis. Teilnahmebescheinigungen können Sie nur nach 
Absprache zu Beginn der Vorlesungszeit von den Hochschullehrern und Dozenten 
bekommen. Achten Sie auf die Ausgabe von Anmeldelisten und Eintragungsfristen 
für die jeweiligen Prüfungen! 
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Die Benotung erfolgt nach folgendem System: 

Punkte nach dem Noten nach dem 
deutschen Notcnsystcm deutschen Notensystem 

16-18 sehr gut 

13-15 gut 

10-12 vollbefriedigend 

7- 9 befriedigend 

4- 6 ausreichend 

1- 3 mangelhaft 

0 ungenügend 
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ECTS·grade 

A 

B 

C 

D 

E 

FX 

F 

-

STUDIENFÜHRER 

ÜBER DAS STUDIUM DER RECHTSWISSENSCHAFT 

Auf die Rechtswissenschaft bereite t die Schule nur mittelbar vor. Die e rste 
Berührung mit dem Gegenstand wirkt daher oft verwirrend . Junge Juristen dürfen 
sich dadurch nicht entmutigen lassen. Sie sollen sich freilich bemühen, ihr Studium 
von A nfa ng an richtig anzulegen. Die fol genden Hinweise wollen ihnen dafür 
Anhaltspunk te bie ten. 

(1) Die Jurisprudenz ist eine Kulturwissenschaft. Sie wird sich nur dem erschließen, 
der sich auch über die Beziehungen des Rechts zu den geschichtlichen, ökonomj ­
sehen, sozialen, kulturellen und philosophischen E ntwicklungen Kl arheit verschafft. 
Daher müssen sich die Studierenden nicht nur mit der Rechtsgeschichte beschä fti ­
gen; sie sollten zur E rweiterung der A llgemeinbildung und zur sinnvollen E rgänzung 
des juristischen Studiums vor a llem in den ersten Semes tern außerdem Vorles ungen 
in den anderen Fakultäten hören, insbesondere über Philosophie, Geschichte und 
Kulturgeschichte, Vol kswirtschaft und Soziologie. 

(2) Auch innerhalb der juristischen Disziplinen des geltenden Rechts kommt es nicht 
allein darauf an, dass sich die Studierenden Kenntnisse der Rechtsdogmatik und der 
positiven Normen verschaffen. Mindestens ebenso notwendig ist das E indringen in 
die juristische Methodik d.h. in die juristische Kunst der A bstrak ti on, Interpre tat ion, 
Konstruktion und Sys tematik , sowie in die juristische Terminologie und die juristi ­
sche Schlussweise. Nur wer diese Methodik beherrscht und anzuwenden versteht, 
verm ag den Rechtsstoff a ls solchen zu bewältigen. D as E rlernen und Ü ben der juri­
stischen Methode muss das ga nze Rechtsstudium begleiten. 

Vielfä ltige E rfa hrung zeigt, dass es e in Irrtum ist zu glauben, derjenige, der seine 
Bemühungen vorwiegend oder ga r ausschließlich auf das Sammeln von "positivem 
Wissen" gerichte t ha t, sei in der Prüfung oder im prak tischen juristischen Beru f den 
anderen überlegen. Hier wie dort ist es in e rste r Linje das Beherrschen der juristi ­
schen Methode, das die fähigen Juristen kennzeichnet. 

(3) Die Studierenden können nicht fr üh genug damit beginnen, in die juristische 
Litera tur einzudringe n und dabei auch Fachzei tschriften und richte rliche E rkennt­
nisse zu lesen. Jeder Studierende sollte sich im Laufe der Semeste r eine kle ine e ige­
ne H andbiblio thek schaffen. 

D ie juristische Litera tur steht den Studierenden vor allem in der Seminarbiblio thek 
und in den e rgä nzenden Spezia linsti tuten zu r Verfügung. D as Juristische Seminar 
so llte daher von A nfang an bevorzugte Arbeitsstä tte der Rechtsstudenten sein . 

(4) Die Fakult ät vermittelt Rechtswissenschaft mit Hilfe verschiedenartiger U nter­
rich tsveransta l tungen. 
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Die Vorlesungen bezwecken, den Studierenden die e inzelnen Rechtsgebiete nach 
Inha lt und Methodik nahe zu bringen, ihn zu " unte rrichten" . Die dafür meist unum­
gä ngliche Form des gedrängten systematischen Vortrags s te llt an Aufmerksamkeit 
und Merkfähigkeit der Hörer regelmäßig hohe Anforderun gen; die Vorlesung kann 
im Übrigen in das betreffende Rechtsgebiet oft nur e inführen. Schon aus diesen 
Gründen ist es une rlässlich , dass die Studierenden das Gehörte an hand wissen­
schaft licher Literatur nach arbeiten und durch Eigenstudium ergä nzen. Selbständige 
Nacharbeit und intensives Eigenstudium gehören zum Wesen der akademischen 
Ausbildung; sie sind selbstverständliche r Bestandte il des Universitätsstudiums. 

In den Übungen lernen di e Studierenden die Behandlung juristische r Fälle, die 
Anwendung des abstrakten R echts auf konkrete Sachverhalte des Lebens. Die 
Übungen bilden e inen wichtigen Bestandteil des Studiums, weil nur ständiges Üben 
zur Beherrschung der juristischen Arbeitsmethode führt. - Im R ahmen der Übungen 
für Anfänger im Bürgerlichen R echt , im Strafrecht und im Öffentlichen Recht findet 
die Zwischenprüfung stat t. 

Klausurenkurse dienen vor allem der Exa mensvorbe re itung und sollten daher nicht 
vor dem 7. Semester besucht werden. Sie gelten nicht als Übungen der Juristenaus­
bildungs- u . Prüfungsordnung (JAPrO). 

Als wissenschaftlich intensivs te Unterrichtsveranstaltung sind Seminare vorgese­
hen, in denen unter Leitung der Dozenten den Teilnehmern Gelegenheit gegeben ist, 
durch Referate und anschließende Diskussion ei n bestimmtes Thema wissenschaft­
lich gründlich zu behandeln . D e r Besuch eines Seminars kommt nur für Studierende 
in Betracht, di e die entsprechenden Vorlesungen gehört und durchgearbeite t haben; 
e r wird nur für denjenigen wirklich gewinnbringend sein , der tatkräft ig mitarbeite t. 
- Zur E rgä nzung und E rweite rung des in der Vorlesung da rgebotenen Stoffs dienen 
u. a. Kolloquien. 

(5) Für die Studie renden der ersten Semester werden Arbeitsgemeinschaften gebil ­
de t, um gerade in den Anfangssemestern neben den Vorlesungen auch den Unter­
richt in kleineren Gruppen zu e rmögliche n. Diese Arbeitsgemeinschaften, di e von 
wissenschaftlichen Mitarbeit ern gele ite t werden , sind stofflich bestimmten Lehrver­
anstaltungen der dre i Hauptfachgebiete (Bürgerliches Recht, Strafrecht und Öffent­
liches R echt) zugeordnet. 

Aufgabe der Arbeitsgemeinschaften ist es einmal, die Vorlesungen , an die sie sich 
stofflich anlehnen , zu ergänzen. Dies soll vor allem dadurch geschehen , das der in 
den be treffenden Vorlesungen behande lte Stoff in kleineren Gruppen (ca. 25 Teil­
nehmer) im Gespräch weiter e rörtert und insbesondere an hand praktischer Fälle 
vertieft wird . Zum anderen sollen die jungen Studierenden durch die Behandlung 
und Bearbeitung praktischer Fälle zu e iner selbständigen Ause inand ersetzung mit 
dem Vorlesungsstoff angeregt und angeleitet und so auf eine erfolgreiche Te ilnahme 
an den Übungen vorbereitet werden. Dane ben haben die Arbeitsgemeinschaften 
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aber auch den Zweck, den Studierenden in den ers ten Semestern eine Hilfestellung 
bei der Gestaltung und Durchführung des Studiums dadurch zu geben, dass sie die­
je nige n Probleme mit e inbeziehen, die erfahrungsgemäß in den Anfangssemestern 
größere Schwierigkeiten bere iten, wie z. B. zweck mäßige Anlage des Studiums, Tech­
nik wissenschaftlicher Arbeit, Benutzung von Literatur und Bibliotheken. Vor e ine r 
Teilnahme an Übungen ist desha lb der Besuch mindestens einer Arbeitsgemein ­
schaft dringend zu empfehlen. 

(6) Den Studierenden beim fo lgerichtigen Aufbau seines Studiums zu helfen, ist de r 
Sinn des nachfolgenden Studienplanes . Er enthä lt für das im Wintersemester 
(Studienplan A) und im Sommersemester (Studienplan B) beginnende Studium 
ge trennte Vorschläge, die den Studiengang jeweils mit dem Turnus der Lehrveran­
sta ltungen abstimmen. Zwei ge trennte Studienpläne sind erforderlich, weil die 
Fak ultät personalmäßig außerstande ist , das volle Lehrprogramm zweimal im Jahr 
anzubie ten. 

Nach der Zwischenprüfung können die Studierenden einen Schwerpunktbe reich 
wählen , der mit e iner Universitätsprüfung abgeschlossen wird , die ihrerseits 30 % 
der Endnote der Ersten juristischen Prüfung ausmacht. Die Veranstaltungen im 
Rahmen der Schwerpunktbereiche werden im regelmäßigen Wechsel angebo ten, so 
dass das Schwerpunktbereichsstudium in de r Regel innerhalb von 3 Semestern 
absolvie rt werden kann. 

Die Fakultät ist (bei entsprechende r Lehrkapazität) bemüht weitere - auße r den in 
den Studienplänen genannten - Lehrveranstaltungen anzubieten , die nicht in e in 
bestimmtes Semester einzuordnen sind. 

STUDIENPLÄNE 

Den Studierenden der R echtswissenschaft wird empfohlen, ihr Studium nach dem 
fo lgenden Studien plan, der den Anforderungen der Verordnung des Justizministeri ­
ums über Ausbildung und Prüfung de r Juristen (JAPrO) vom 08.10.2002 R echnung 
trägt, e inzurichten. 

Gem. § 9 II 2 JAPrO ist die erfolgre iche Teilnahme an e ine r Veranstaltung in e inem 
Grundlagenfach Voraussetzung für die Zulassung zur Staatsprüfung. Die Fakultät 
bie te t zu diesem Zwecke folgende Grundlagenveranstaltungen an: 

- Deutsche Rechtsgeschichte 

- Rechtsphilosophie 

- Römische Rechtsgeschichte 

- Verfassungsgeschichte der Neuzeit 

Die Fakultät empfiehlt nachdrücklich den Besuch von mindestens zweien dieser 
Ve ra nstal tungen . 
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Weitere Grundlagenveranstaltungen gehören zu den Schwerpunktbereichen und 
sind auf deren spezifische E rfordernisse abgestimmt; in ihnen kann e in Schein gem.§ 
9 II 2 JAPrO nicht erworben werden. 

E benfalls Voraussetzung für die Zulassung zur Staatsprüfung ist der Besuch e ine r 
fremdsprachlichen Veranstaltung (§ 3 V 2 JAPrO) , soweit die Fremdsprachenkom­
pe tenz nicht anderweitig ausreichend nachgewiesen worden ist. 

Studienplan A (Studienanfang Wintersemester) 

1. Semester (WS) 

E inführung in die Rechtswissenschaft 1 Std. 

5 Std. Zivi IR Grundkurs I 

grundkursbegleitende 2 Std. Arbeitsgemeinschaft 

ÖR Grundkurs Verfassungsrecht I 4 Std . 
(Staa tsorga n isa tionsrecht 
e inschl. inte rn. Bezüge) 

grundkursbegle itende 2 Std. Arbei tsgemeinschaft 

StrafR Grundkurs I 
(Grundlinien d. Strafrechts und 
Allgem. Teil 1) 2 Std. 

Grundlagenveranstaltungen: 

Römisches Recht 2 Std. 

Verfassungsgeschichte der Neuzeit 2 Std. 

2. Semester (SS) 

ZivilR Grundkurs II 5 Std. 

mit integrie rte r Übung für 
Anfänger 2 Std. 

grundkursbegle itende 2 Std. A rbeitsgemeinschaft 

ÖR Grundkurs Verfassungsrecht II 
(Grundrechte) mit integr. Übung 
für Anfänger' 4 Std. 

grundkursbegleitende 2 Std. A rbe itsgemeinschaft 

, Die Hausarbeit wird am E nde der Vorlesungszeit des 1. Semesters ges tellt. 
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StrafR Grundkurs II 
(Allgemeiner Teil 2 und 
Besonderer Teil 1) 4 Std . 

grundku rsbeglei tende 2 Std. Arbeitsgemeinschaft 

Grundlagenveranstaltungen: 

D eutsche Rechtsgeschichte 2 Std. 
R echtsphilosophie 2 Std. 

fakultativ: 

E inführung in das französische R echt 
und seine Rechtssprache 
(keine Veranstaltung i.S.v. § 9 I Nr. 3) 

E inführung in das angloamerikanische 
R echt und seine R echtssprache 
(keine Veranstaltung i.S.v. § 9 I Nr. 3) 

3. Semester (WS) 

Z ivilR Vertiefungsvorlesung Schuldrecht 

Sachenrecht 

ÖR Verwaltungsrecht Allgemeiner Teil 

StrafR Grundkurs III Besonderer Teil 2) 
mit integr. Übung für Anfänger2 

E uroparecht I (Einführung) jährl. 

Arbeitsrecht jährl. 

4. Semester (SS) 

Z ivilR Synthese des Zivilrechts 

Familienrecht und E rbrecht jährl. 

Handelsrecht jä lul. 

IPR jährl. 

ÖR Verwaltungsrecht -
Besonderer Teil jährl. 

mit integr. Übung 
f. Fortgeschrittene 

3 Std . 

3 Std. 

4 Std. 

3 Std . 
2 Std . 

2 Std . 

4 Std . 

2 Std. 

2 Std. 

1 Std . 

2 Std. 

3 Std . 

2 Std . 

, Die Hausarbeit wird am E nde der Vorlesungszeit des 2. Semesters ges tellt. 
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StrafR Strafprozessrecht jähr\. 
Übung im Strafrecht f. Fortgeschr. 

E uroparecht II (Vertiefung) jähr!. 

5. Semester (WS) 

Zivi IR Gesellschaftsrecht jähr\. 

Zivilprozessrecht jähr\. 

Europäisches Privatrecht jähr\. 

Übung für Fortgeschritte ne 

ÖR Verwaltungsprozessrecht jähr\. 

2 Std. 

2 Std. 

2 Std. 

3 Std. 

3 Std. 
1 Std. 

2Std . 

2 Std. 

Veranstaltungen im Schwerpunktbereich 

6. Semester (SS) 

Zivi lR Zwangsvollstreckungsrecht jähr!. 

Veransta ltungen im Schwerpunktbereich 

Exa mensvorbe re itung: 

Repe titorium 

- Zivi lrecht I 

- Öffentliches Recht I 
(Staats- und VerfassungsR) 

- Strafrecht I (Allgemeiner Teil) 

ab 6. Semester: 

Fachspezifische Fre mdsprachen­
ausbi ldung i.S.v. § 9 I NI'. 3 

7. Semester (WS) 

Veransta ltungen im Schwerpunktbereich 

Schriftliche Studienarbeit (ab 7. Semester) 

Examensvorbe re itung: 
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Repetitorium 

- Zivilrecht II 

- Öffentliches Recht II 
(Verwaltungsrecht) 

- Strafrecht II (Besonderer Teil) 

Klausurenkurse 

- Exa me nsk lausurenkurs 
- Probeexamen 

Tutorium 

2 Std. 

6 Std. 

2 Std. 

4 Std. 

2 Std . 

6 Std. 

4 Std. 

2 Std. 

8 Std . 

,.... 

• 

8. Semester (SS) 

Veranstaltungen im Schwerpunktbereich 

Exa mensvorbereitung: 

Klausurenkurse 

- Exame nsklausurenkurs 

- Probeexamen 

Tutorium 

Studienplan B (Studienanfang Sommersemester) 

1. Semester (SS) 

E inführung in die Rechtswissenschaft 

Z ivilR 

ÖR 

StrafR 

Grundkurs I 

grundkursbegle ite nde 

Grundkurs Verfassungsrecht I 
(Staatsorganisationsrecht e inseh!. 
intern . Bezüge) 

grundkursbeglei te nde 

Grundkurs I 
(Grund linie n d. Strafrechts und 
Allgem. Tei l 1) 

Grundlagenveranstaltungen: 

D e utsche Rechtsgeschichte 

R echtsphilosophie 

2. Semester (WS) 

ZivilR 

ÖR 

Grundkurs II 
mit integrie rter Übung 
für A nfänger3 

grundk ursbegle i tende 

Grundkurs Verfassungsrecht II 
(Grundrechte) mit 
integr. Übung für Anfängerl 

grundkursbegleite nde 

8 Std. 

1 Std . 

5 Std. 

2 Std. Arbeitsgemeinschaft 

4 Ste!. 

2 Std . Arbe itsgeme inschaft 

2 Std . 

2 Std . 

2 Std . 

5 Std. 

2 Std . 

2 Std. Arbeitsgeme inschaft 

4 Std . 

2 Std. Arbeitsgemeinschaft 

3 Die Hausarbeit wi rd am E nde der Vorlesungszeit des 1. Semesters geste llt. 
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StrafR Grundkurs II 
(Allgemeiner Te il 2 und 
Besonderer Teil 1) 
grundkursbegleitende 

E uroparecht I (E inführung) 

Grundlagenveranstaltungen: 

Römisches R echt 

Verfassungsgeschichte der Neuzeit 

fakultativ : 

4 Std . 
2 Std. Arbeitsgemeinschaft 

jährt. 2 Std. 

2 Std. 

2 Std . 

E inführung in das französische Recht und seine Rechtssprache 
(keine Veranstaltung i.S.v. § 9 I Nr. 3) 

E inführung in das angloamerikanische Recht und seine Rechtssprache 
(keine Veranstaltung i.S.v. § 9 I Nr. 3) 

3. Semester (SS) 

ZivilR 

ÖR 

StrafR 

Vertiefun gsvorl esung Schuldrecht 

Sachenrecht 

Familienrecht und E rbrecht jährt. 

Handelsrecht jährt. 

IPR jährt. 

Verwaltungsrecht A llgemeiner Teil 

Grundkurs III Besonderer Te il 2) mit 

integr. Übung für Anfänger4 

4. Semester (WS) 

Zivi IR Synthese des ZivilTechts 

Gesellschaftsrecht jährt. 

Zivilprozessrecht jährt. 

ÖR Verwaltungsprozessrecht jährt. 

mit integr. Übung f. Fortgeschrittene 

StrafR Übung im Strafrecht f. Fortgeschr. 

Arbeitsrecht jährt. 

3 Std. 

3 Std. 

2 Std. 

1 Std. 

2 Std. 

4 Std . 

3 Std . 

2 Std. 

2 Std . 

3 Std . 

3 Std . 

3 Std . 

2 Std. 

2 Std . 

4 Std. 

4 Die Hausarbeit wird am E nde der Vorlesungszeit des 2. Semesters gestellt. 
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5. Semester (SS) 

Z ivilR Zwangsvollstreckungsrecht 

Übung für Fortgeschrittene im Z ivilR 

ÖR Verwaltungsrecht - Besonderer Teil 

StrafR Strafprozessrecht 

E uroparecht II (Vertiefun g) 

Veranstaltungen im Schwerpunktbereich 

6. Semester (WS) 

Z ivilR E uropäisches Priva trecht 

Veranstaltungen im Schwerpunktbereich 

Examensvorbereitung: 

Repetitorium 

- Zivilrecht II 

jährt. 

jährt. 

jährt. 

jähr!. 

jähr!. 

- Öffe ntliches Recht II (Verwaltungsrecht) 

- Strafrecht II (Besonderer Te il ) 

ab 6. Semester: 

Fachspezifische Fremdsprachenausbildung i.S.v. § 9 I Nr. 3 

7. Semester (SS) 

Veranstaltungen im Schwerpunktbereich: 

Schriftliche Studienarbeit (ab 7. Semester) 

Examensvorbereitung: 

Repetitorium 

- Z ivilrecht I 

- Öffentliches Recht I 
(Staa ts- und Verfassungsrecht) 

- Strafrecht I (Allgemeiner Teil) 

Klausurenkurse 

- Examenskl ausurenkurs 

- Probeexamen 

Tutorium 

2Std . 

2 Std. 

3 Std. 

2 Std . 

2 Std . 

1 Std. 

6 Std. 

4 Std. 

2 Std. 

2 Std . 

6 Std. 

2 Std . 

4 Std. 

8 Std . 
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8. Semester (WS) 

Veranstaltungen im Schwerpunktbereich 

Examensvorberei tung: 

Klausurenkurse 

- Examensklausurenkurs 

- Probeexamen 

Tutorium 8 Std. 

ZWISCHENPRÜFUN GSO RD NUN G 

Der Fakultätsrat der Juristischen Fakultät der Universität Heidelberg hat auf den 
Sitzungen vom 16.07.2008 und 15.10.2008 die Zwischenprüfungsordnung der Uni­
versität Heidelberg für den Studiengang Rechtswissenschaft vom 5. September 1996 
wie folgt neu gefasst: 

ZWISCHENPRÜFUNGSORDNUNG DER UNIVERSITÄT HEIDELBERG 
FÜR DEN STUDIENGANG RECHTSWISSENSCHAFT 

§ 1 Prüfungspflicht 

(1) Wer zum Rechtsstudium zugelassen ist , hat sich einer Orientierungsprüfung und 
einer Zwischenprüfung zu unterziehen. 

(2) Die Orientierungsprüfung soll den Studierenden dazu dienen, ihre Studienwah­
lentscheidung möglichst frühzeitig zu überprüfen. 

(3) Die Zwischenprüfung soll den Nachweis erbringen , dass die Studierenden die 
Voraussetzungen für ein erfolgreiches Weiterstudium erfüllen , insbesondere 
dass sie Grundbegriffe aus den Gebieten des Bürgerlichen , Öffentlichen und 
Strafrechts erfassen und anwenden können. 

§ 2 Orientierungsprüfung 

(1) Bis zum Ende des zweiten Semesters ist von allen Studierenden eine Orientie­
rungsprüfung abzulegen . Diese besteht aus der erfolgreichen Teilnahme an einer 
Übung im Bürgerlichen Recht oder im Öffentlichen Recht für Anfänger. Wer an 
der Übung im Bürgerlichen Recht oder im Öffentlichen Recht bis zum Ende des 
zweiten Semesters nicht teilgenommen hat (Hausarbeit und Klausur) , hat den 
Prüfungsanspruch verloren, es sei denn , er hat die Nichtteilnahme nicht zu ver­
treten. Die Teilleistungen der Übung (Hausarbeit und Aufsichtsarbeit) müssen 
grundsätzlich in der Übung eines Semesters erbracht werden; § 4 Abs. 5 bleibt 
unberührt. 

(2) Die Orientierungsprüfung gilt als vorgezogener Teil der Zwischenprüfung. 
(3) Die Orientierungsprüfung kann, wenn sie nicht bestanden ist oder als nicht 

bestanden gilt, einmal im darauf folgenden Semester wiederholt werden. Wer die 
Orientierungsprüfung nicht spätestens bis zum Ende des dritten Semesters 
erbracht hat , verliert den Prüfungsanspruch, es sei denn, die Fristüberschreitung 
ist vom Studierenden nicht zu vertreten . 

§ 3 Prüfungsleistungen 

(1) Die Zwischenprüfung besteht aus der erfolgreichen Teilnahme an den Übungen 
für Anfänger in den Fächern Bürgerliches Recht, Öffentliches Recht und Straf­
recht. Die Teilleistungen der Übung (Hausarbeit und Aufsichtsarbeit unter Prü-
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fungsbedingungen) müssen grundsätzlich in der Übung eines Semesters 
erbracht werden; § 4 Abs. 5 bleibt unberührt. 

(2) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn a lle Prüfungsleistungen gemäß Abs. 1 
mit mindestens "ausreichend" bewerte t wurden. 

(3) Der in der Zwischenprüfung erreichte Rang (§ 7 Abs. 2 der Satzung der Univer­
sität Heidelberg über die Ausbildung und Prüfung in den Schwerpunktbereichen 
im Studiengang Rechtswissenschaft vom 08. März 2004) bemisst sich nach dem 
Durchschnitt der Leistungen in den Übungen für Anfänger. Von mehreren im 
R ahmen derselben Übung bewerte ten Aufs ichtsa rbeiten wird nur die jeweils 
beste berücksichtigt. Die E inzelbewertungen werden addiert und durch sechs 
gete ilt. Bei R anggleichheit wird durch das Los entschieden. 

(4) Im Falle der A nerkennung von Leistungen, die an Juristischen Fakultäten ande­
rer Universitäten im Geltungsbereich des Deutschen Richtergesetzes erbracht 
wurden, wird ein Durchschnitt aus den Bewertungen aller bis zur Zwischenprü­
fung erbrachten Leistungen an den Fächern Zivilrecht, Strafrecht und Öffentli­
ches Recht gebilde t. 

(5) Z u Beginn eines jeden Semesters wird eine Rangliste der fristgemäß eingegan­
genen Anmeldungen zur Universitätsprüfung erstellt. Die Anmeldefrist wird 
nach den Verfahrensbestimmungen des E rweiterten Fakultätsrates gemäß § 7 
Abs.5 der Satzung der Universität H eidelberg über Ausbildung und Prüfung in 
den Schwerpunktbereichen im Studiengang R echtswissenschaft festgesetzt. 

§ 4 Durchführung der Übungen 

(1) Zur Teilnahme an einer Übung für A nfänger oder an einer Teilleistung der 
Ü bung ist nur berechtigt, wer sich innerhalb von zwei Wochen ab Beginn der 
Vorlesungszeit beim Prüfungsamt zu der Übung angemeldet hat. Das Nähere 
regelt die Leitung des Prüfungsamtes. 

(2) Die Verantwortung für die Auswahl und Bewertung der Au fs ichtsarbeiten unter 
Prüfungsbedingungen trägt e in Professor oder Privatdozent. Für die Bewertung 
der schriftlichen Arbeiten gilt § 15 JAPrO entsprechend . 

(3) Die Aufsichtsarbeiten werden wie folgt unter Prüfungsbedingungen angefertigt: 
Der Teilnehmer hat sich vor Beginn der Aufs ichtsarbeiten durch einen amtlichen 
Lichtbildausweis auszu weisen und die Aufs ichtsa rbeit mit seinem Namen zu 
unterschreiben; er darf nur die zugelassenen Hilfsmittel benutzen. E ine Auf­
sichtsarbeit unter Prüfungsbedingungen ohne Namensunterschrift wird nicht 
bewerte t. Die Bea rbeitungszeit jeder Aufsichtsa rbeit unter Prüfullgsbedingun­
gen beträgt zwei volle Stunden; die Verantwortung für die Aufsicht während der 
Anfertigung der Aufs ichtsa rbeiten trägt die Juristische Fakultät. 

(4) Hausarbeiten hat der Teilnehmer ebenfalls mit seinem Namen zu unterschrei­
ben und ihnen die Versicherung beizufügen, dass er sie selbständig angefertigt 
und andere Quellen und H ilfsmittel als die angegebenen nicht benutzt hat. 
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(5) In Ausnahmefällen ka nn auf einen an das Prüfungsamt gerichte ten Antrag eine 
Hausarbeit der vorlesungsfreien Zeit, die auf e ine Übung folgt, auf die Ü bung 
des vergangenen Semesters angereclUlet werden. Dies ist möglich bei Studieren­
den, die den Hochschulort gewechselt haben und aus diesem Grunde die vor­
laufende H ausarbeit nicht mitschreiben konnten sowie in H ärtefällen, die 
während der Bearbeitungszeit der H ausarbeit vorliegen wie Krankheit, Unfa ll , 
Schwangerschaft , oder sonstige Umstände, die eine Beurlaubung rechtfertigen 
könnten. Daneben kann die H ausarbeit nachgeschrieben werden, wenn die Stu­
dentin bzw. der Student trotz ernsthaften Versuchs die Hausarbeit nicht bes tan­
den hat. Die entsprechenden Gründe sind durch Vorlage geeigneter Dokumen­
te (Zulassungs oder Immatrikula tionsdokumente, ärztliche Atteste oder die 
nicht bestandene H ausarbeit) , spätestens eine Woche nach Rückgabe der le tzten 
Aufsichtsarbeit der entsprechenden Anfängerübung, in den Härtefä llen unver­
züglich beim Prüfungsamt zu beantragen; daneben ist e ine Anmeldung zur 
Übung des nach fo lgenden Semesters erforderlich. 

§ 5 P rüfungsfrist 

(1) Die Prüfungsleistun gen der Zwischenprüfung müssen bis zum E nde des vi erten 
Semesters erbracht werden. Wer bis zu diesem Zeitpunkt nicht an den Prüfungs­
arbeiten im Sinne des § 3 Abs. 1 teilgenommen hat, hat insoweit die Zwi­
schenprüfung nicht bestanden. A bs. 2, § 4 Abs. 5 und § 6 bleiben unberührt . 

(2) Wer bis zum vierten Semester e inen Prüfungsversuch in den Übungen erfolglos 
unternommen hat, wird zur Wiederholung der Prü fung im fünften oder im sech­
sten Semes ter einmal zugelassen. 

§ 6 Wiederholung aus wichtigem Grund, Fristverlängerung 

Wer aus wichtigem Grund gehindert war, e ine in dieser Satzung genannte Frist 
(Antragsfrist, Frist zur E rbringung von Studien- und Prüfungsleistungen) einzuhal­
ten, kann unter unverzüglichem Nachweis des Hinderungsgrundes die Fristverlänge­
rung sowie den Wiederholungsversuch beantrage n. E ine Verlängerung der Frist 
sowie die Gewährung einer Wiederholungsmöglichkeit zur E rbringung der Orien­
tierungsprüfung über das dritte Fachsemester und die Verlängerung der Frist sowie 
die Gewährung einer Wiederholungsmöglichkeit zur E rbringung der Leistungen der 
Zwischenprüfung über das sechste Fachsemester hinaus ist nur durch eine E ntschei­
dung des D ekans möglich. 

§ 7 Verlust des Prüfungsanspruchs, endgültiges Nichtbestehen 

(1) Sind die Prüfungsleistungen bis zum Ablauf des sechsten Semesters nicht voll­
ständig erbracht, so verliert die Studentin bzw. der Student den Prüfungsa n­
spruch, es sei denn , sie bzw. er hat die Fristüberschreitung nicht zu vertre ten. 
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(2) 

(3) 

Die Zwischenprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Studentin bzw. der 
Student sich nicht spätestens bis zum vierten Fachsemester allen Teilprüfungen 
der Zwischenprüfung unterzogen oder einen Prüfungsversuch nach § 5 Abs. 2 
e rfolglos unternommen hat. 
§ 6 ble ibt unberührt. 

§ 8 Nachweis der Zwischenprüfung 

(1) 

(2) 

Die erfolgreiche Teilnahme an den Übungen für Anfänger im Bürgerlichen 
Recht , im Strafrecht und im Öffentlichen Recht wird durch das jeweilige 
Ü bungszeugnis nachgewiese n; in ihm ist zu vermerken , dass in jeder Übung je 
e ine Hausa rbeit und je e ine Aufsichtsarbeit jewe ils "unter Prüfungsbedingun­
gen" angefertigt worden ist. 
D as Bestehen der Zwischenprüfung wird vom D ekan auf Grund der vorgeleg­
ten Übungszeugnisse (Abs. 1) im Studienbuch durch den Vermerk "Zwi­
schenprüfung bestanden" bescheinigt (Zwischenprüfungszeugnis). 

§ 9 Täuschung, Rücknahme 

(1) 

(2) 

Unternimmt es le in Teilnehmer, das E rgebnis e iner Arbeit unter Prüfungsbedin­
gungen (§ 3 Abs. 1) durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs­
mitte l zu beeinflussen, so wird die Arbeit vom Übungsleiter als ungenügend 
bewertet. D as gleiche gilt , wenn sich das Täuschungsunternehmen nach der 
Bewertung einer Arbeit herausste llt. 
Sind Übungszeugnisse (§ 8 Abs. 1), das Zwischenprüfungszeugnis (§ 8 Abs. 2) 
oder Zulassungen durch Täuschung erlangt, so sind sie zurückzunehmen. Die 
Rücknahme ist ausgeschlossen , wenn der Studierende zur Staatsprüfung der 
Ersten juristischen Prüfung zugelassen ist oder wenn seit E rte ilung des Zwi­
schenprüfungszeugnisses mehr a ls zwei Jahre vergangen sind . 

§ 10 Entscheidungszuständigkeit 

Die Entscheidungen nach dieser Ordnung trifft , soweit nichts anderes bestimmt ist, 
die Prüfungskommission . Die Prüfungskommission kaml dem Leiter des Prüfungs­
amtes und weitere Mitarbeiter des Dekanats die Befugnis erteilen, an ihrer Ste lle 
E ntscheidungen zu fällen , die keine Fragen von grundsätzlicher Bedeutung auf\ver­

fen . 

§ 11 Anrechnung von Prüfungsleistungen 

(1) Zeugnisse der Juristischen Fakultät einer anderen deutschen Universität über 
bestandene Zwischenprüfungen werden anerkannt. 

(2) Studierende, die nach dem sechsten Fachsemester von einer anderen Universität 
an die Universität Heidelberg wechseln, müssen den Nachweis über die bestan-
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dene Zwischenprüfung oder, falls an der bisher besuchten Universität keine 
Zwischenprü fung durchgeführt wird , den Nachweis über die erfolgreiche Teil­
nahme an den Übungen für Anfänger im Bürgerlichen Recht, im Strafrecht und 
im Öffentlichen Recht e rbringen, um das Studium der Rechtswissenschaft an 
der Universität Heidelberg for tzusetzen. Die e rfolgreiche frühere Teilnahme an 
entsprechenden Übungen für Fortgeschrittene erse tzt die jeweilige Anfänger­
übung. 

(3) Studierende, die vor dem sechsten Fachsemester von einer anderen Universität 
an die Universität Heidelberg wechseln, müssen bis zum Ende des sechsten 
Fachsemesters die Zwischenprüfung absolvieren. Nachweise über die erfo lgrei­
che Teilnahme an einer Übung für Anfänger im Bürgerlichen Recht, im Straf­
recht und im Öffentlichen Recht sind als Teil der Zwischenprüfung anzuerken­
nen. Absatz 3 S. 2 gilt entsprechend . 

(4) Wer den Zwischenprüfungsanspruch bere its an der Juristischen Fakultät e iner 
anderen Universität verloren hat , kann die Zwischenprüfung nicht mehr nach ­
holen. 

§ 12 Inkrafttreten, Übergangsregelllng 

(1) Diese Ordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Mitteilungsbla tt des 
Rektors in Kraft. 

(2) Studierende, die vor dem Wintersemeste r 2008/2009 ihr Studium begonnen 
haben, können die Orientie rungsprüfung durch Erfüllung der in § 2a der 
Zwischenprüfungsordnung in der bis zum Sommersemester 2008 gültigen Form 
niedergelegten Voraussetzungen ablegen. 

(3) Studierende, die im Sommersemester 2008 ohne Erfolg an e iner Anfängerübung 
te ilgenommen haben, wird , wenn sie di e Anfertigung der Hausarbeit ernsth aft 
versucht und in einer Klausur mindestens vier Punkte erzie lt haben, die Leistung 
in der H ausa rbeit der entsprechenden Anfängerübung im Wintersemeste r 
2008/2009 , auf Antrag auf die Leistungen des Vorsemesters angerechnet. Der 
Leistungsnachweis wird in diesem Fall vom für die Übung im Sommersemester 
2008 verantwortlichen Dozenten ausgestellt. Der Antrag ist spätestens e ine 
Woche nach E nde der Abgabefrist der Hausarbeit beim Prüfungsamt der Juri­
stischen Fakultät zu stellen . Der Antragsteller ist nicht mehr berechtigt, an den 
Klausuren des Wintersemeste rs 2008/09 te ilzunehmen. 

Veröffentlicht im Mitteilungsblatt NI'. 4/09 des Rektors der Universität H eidelberg 
vom 30.01.2009, Seite 167ff. 
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ERASMUS-PROGRAMM 

der Europäischen Kommission zur Studierenden- und Dozentenmobilität 

Die Juristische Fakultät Heidelberg ist zurzeit mit folgenden europäischen Rechts­
fakultäten durch das E RASMUS-Programm zur Förderung der Studierendenmobi­
lität verbunden: 

in Belgien mit Leuven 
in Dänemark mit Kopenhagen 
in Frankreich mit Montpellier I, Sorbonne (Paris), Poitiers und Straßburg 
in Griechenland mit Athen 
in Großbritannien mit King's College (London) und Leeds 
in Italien mit Bologna, Ferrara, Salento, Salerno, Roma Tre 
in Litauen mit Vilnius 
in den Niederlanden mit Leiden und Tilburg 
in Norwegen mit Bergen 
in Polen mit Krakau und Gdansk 
in Portugal mit Porto 
in Rumänien mit Cluj-Napoca 
in Schweden mit Lund und Uppsala 
in der Schweiz mit Fribourg und Neuchätel 
in Slowenien mit Ljublijana und Maribor 
in Spanien mit Barcelona, Barcelona Alltonoma, Dellsto, Bilbao, LaLagllna 
(Tenerife), Compllltense (Madrid) und San Pablo Cell (Madrid) 
in Tschechien mit Prag 
in der Türkei mit Yeditepe, Istanbul 
in Ungarn mit Budapest. 

In einem Studienjalu werden ca. 50 Studierende von den Partneruniversitäten 
erwartet , die Juristische Fakultät entsendet eine ähnliche Anzahl von Studierenden 
an die befreundeten ausländischen Fakultäten. 
Das Mobilitätsstipendium für deutsche Studierende beträgt zurzeit pro Monat ca . 
150 €; Die Stipendiaten sind an der Gastuniversität von der Zahlung von Studien­
gebühren befreit und erhaltenen vor Ort gegebenenfalls weitere ad ministrative und 
organisatorische Unterstützung. Die Bewerbung erfolgt für das darauf folgende aka­
demische Jahr in Heidelberg, jeweils am Ende des Wintersemesters in Heidelberg. 

E RASMUS - Beauftragte 
der Juristischen Fakultät: 
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Frau Dr. Nika Witteborg 
Augustinergasse 9,69117 Heidelberg, Tel. 06221/54-2738 
E-mail: erasmus@ipr.uni-heidelberg.de 
weitere Informationen: http://www.jura- hd.de/erasmus 

.... 

SCHWERPUNKTBEREICHE 

(gern. Neuregelung vom 19.12.2007) 

Übersicht 

Schwerpunktbereich 1 Europäische Privatrechtsgeschichte 

Schwerpunktbereich 2 Kriminalwissenschaften 

Schwerpunktbereich 3 D eutsches und europäisches Verwaltungsrecht 

Schwerpunktbereich 4 Arbeits- und Sozialrecht 

Schwerpunktbereiche 5 Unternehmens- und Steuerrecht 

SB 5a (Steuerrecht) 

SB 5b (Unternehmensrecht) 

Schwerpunktbereich 6 Wirtschaftsrecht und Europarecht 

Schwerpunktbereich 7 Zivilverfahrensrecht 

Schwerpunktbereiche 8 Internationales Recht 

SB 8a (Internationales Privat- und Verfahrensrecbt 

SB 8b (Völkerrecht) 
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SCHWERPUNKTBEREICH 1 

Europäische Privatrechtsgeschichte 

Allgemeine Beschreibung des SchlVerpul/ktbereichs 

Ziel des Schwerpunktbereichs (SPB) 1 (Europäische Privatrechtsgeschichte) ist die 
Heranbildung kulturell wie dogmatisch orientierter Privat rech tier. E uropäisches 
Privatrecht ist historisch auf gemeinsamer Grundlage gewachsen und find et derzeit 
zu neuer Einheit. Die fortwährende Modernisierung seiner Inhalte ist nur zu bewäl­
tigen, wenn man die Gründe vorhandener Unterschiede und Gemeinsamkeiten 
kennt. D er Schwerpunktbereich spricht neben spezie ll historisch interessierten Stu­
dierenden auch solche an , die spä ter im Bereich der E uropäisierung und Internatio­
nalisierung des Rechts arbeiten und umfassend auf die heutigen wie die künftigen 
Gegenstände der Vereinheitlichung vorbereitet sein wollen. Unter diesen Gegen­
ständen spielen das Familienrecht und das Erbrecht in der Praxis eine besondere 
Rolle. Damit knüpft der Schwerpunktbereich an zentrale Heidelberger Traditionen 
der Fakultät an , die namentlich im Ausland das Bild der Fakultät prägen. 
Im Kern des Schwerpunktbereichs stehen Römisches Privatrecht und Kodifikations­
geschichte, also die beiden Veranstaltungen, die dogmatisch auf BGB, Code civil und 
andere prägende kontinentaleuropäische Zivilgesetze zulaufen. Die anderen Fächer 
erschließen den dogmatischen und komparatistischen Zusammenhang. Besonderes 
Gewicht kommt dabei dem Familienrecht mit seinen partikularrechtlichen und kir­
chenrechtlichen E inflüssen sowie dem durchgängig römisch geprägten E rbrecht zu. 
In jedem dieser Fächer (außer den Schlüsselqualifikationen) kann die Studienarbeit 
geschrieben werden . Wahlmöglichkeiten sind nicht vorgesehen, da der Schwer­
punktbereich die Mindestzahl an Stunden umfasst. Kenntnisse des Lateinischen sind 
nur für die römischrechtliebe und u. U. auch für e ine gemeinrechtliche Exegese 
erforderlich. Für alle anderen Veranstaltungen sind Sprachkenntnisse erwünscht , 
aber nicht Vorausse tzung. 

Studienplan 

1. Vorlesungen 
- Römisches Privatrecht 

- Deutsche und E uropäische Kodifikationsgeschichte 

- Rechtsvergleichung 

- Vertiefung im Familien- und Erbrecht 

5 SWS = Semeste r-Wochenstunden. 

2 SWS5[kt 

2 SWS [k] 

2SWS 

2SWS 

6 [k] = Veranstaltung, in der für die Klausur re levante r Stoff behande lt wird . 
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2. Schlüsselqualifikationsveranstaltung 
wahlweise 

- Techniken außergerichtlicher Streitbeilegung im Privatrecht 
(Verhandlungsführung, Mediation, Schiedsgerichtsbarkeit) 

- Anwaltliehe Vertragsgestaltung 

- Rechtsgestaltung im Familien- und Erbrecht 

3. SeminarIExegese 

wahlweise 

Exegese in der europäischen Privatrechtsgeschichte 
Seminar 

4. Weitere Angebote 

- AG in der E uropäischen Privatrechtsgeschichte (Exegese) 
- Probeexamen 

Anhang: Prüfungsgegenstände des SPB 1 

l. Pflicbtfachvertiefung 

- Europäisches Privatrecht 

- Grundzüge des Familien- und Erbrecbts 
- Römisches Recht 

- Deutsche R echtsgeschichte 

2. spezifischer Prüfungsstoff des SPB 

- Römisches Privatrecht 

- Deutsche und Europäische Kodifikationsgeschichte 
- Rechtsvergleichung 

- Vertiefung im Familien- und E rbrecht 

jeweils 2 SWS 

jeweils 3 SWS 

2SWS 
1 SWS 
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SCHWERPUNKTBEREICH 2 

KriminalwissenscIlaften 

Allgemeine B eschreibung des SchlVerpllnkfbereichs 

Im Schwerpunktbereich 2 kann das Studium des Strafrechts und des Strafprozess­
rechts ergänzt und vertieft werden . D er Schwerpunktbereich ist für Studierende 
geeignet, die im Laufe ihres bishe rigen Studiums e in besonderes Interesse für das 
Strafrecht und das Strafverfahrensrecht entwicke lt haben und die in Betracht zie­
hen, nach Abschluss ihrer Ausbildung im Bere ich de r Strafrechtspflege z. B. als 
Richte r, Staatsanwalt, Strafverteidiger oder Jurist im Strafvollzug be ruflich tät ig zu 
sein . Gegenstand de r Ausbildung im Schwerpunktbereich ist zum einen die Krimi­
nologie, die als empirische Wissenschaft vom Verbrechen und der Verbrechenskon­
trolle das strafrechtswissenschaftliebe Studium um wirklichke itswissenschaftlich e 
Perspektiven ergänzt. Im Rahmen der Kriminologie werden auch die strafrechtli­
chen Sanktionen behandelt. Außerdem umfass t der Schwertpunktbereich das 
Jugendstrafrecht , den Strafvollzug und das europäische und interna tionale Straf­
recht als praktisch bedeutsame Gebiete der Strafrechtspflege. D er Stoff dieser Mate­
rien wird in Vorlesungen vermittelt und in e inem Examinatorium wiederholt. 
E rgä nzt werden diese Angebote durch e ine Grundlagenveranstaltung in der juristi ­
schen Methodenlehre und eine praxisorientierte Lehrveranstaltung zum Erwerb von 
Schlüsselqualifikationen, wobei insoweit wahlweise die Veranstaltungen "Strafver­
te idigung" und "Außergerichtliche Streitbeilegung" besucht werden können. 

Sflldienp/an 

1. Vorlesungen: 
- Kriminologie einschließlich strafrechtliche Sanktionen 4 SWS7[k]8 

2 SWS [k] 
2 SWS [k] 
2SWS 
2SWS 

- Jugendstrafrecht 
- Strafvollzug 
- E uropäisches und internationales Strafrecht 
- Jurist ische Methodenlehre 

2. Schlüsselqualifikationsveranstaltung 
wahlweise 
- Strafverteidigung 
- Außergerichtliche Streitbeilegung 

7 SWS = Semester-Wochenstunden. 

jeweils 2 SWS 

8 [k 1 = Veranstaltung, in der für die Klausur relevanter Stoff behande lt wird. 
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f,.s"run .. 
Die Seminararbeit kann in allen Gebieten der 
Kriminalwissenschaften angefertigt werden . 

4. Weitere Angebote 

Arbeitsgemeinschaft in den Kriminalwissenschaften 

Exa minatorium in den Kriminalwissenschaften 

Probeexamen 

Anhang: Prüfungsgegenstände des Schwerpunktbereichs 2 

1. Pflichtfachvertiefung 

- Strafrecht 

- Strafverfahrensrecht 

II. Spezifischer Prüfungsstoff des Schwerpunktbere ichs 

1. Kriminologie 

- Gegenstand, Aufgaben und E ntwicklung de r Kriminologie 

3SWS 

2SWS 

2SWS 

lSWS 

- Stellung de r Kriminologie im Wissenschaftssystem und Forschungsmethoden 
der Kriminologie 

- Kriminalitätstheorien 

- Verbrechensbegriff, Kriminalstatistik und Dunkelfe ldforschung 

- Täterpersönlichkeit und Kriminalprognose 

- Viktimologie 

- Grundlagen der Verbrechenskontrolle 

- Kriminalprävention 

- Straftheorien und Ablauf der Strafverfolgung 

- Die strafrechtlichen Sanktionen in rechtlicher und kriminologischer Pe rspektive 

- Die R echtsfo lgenzumessung in rechtlicher und kriminologischer Hinsicht und im 
Strafprozess 

- Die Wirkungen der strafrechtlichen Sanktionen 

2. Jugendstrafrecht 

- Begriff und Aufgabe des Jugendstrafrechts 

- Die Lebensphase der Jugend und di e Jugendkriminalität 

- G rundzüge des Jugendrechts 

- Geschichte und A nwendungsbere ich des Jugendstrafrechts 

- Alters- und R eifes tufen 

- Die Rechtsfolgen des Jugendstrafrechts 
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- Die Jugendgerichtsverfassung 

- Das Jugendstrafverfalu-en 
- Vollstreckung, Vollzug und Registrierung jugendstrafrechtlicher Sanktionen 

3. Strafvollzug 
- Geschichte des Strafvollzugs 

- Vollzugsziele und Zielkonflikte 

- Allgemeine Grundsätze des Strafvollzugsrechts 

- Planung des Vollzugs 
- Einzelne Rechte und Pflichten des Gefangenen 

- Sicherheit und Ordnung im Strafvollzug 

- Der Rechtsschutz im Strafvollzug 

- Die Organisation des Strafvollzugs 

- Besondere Formen des Strafvollzugs 

4. E uropäisches und internationales Strafrecht 

- Harmonisierungsbestrebungen der EU 
- Kompetenzen der EU auf dem Gebiet des Strafrechts 
_ Harmonisierende Wirkung des Anwendungsvorranges des Gemeinschaftsrechts 

- Gemeinschaftsrechtskonforme Auslegung 
- E uropäische Zusammenarbeit bei der Kriminalitätsbekämpfung 

- Internationales Strafrecht als Strafanwendungsrecht 

- E uropäische Menschenrechtskonvention 

- Grundzüge des Völkerstrafrechts 
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SCHWERPUNKTBEREICH 3 

Deutsches und europäisches Verwaltungsrecht 

A llgemeine Beschreibung des Schwerpunkfbereichs 

Der Schwerpunktbereich 3 (Deutsches und europäisches Verwaltungsrecht) biete t 
Studierenden in besonderem Maße die Möglichkeit , Kenntni sse im Pflichtfachstoff 
des öffentlichen Rechtes zu vertiefen und zu erweitern . Es geht insbesondere um das 
Umweltrecht, das Raumplanungs- und Baurecht sowie die E uropäisierung des Ver­
waltungsrechts. 
Dementsprechend ist auch die Perspektive auf spä tere Tätigkeitsbereiche breit 
angelegt und reicht von der Arbeit als Richter oder Anwalt bis zur Beschäftigung in 
Verwaltung, Unternehmen, sowie nationalen und internationalen nichtstaatlichen 
Organisationen. 

Sfudienplan 

1. Vorlesungen 

- Deutsches und europäisches Umweltrecht 

- Raumplanungs- und Baurecht 

- Verwaltungsrechtsschutz in E uropa (EGV und EMRK) 

- E uropäisches und internationales Verwaltungsrecht 

- Allgemeine Staatslehre 

2. Schlüsselqualifikationsveranstaltung 

wahlweise 

- Richterliche Verhandlungspraxis im Verwaltungsprozess 

- Die Rolle des Anwalts im Verwaltungs- und verwaltungs-
gerichtlichen Verfahren sowie bei der außergerichtlichen 

2 SWS9[k]1O 

2 SWS [k] 

2SWS [k] 

2SWS 

2SWS 

Streitbeilegung jeweils 2 SWS 

3. Seminar 

Die Seminararbeit kann in allen Te ilrechtsgebieten 
des Öffentlichen Rechts einschließlich der dazu­
gehörigen Grundlagendisziplinen angefertigt werden. 

" SWS = Semester:Wochenstunden. 

3SWS 

10 [k) = Veranstaltung, in der für die Klausur re leva nter Stoff behandelt wird. 
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4. Weitere Angebote 
AG im Planungs- und Umweltrecht 

Ko lloquium 

Probeexamen 

Völkerrecht 

Anhang: Prüfungsgegellstände des Schwerpunktbereichs 3 

2SWS 

1SWS 

3SWS 

I. Prüfungsstoff aus den Pflichtfächern, der im Schwerpunktbereich vertieft wird: 

1. Allgemeines Verwaltungsrecht 
a) verfassungsrechtliche Grundlagen 
b) Handlungsformen 
c) Grundsätze des Verwaltungsverfahrens 

2. Verwaltungsprozessrecht 
a) Prozessgrundsätze 
b) Klagearten 
c) vorläufiger Rechtsschutz 

3. Baurecht 
a) Eingriffs- und Anspruchsgrund lagen der LBO 
b) planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben (§§ 29 - 36 BauGB) 
c) Grund lagen der Bauleitplanung (§§ 1 - Ba , 214 - 216 BauGB) 

4. E uroparecht 
a) Organisa tion 
b) Handlungsformen 
c) Grundkenntn isse Marktfreiheiten 
d) E uropäische Grundrechte 

II. spezifischer Prüfungsstoff des SPB 

1. Raumordnungsrecht 
a) ROG 
b) Landesplanungsgesetz BW 

2. Umweltrecht 
a) Pril1zipien und Instrumente des Umweltrechts 
b) Allgemeines Umweltrecht (UIG, UVPG) 
c) Immissionsschutzrecht (BImSehG) 
d) Naturschutzrecht (BNatSchG, LNatSchG) 

3. E uropäisches Prozessrecht 
a) Verfahren vor der E uropäischen Gerichtsbarkeit 
b) Verfahren vor dem EGMR 
c) E inwirkungen des E uroparechts auf die VwGO 
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4. E uropäisches Verwaltungsrecht (nur mündliche Prüfung) 
a) Beihilfenkontrolle (Art. 87 - 89 EG und BKVVO) 
b) Grundkenntnisse über Ve rfahren und Handlungsformen im Europäischen 

Verwaltungsverbund 

SCHWERPUNKTBEREICH 4 

Arbeits- und Sozial recht 

A llgem eine Beschreibung des SchlVerpunkfbereichs 

Ziel des Schwerpunktbereichs 4 ist es, junge Juristen und Juristinnen auf das beson­
ders wichtige Gebiet des Arbeits- und Sozial rechts gründlich vorzubereiten. Diese 
Rechtsgebie te betreffen weite Tei le der Bevölkerung, weil es e twa 4 Mio. Arbeitge­
ber und 30 Mio. Arbeitnehmer gibt, die zudem vom Sozialversicherungsrecht erfass t 
sind . Darüber hinaus findet das Sozialrecht für über 20 Mio. Rentner und etwa 10 
Mio. Arbeitslose und Hartz IV-E mpfänger Anwendung. D amit wird von den Gebie­
ten des Arbeits- und Sozialrechts praktisch die ga nze Bevölkerung direkt oder indi­
rekt erfasst. Berufsfelder gibt es namentlich als Fachanwalt für Arbeitsrecht bzw. 
Fachanwalt für Sozialrecht , die in praktisch aUen größeren Kanzleien vertreten sind. 
Daneben braucht man Arbeitsrechtler in größeren Unternehmen, bei Wirtschafts­
verbänden, Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften sowie in der Arbeitsge­
richtsbarkeit. 
Der Schwerpunktbereich 4 umfass t das Arbeits- und Sozial recht. Bei der Studien­
arbeit sind die Studierenden im Rahmen der Kapazitäten frei, in welchem Teilbe­
reich sie die Arbeit anfertigen möchten. Die Klausur beschränkt sich auf das Arbeits­
recht. In der mündlichen Prüfung kann neben dem Arbeitsrecht auch das Sozialrecht 
in dem im Anhang aufgeführten Unuang Gegenstand der Prüfung sein. 

1. Vorlesungen 

- Betriebsverfassungsrecht 

- Kollektives Arbeitsrecht 

- Sozialrecht I 

- Sozialrecht II 

- A rbeitsprozessrecht 

- Methodenlehre 

]I SWS = Semester-Wochenstunde n. 

Sfudienplan 

2 SWS"[k]'2 

2 SWS [K] 

2SWS 

2SWS 

1 SWS [K] 

2SWS 

12 [k 1 = Veranstaltung, in der für die Klausur relevanter Stoff behandelt wird . 
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-

2. SchlüsselqualilikationsveranstaItungen 

wahlweise 

- Streitschlichtung und Mediation 

- Arbeitsrechtliche Gestaltung und Beratung 

3. Seminar 
ArbR, SozR oder Methodenlehre 

4. Weitere Angebote 
- AG im Arbeits- und Sozialrecht 
- Examinatorium im Arbeitsrecht 
- Probeexamensklausur im Arbeitsrecht 
- Kolloquium zu ausgewählten aktuellen Fragen 

ANHANG 

2SWS 

3SWS 

2SWS 
1 SWS 
1 SWS 
1 SWS 

I. Prüfungsrelevante Pflichtfach vertiefung (Klausur und mündliche Prüfung) 
Grundlagen des Arbeitsrechts und Individualarbeitsrecht (insbes.: Geschichte und 
Rechtsgrundlagen des Arbeitsrechts, Beteiligte am Arbeitsrecht, Begründung des 
Arbeitsverhältnisses, Rechte und Pflichten der Arbeitsvertragsparteien, Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses, inbes. Kündigung und Kündigungsschutz). 

11. Zusätzlicher Prüfungsstoff 
Für Klausur und mündliche Prüfung: Kollektives Arbeitsrecht (Betriebsverfassungs-, 
Koalitions-, Tarifvertrags- und Arbeitskampfrecht) sowie die Grundzüge des arbeits­
gerichtlichen Verfahrens. 
Für die mündliche Prüfung: Die allgemeinen Grundsätze des Sozial- und Sozialver­
sicherungsrechts sowie die Grundprinzipien des Krankenversicherungs-, Unfallver­
sicherungs-, R entenversicherungs- und Arbeitslosenversicherungsrechts. 
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SCHWERPUNKTBEREICH 5 

Unternehmens- und Steuerrecht 

Allgemeine Beschreibung des Schwerpunktbereichs 

Der Schwerpunktbereich 5 richtet sich an Studentinnen und Studenten mit Interesse 
für das Steuerrecht bzw. das Gesellschaftsrecht. Vorkenntnisse sind nicht erforder­
lich. Im Vergleich zu anderen Schwerpunktbereichen ist der Anteil des Stoffes, der 
über den Pflichtfachstoff hinausgeht, zwar verhältnismäßig hoch ; dafür öffnen sich 
den Absolventen dieses Schwerpunktbereichs aber besonders interessante Tätig­
keitsfeIder in Wissenschaft und Praxis. 

Der Schwerpunktbereich wird in zwei Varianten angeboten: 
4. SB 5a: Teilbereich Steuerrecht 
5. SB 5b: Te ilbereich Unternehmensrechts 

Jeder Teilbereich hat künftig die Stellung eines e igenen Schwerpunktbereichs. 

StIldienplan SB 5a (Steuerrecht) 

1. Vorlesungen 

Einkommen- und Körperschaftsteuerrecht l3
•

14 

Unternehmenssteuerrech t 

U msa tzsteue rrech t 

Erbschaftsteuerrech t 

Europäisches und Internationa les Steuerrecht 

2. Schlüsselqualilikationsveranstaltungen 
Workshop Bilanzrecht oder 
Kolloquium Gesellschaftsrechtliche und 
steuerrechtliehe Gestaltung in der Praxis 

3. Seminar 

Seminar im Steuerrecht 

4. Weitere Angebote 

Arbeitsgemeinschaft im Steuerrecht 

Klausurenkurs im Steuerrecht 

13 SWS = Semester-Wochenstunden. 

3 SWS [k] 

2SWS 

1 SWS 

lSWS 

2SWS 

2SWS 

3SWS 

2SWS 

1 SWS 

14 [k 1 = Veranstaltung, in der für die Klausur relevanter Stoff behande lt wird. 
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Anhang: Prüfungsgegenstände des Schwel'punktbereichs Sa 

Gegenstand der Klausur ist das Einkommen- und Körperschaftsteuerrecht. Dazu 

zählen: 
6. das gesamte E inkommensteuerrecht (ohne §§ 38-48d, 50b-50h, 53-99 EStG und 

ohne die Nebengesetze wie AStG, InvStG, RE IT-G, UmwStG), 
7. das gesamte Körperschaftsteuerrecht (ohne §§ 20-22,24 f. , 35-40 KStG und ohne 

die o.a. Nebengesetze) , 
8. das allgemeine Steuerrecht und das Steuerschuldrecht (nur §§ 1-15, 33-50,140 f. 

AO) , 
9. die Bezüge zum Handelsbilanzrecht. 

Gegenstand der mündlichen Prüfuug sind 
10. das E inkommen- und Körperschaftsteuerrecht (s.o.) , 
11. das Gewerbesteuerrecht in Grundzügen (ohne §§ 28-35b GewStG) , 
12. das Umsatzsteuerrecht in Grundzügen (ohne §§ 22a-22e, 23-25d, 26-29 UStG). 

Studienplan SB 5b (Unternehmensrecht) 

1. Vorlesungen 
Kapitalgesellschaftsreche5

.
'6 

Deutsches und E uropäisches Kapitalmarktrecht 

Europäisches Gesellschafts- und Unternehmensrecht 

D eutsches und E uropäisches Umwandlungsrecht 

Rechnungslegung, Abschlussprüfung und Publizität 

2. Schlüsselqualifikationsveranstaltungen 

Workshop Bilanzrecht oder 
Kolloquium Gesellschaftsrechtliche und 
steuerrecbtliche Gestaltung in der Praxis 

3. Seminar 
Seminar zum Gesellschafts- und Unternehmensrecht 

4. Weitere Angebote 

3 SWS [k] 

2 SWS [k] 

2SWS 

1 SWS 

2SWS 

2SWS 

3SWS 

Arbeitsgemeinschaft im Gesellschafts- und Unternehmensrecht 2 SWS 

Klausurenkurs im Gesellschafts- und Unternehmensrecht 

15 SWS = Semeste r-Wochenstunden. 
16 [k] = Veransta ltung, in der für die Klausur re levanter Stoff behandelt wird. 
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Anhang: Prüfungsgegenstände des Schwerpunktbereichs Sb 

Gegenstand der Klausur sind die Vorlesungen Gesellschaftsrecht und Kapitalgesell­
schaftsrecht. Dazu gehört folgend er Stoff: 

13. Gesellschaft bürgerlichen Rechts (§§ 705-740 BGB), 

14. offene H andelsgesellschaft (§§ 105-160 HGB), 

15. Kommanditgesellschaft einschließlich Kapitalgesellschaft & Co. KG (§§ 161-229 
HGB), 

16. Gesellschaft mit beschränkter Haftung (insbesondere Stammkapital , Stammein­
l ag~ und. Geschäftsanteil , Gründung, Rechtsstellung der Gesellschafter, Organi­
sa tIon , Fmanzen, Haftungsverhältnisse, Beendigung) , 

17. ~ktiengese ll schaft (insbesondere Gründung, Organisationsverfassung und 
Fmanzen, Durchgriff, unternehmerische Mitbestimmung, Internationales 
Gesellschaftsrecht und Niederlass ungsfreiheit) 

18. Kapitalmarktrecht: WpHG (insbesondere Insiderrecht , Verbot der Marktmani­
pulation, Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten bei Veränderung des 
Stimmrechtsanteils, Verhaltensregeln nach §§ 31 ff. WpHG, individueller A nJe­
gerschutz, Kapitalmarktaufsicht), WpÜG, BörsG (insbesondere Orga nisa tion 
und Rechtsnatur der Börse, Handelssegmente, Pflichten des Emittenten nach 
Zulassung, individueller Anlegerschutz). 

Gegenstand der mündlichen Prüfung sind 

19. der Stoff der Vorlesungen Gesellschaftsrecht , Kapitalgesellschaftsrecht und 
Kapitalmarktrecht (s.o.) 

20. das Europäische Gesellschafts- und Unternehmensrecht: Rechtsgrundlagen ins­
besondere organschaftliche Vertretung, Gründungspublizität, Haftung, Kapital 
und Kapitalmaßnahmen, Struktur und Organisation von Kapitalgesellschaften, 
Zwelgl11ederlassungen, grenzüberschreitende Sitzverlegung, Unternehmens­
übernahmen; Europäische Gesellschaftsrechtsformen (insbesondere Societas 
E uropaea) , 

21. das Deutsches und Europäische Umwandlungsrecht: Grundzüge der Verschmel­
zung, der Spaltung, der Vermögensübertragung und des Formwechsels nach dem 
UmwG. 
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SCHWERPUNKTBEREICH 6 

Wirtschaftsrecht und Europarecht 

Allgemeine Beschreibung des Schwerpllnktbereichs 

D er Schwerpunktbereich 6 richtet sich an Studentinnen und Studenten mit einem 
besonderen Interesse am Wirtschaftsrecht einschließlich des Europarechts. Vorkennt­
nisse im Europarecht werden vorausgesetzt. D en Absolventen dieses Schwerpunkt­
bereichs eröffnen sich interessante Betätigungsfelder, beispielsweise namentlich als 
Rechtsanwalt in wirt schaftsrechtlich ausgerichteten Sozietäten, als Justiziar im Unter­
nehmen, als Jurist in nationalen, europäischen und internationalen Verbänden, 
Behörden und Organisationen sowie in den weiteren klassischen juristischen Berufs­
fe ldern. Im Schwerpunktbereich 6 wird insbesondere der Pflichtfachstoff Europa­
rech t I und II vertieft. 

Studienplan 

1. Vorlesungen 
a) Deutsches, europäisches und internationales 

Wirtschaftsrecht und Wirtschaftsverfassung 

b) Europäisches Binnenmarktrecht Vertiefung 
(einschließlich Wettbewerbs-, Kartell- , Regulierungs­
und Beihilfenaufsichtsrecht) 

c) Deutsches und europäisches Unternehmensrecht 

d) Rechtsvergleichung 

2. Schlüsselquali6kationsveranstaltung 

Der Anwalt im Wettbewerbsprozess 

3. Seminar 

4. Weitere Angebote 
a) AG zum Wirtschaftsrecht 

b) Kolloquium 

c) Probeklausur 

Summe: 

18 SWS = Semester-Wochenstunden. 

2 SWS (k) 

2SWS 

2SWS 

2SWS 

3SWS 

2SWS 

lSWS 

1 SWS 

17SWS 

19 [k 1 = Veranstaltung, in der für die Klausur relevanter Stoff behande lt wird. 
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Anhang: Prüfungsgegenstände 

Diese Aufstellung gibt einen Überblick über die Gebiete, die vorwiegend Gegen­
stand der Examensklausur und der mündlichen Prüfung im Schwerpun ktbereich 
sind. Sie soll den Studentinnen und Studenten die Vorbereitung auf die Prüfungen 
erle ichtern . Die Studienarbeit kann auch aus den anderen Rechtsgebieten des 
Schwerpunktbereichs gestellt werden. 

1. Rechtsquellen und System des deutschen , europäischen und internat ionalen 
Wirtschaftsrechts (einschließlich WTO) 

2. Konzeption und R echt der Wirtschaftsverfassung (insbesondere Recht der wett­
bewerbsverfaßten Marktwirtschaft und Regulierungsrecht) 

3. Konzept und Rechtsrahmen des europäischen Binnenmarktes 

4. Grundfreiheiten des Europäischen Binnenmarktes 

a) Warenverkehrsfreiheit (Art. 28 ff. EG) 

b) Arbeitnehmerfreizügigkeit (Art. 39 ff. EG) 

c) Niederlassungsfreiheit (Art. 43 ff. EG) 

d) Dienstleistungsfreiheit (A rt. 49 ff. EG) 

e) Freiheit des Kapital- und Zahlungsverkehrs (Art. 56 ff. EG) 

5. Deutsches und europäisches Wettbewerbs- und Kartellrecht 

a) Grundlagen der Wettbewerbspolitik und die Rolle von Regulierung 

b) Vertragliche Wettbewerbsbeschränkungen (Art. 81 EG, § 1 GWB) 

c) Missbrauchsaufsicht (Art. 82 EG, §§ 19 ff. GWB) 

d) Zusammenschlusskontrolle (VO 139/2004, §§ 35 ff. GWB) 

e) Spezifika öffentlicher Unternehmen (Ar t. 86 EG) 

f) Vergaberecht (Grundzüge) 

g) Lauterkeitsrecht (UWG, Richtlinien 2006/1l4/EG, 2005/29/EG) 

h) Durchsetzung des Kartell- und We ttbewerbsrechts 

6. E uropäische Beihilfenaufsicht (Art. 87 ff. EG) (Grundzüge) 

7. Rechtsangleichung zur Verwirklichung des Binnenmarktes (Grundfragen: a llge­
mein und anhand der Angleichung von Wirtschafts-, Gesellschafts- und Privat­
recht) 

8. Rechtsquellen und Grundprinzipien des Gemeinschafts- und Unionsrechts 
einschließlich der allgemeinen Rechtsgrundsä tze, namentlich der Gemein­
schaftsgrundrechte 

9. Organisation und Verfahren der E uropäischen Gemeinschaft und Union 
(insbesondere: Kompetenzen , Organe, Rechtsetzungsverfahren , Instrumente, 
Rechtsschutz) 

10. G rundlagen und historische Entwicklung der Europäischen Integration 
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SCHWERPUNKTBEREICH 7 

Zi vi I verfa hrensrech t 

A llgem eine B eschreibung des Sc!lIverplinktbereichs 

Ziel des verfahrensrechtlichen Schwerpunktes ist es, angehende Juristen mit beson­
deren Kenntnissen auf den Gebieten des Verfahrens-, Vollstreckungs- und Insolvenz­
rechts auszubilden, die zum einen für das dem Studium nachfolgende Referendariat, 
aber auch für eine Vielzahl unterschiedliche Berufsfelder von erheblicher Bedeutung 
sind: für die Justizberufe (insbesondere Richter) ; für den Allgemeinanwalt, dessen 
Tätigkeit regelmäßig in erheblichem Umfang die Vertretung von Mandanten vor 
Gericht umfasst ; für spezialisierte Prozessanwälte in den Dispute Resolution-Abtei­
lungen von größeren Kanzleien; für Insolvenzverwalter und Insolvenzanwälte; für mit 
Vollstreckungsrecht, Insolvenzrecht und Unternehmensreorganisa tion in der Insol­
venz befassten Unternehmensjuristen, für Verbraucher- und Schuldenberater. 
Die Zusammenfassung dieser Materien in e inem Schwerpunktbereich beruht auf 
ihrem rechtssystematischen Zusammenhang, namentlich auf ihre r gemeinsamen 
Zugehörigkeit zum Zivilverfahrensrecht. Aufgrund dieser Konzentration auf das Ver­
fahrensrecht ist e ine weitere Untergliederung dieses Schwerpunktbereichs nicht vor­
gesehen. Durch die das Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzrecht ist der Schwer­
punkt bereich e ng mit der Pflichtstoffmaterie des Sachenrechts sowie mit der bürger­
lich-rechtlichen Querschnittsmaterie des Kreditsicherungsrechts verknüpft. 
Der Schwerpunktbereich spiegelt einen Arbeitsschwerpunkt der Fakultät im Zivil­
verfahrensrecht wider; er steht im Zusammenhang mit dem von der Fakultät in 
Zukunft angeboten Studiengang zur Unternehmensreorganisation (LLM Corpora te 
Restructuring). 

StIldienplan 

1. Vorlesungen, aus deren Stoffgebiet die Klausuren entwickelt werden: 

Zivilprozessrecht 3 SWS2°[kf 
Zwangsvollstreckungsrecht 2 SWS [k] 
Vertiefungsveranstaltung im Zivilprozessrecht 
(insbesondere Insolvenzrecht) 
Vertiefung im Internationalen Privatrecht 
Rech tsvergleich ung 

3 SWS [k] 
2 SWS 
2SWS 

2. Lehrveranstaltung Praxisorientierung und SchJüsselqualifikationen: 

Techniken außergerichtlicher Streitbeilegung im Privatrecht 2 SWS 
oder 
Schiedsverfahrensrecht (mit prakt. Übungen) 2 SWS 

20 SWS = Semester-Wochenstunden. 
21 [k 1 = Veranstaltung, in der für die Klausur relevanter Stoff behandelt wird. 
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3. Seminar 

Anhang I - Prüfungsstoff im Schwerpunktbereich 7 

1. Prüfungsstoff in der Klausur 
a) Zivilprozessrecht 

- Verfahrensgrundsätze 
- Prozessvoraussetzungen 

- Arten und Wirkungen von Klagen und gerichtlichen 
E ntscheidungen 

- Prozessvergleich 
- Vorläufiger Rechtschutz 

b) Zwangsvollstreckungsrecht 
- Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung 
- Unterschiedliche Vollstreckungsarten 
- Rechtsbehelfe der Zwangsvollstreckung 
- Schuldnerschutz in der Zwangsvollstreckung 

c) Insolvenzrecht 
- Insolvenzfähigkeit 
- E röffnungsgründe 
- Verfahrens be te iligte 
- E röffnungsverfahreIl 
- Wirkungen des E röffnungsbeschlusses 
- Schwebende Rechtsverhältnisse 
- Inso lvenza nIechtullg 
- Sicherungsrechte in der Insolvenz 
- Befriedigung der Massegläubiger 
- Feststellung der Insolvenzforderungen 
- Verwertung und Verte ilung der Masse 
- Insolvenzplan 
- Restschuldbefreiung 
- Verbraucherinsolvenz 

2. Z usä tzlicher Prü[ungsstoff im mündlichen Examen22 

- Interna tionales Schuld- und Sachenrecht 
- Verordnung 44/0l/EG (Brüsse l I) 
- BeweisVO, Z ustVO (Überblick) 
- E uropäische InsolvenzVO (Überblick) 

3SWS 

22 Hinweis: Im Prüfungs termin SS 2008 wird der zusätzliche Prüfungsstoff nicht abgeprüft. 
Erstma lige Prüfung: H erbstprüfung 2008. 
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SCHWERPUNKTBEREICH 8 

Internationales Recht23 

A llgemeine Beschreibung des SchlverplInktbereichs 

Ziel des Schwerpunktbereichs inte rn ational es Recht ist es, junge Juristinnen und 
Juristen auf die ga nze Bandbreite internationale r Berufe vorzubereiten: Dies gilt 
zum einen für die Tätigkeit in den Rechtsabte ilungen inte rnational aufgestellter 
Unternehmen, die Tätigkeit a ls Wirtschaftsanwältin oder Wirtschaftsanwalt , Tätig­
keiten in nationalen, europäischen und interna tionalen Behörden bzw. Organisatio­
nen. 
Der Schwerpunktbereich 8 "Inte rnationales Recht" umfasst den Teilbereich Völker­
recht sowie den Teilbereich inte rna tionales Privat- und Verfahrensrecht. Ziel des 
Schwerpunktbereichs ist es, den Studierenden e inen Einblick in die rechtlichen 
Grundlagen und Rahmenbedingungen internationaler (Wirtschafts)Beziehungen zu 
verschaffen. Die Z usammenführung von Völkerrecht und interna tionalem Pri­
va trecht entspricht der Rechtsprax is, die - insbesondere im internationalen Wirt­
schaftsrecht - nicht zwischen Völkerrecht und inte rn ationalen Privatrecht trennt. 
Bei der Studienarbeit sind die Studierenden frei , in welchem Teilbereich sie die 
Arbeit schreiben. A ngesichts der Breite des Schwerpunktbereichs können die Stu­
dierenden jedoch für die Examensklausur und die mündliche Prüfung im Examen 
zwischen dem Teilbereich Völkerrecht und demjenigen inte rnationales Privat- und 
Verfahrensrecht wählen. Die Wahl des Teilbereichs hat zur Folge, dass der Prüfungs­
stoff sich auf die Inhalte des Teilbereichs im Kern beschränkt. Allerdings wird der 
Besuch von Lehrveranstaltungen im anderen Teilbereich erwarte t, um sich dort die 
notwendigen Grundlagen zu erarbeiten. Aus diesem Grund sind bestimmte Themen 
des jeweils anderen Teilbereichs auch Gegenstand der mündlichen Prüfung. Diese 
Themen sind im Anhang II aufgeführt. 
E ntsprechend dem Studienplan der Fakultät sollen die Lehrveranstaltungen des 
Schwerpunktbereichs in zwei Semestern besucht werden. 

23 De r Schwerpunktbereich Internationales R echt besteht a us den Teilbereichen Interna tiona­
les Privat- und Verfahrensrecht sowie Völkerrecht . Der Stoff der jeweiligen Teilbereiche 
ist im Anhang I a ufgeführt. Die Studierenden können für die Klausur und die mündliche 
Prüfung einen Teilbereich wählen mit der Folge, dass aus dem anderen Schwerpunktbereich 
Grundkenntnisse aus den unte r lund 5 aufgeführten Veranstaltungen Gegenstand der Prü­
fung sein könne n (vgl. dazu den A nhang II) . 
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StIldienplan 

1. Vorlesungen 

a) Internationales Privat- und Verfahrensrecht 
- Internationales Privatrecht II 
- Kolloquium IPR/ IZVR 
- Inte rnationales H andelsrecht/Wirtschaft srecht oder 

Inte rnationales Familienrecht 
- Rechtsvergle ichung 

b) Völkerrecht 
- Völkerrecht 
- Inte rn at ionales Umweltrecht 1 SWS oder 

Internationales Wirtschaftsrecht 1 SWS 
- Internationale Organisat ionen 2 SWS 

2 SWS24[k ] 25 

1 SWS [k] 

1 SWS 
2SWS 

3 SWS [k] 

3SWS 

Hinweis: POichtstof'f, der in der Ausbildung besonders akzentuiert wird 

- Internationales Priva trecht I 
- Europarecht I 

2. Schlüsselqualifikationen: 

2 SWS [k] 
2 SWS [k] 

- Techniken außergerichtlicher Streitbeilegung im Privatrecht oder 
- Techniken internationale r Streitbeilegung im Völkerrecht 

jeweils 2 SWS 

3. Seminar 

4. Zusätzliche Angebote znf Examensvorbereitung 

Arbeitsgemeinschaft in den Teilschwerpunkten 
Probeexamen (Klausur) 

Summe: 

24 SWS = Semester-Wochenstunden. 

3SWS 

2SWS 

17SWS 

25 [k] = Veranstaltung, in de r für die Klausur relevanter Stoff behandelt wird. 
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b . I 82(, Anhang 1.: Prüfungsgegenstände des Schwerpunkt erelc IS 

A. Teilbereich: Internationales Privat- und Verfahrensrecht 

1.) Deutsches Kollisionsrecht (insbesondere Art. 3--46 EGBGB) 
a) AlJgemeine Lehren 
b) Verweisungen im Bereich des Bürgerlichen R echts, 

des Wirtschafts- und des Arbeitsrechts 
2.) Europäisches Kollisionsrecht 

a) Kollisionsrechtliche Bedeutung des Primärrechts 
b) Einzelne Rechtsakte 

- Verordnung ROM II (856/2007/EG) 
- Römisches Schuldvertragsübereinkommen; 
- Sektorielle Kollisionsregeln in EG-Richtlinien und im EG-Verordnungs-

recht - nur Überblick und me thodische Grundlagen 
3.) Internationales Verfahrensrecht 

a) E uropäische Rechtsakte . . . .. . 
- VO Brüssel I (44/2001lEG): Anwendungsbereich , 1l1ternatlOnaie Zustandlg­

keit , anderweitige Rechtshängigkeit , Anerkennung- und Vollstreckung) 
- VO Brüssel IIa (2201/03/EG) (wie aa) 
- lustizielle Kooperation (BeweisVO, ZusteliungsVO) 

b) De utsches autonomes Internationales Verfahrensrecht (Grundzüge) 
c) VöLkerrechtliche Schranken der staatlichen Genchtsbarkelt 

4. Recht der außergerichtlichen Streitbeilegung28 

a) Interna tionale Schiedsgerichtsbarkeit (Überblick) 
b) Mediation (Überblick) 

26 Hinweis: Diese Aufstellung umschre ibt die Gebiete, welche Gegenstand der Exarnensklausur 
und der mündliche n Prüfung im jeweiligen Teilbereich des Schwerpunktbereichs s ll1d . Sie 
so lle n den Studierenden die Vorbe reitung auf die Prüfungen e rl e ichte rn. Die Studienarbeit 
kann a uch aus anderen Rechtsgebieten des Schwerpunktbe re ichs ges tellt werden. 
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B. Teilbereich: Völkerrecht 

1.) V ölkerrechtliche Rech tsq uellen 

a) Aus dem Völkervertragsrecht: Probleme des Vertragsabschlusses, Vorbehalte, 
Vertragsbeendigung, Auslegung, völkerrechtliche Verträge und nationales 
Recht 

b) Völkergewohnheitsrecht: E ntstehungsgrundsä tze, Verhältnis zum Völkerver­
tragsrecht 

c) Allgemeine Rechtsgrundsätze (Art. 38 lit.c IGH Statut) 
2.) Internationale Streitbeilegung 

a) Formen 
b) Überblick über di e Foren 
c) Grundfragen der Zuständigkeit 
d) VerfalU'ensgrundsätze 

3.) Friedenssicherung 
a) Art. 2 Ziff. 4 UN Charta 
b) Kap. VII UN Charta 
c) Regionalabkommen (Kap. VIII UN Charta) 
d) Humanitäre Interventionen 

4.) Universeller Menschenrechtsschutz (Überblick) 
5.) Regionaler Menschenrechtsschutz (EMRK) 
6.) In terna tionales U mwel trech t (Überblick) 
7.) Internationales Wirtschaftsrecht (Überblick) 
8.) Grundprinzipien des Völkerrechts 

- Souveränität 
- Immunität 
- Kooperation 
- Solidarität 

9.) Verhältnis Völkerrecht zum Europarecht und zum nationalen Recht 
a) Völkerrecht und staatliches R echt 
b) Völkerrecht und EU-Recht 

10.) Internationale Organisationen (Überblickf 
11.) Vollzug des Völkerrechts 

- Staatenverantwortlichkeit 
- andere Formen der Durchsetzung von Völke rrecht 
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Anhang 11: PHichtstoff aus dem jeweils anderen Teilbereich, der Gegenstand der 
mündlichen Prüfung sein kann 

A. Im Schwerpunkt bereich Internationales Privat· und Verfahrensrecht 

1. Rechtsque llen des Völkerrechts 
2. Inte rn ationa le Stre itbeilegung 
3. Regionale r Menschenrechtsschutz (EMRK) 

E rforderliche Vorlesungen: 
E uroparecht I , Völkerrecht, Arbeitsgemeinschaft Völkerrecht 

B. Im Schwerpunktbereich V ölkelTecht 

1. A llgemeine Lehren des IPR 
2. Inte rnationales Schuld- und Sachenrecht (deutsches und europäisches Recht) 
3. Verordnung Brüsse l I (EuGVO) 

E rforderliche Vorlesungen: IPR I und IPR Il; empfohlen: Kolloquium zum IPR oder 
Arbeitsgemeinschaft 
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SATZUNG DER UNIVERSITÄT HEIDELBERG 
ÜBER AUSBILDUNG UND PRÜFUNG IN DEN 

SCHWERPUNKTBEREICHEN IM STUDIENGANG 
RECHTSWISSENSCHAFT 

vom 8. März 2004 

§ 1 Gegenstand 

Die Sa tzung regelt die Ausbi ldung und Prüfung im Schwerpunktbereich des Studien­
ga nges Rechtswissenschaft. 

§ 2 Zweck des Schwerpunktstudiums und der ·prüfung 

(1) Das Studium im Schwerpunktbereich soll wissenscbaft liche Durchdringun g des 
Pflichtstoffs und Praxisori entie rung verbinden; der Pt1ichtsto[f wird vertieft und 
ergänzt. Rechtsberatung und Rechtsgestaltung ist besonderer Raum zu geben. 
In allen Schwerpunktbereiche n ist mindestens e in Grund lagenfach mit e inzube­
ziehen . 

(2) In der Prüfung im Schwerpunktbereich ist festzuste llen , ob di e Kandidaten bzw. 
Kandidatinnen die Zusammenhänge des Lehrstoffes im gewählten Schwer­
punktbereich überblicken und die Fähigkeit besitzen, wissenschaftliche Metho­
den und E rkenntnisse anzuwenden. 

§ 3 Schwerpullktbereiche 

Als Schwerpunktbereiche sind vorgesehen: 
1. E uropäische Privatrechtsgeschichte 
2. Kriminalwissenschaften 
3. Deutsches und Europä isches Verwaltungsrecht 
4. Arbeits- und Sozia lrecht 
5. Unternehmens- und Steuerrecht mit den Teilbereichen 

5a Steuerrecht 
5b Unternehmensrecht 

6. Wirtschaftsrecht und E uroparecht 
7. Z ivilverfahrensrecht 
8. Interna tionales Recht mit den altern a tiven Tei lbere ichen 

8a Intern ationales Priva t- und Verfahrensrecht 
8b Vö lkerrecht. 

§ 4 Festlegungen durch den E rweiterten Fakultätsrat 

Der E rweiterte Fakultätsrat beschli eßt, welche Schwerpunktbere iche eröffne t wer­
den. E r kann die Bezeichnung der Schwerpunktbereiche ändern , neue Schwer­
punktbereiche e inführen und bestehende beenden . Im Fa lle der Beendigung e ines 
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Schwerpunktbereichs trägt die Fakultät Sorge, dass er von Studierenden, die sich 
dazu bereits angemeldet haben , abgeschlossen werden kann. Der Erweiterte Fakul­
tätsrat legt Art und Umfang der zur Schwerpunktausbildung zugehörigen Lehrver­
anstaltungen in einem Studienplan fest. Die Beschlüsse des Erweiterten Fakultäts­
rates sind im Mitteilungsblatt des Rektors der Universität Heidelberg zu veröffent­
lichen. 

§ 5 Praxisorientierung und SchlüsselqualifikationeIl im Schwel'pllnktbereich 

Die Fakultät bietet in den Schwerpunktbereichen Lehrveranstaltungen an , in denen 
der Lehrstoff aus der Sicht der beruflichen, vor allem der anwaltlichen Praxis in 
Kleingruppen exemplarisch aufbereitet wird ; in diesen Lehrveranstaltungen werden 
in der Regel zugleich interdisziplinäre Schlüsselqualifikationen (§ 3 Absatz 5 
JAPrO) vermittelt. 

§ 6 Anreclmung von Studien- und Priifungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen im Schwerpunktbereich (§ 11) können durch die erfolgrei­
che Teilnahme an einer Studien- oder Prüfungsleistung, die an einer anderen 
rechtswissenschaftlichen Fakultät im Geltungsbereich des Deutschen Richter­
gesetzes abgelegt wurde, e rsetzt werden , sofern die Studien- oder Prüfungslei­
stung vom Prüfungsausschuss auf Antrag als den in dieser Satzung gestellten 
Anforderungen gleichwertig anerkannt wurde. 

(2) Für die Anrechnung von Studienzeiten gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 7 Wahl des Schwerpunktbereichs und Anmeldung zur Prüfung 

(1) Jeder Student und jede Studentin wählt nach der Zwischenprüfung einen 
Schwerpunktbereich; er bzw. sie gibt dabei sechs Präferenzen an. Die Wahl 
des Schwerpunktbereichs wird durch den Prüfungsausschuß bestätigt. Ist die 
Prüfungskapazität im Bereich der ersten Präferenz erschöpft , bestätigt der Prü­
fungsausschuß den mit der zweiten Präferenz gewählten Schwerpunktbereich. 
Das Gleiche gilt für die weiteren Präferenzen. Es wird vermutet, daß die 
Prüfungskapazität der in einem Schwerpunktbereich Lehrenden bei einer Über­
buchungsquote von 150 vom Hundert erschöpft ist. Dabei bedeutet 100 vom 
Hundert: die Zahl der Studierenden, die beim jeweiligen Meldetermin im 
Durchschnitt auf einen Schwerpunktbereich entfallen. 

(2) Die notwendige Auswahl unter denen, die einen bestimmten Schwerpunktbe­
reich gewählt haben, wird nach dem in der Zwischenprüfung erreichten Rang­
getroffen. Bis zum Beginn des zweiten auf das Inkrafttreten der E inführung 
eines Ranges bei der Zwischenprüfung folgenden Semesters wird durch das Los 
en tsch ieden. 

(3) Die Wahl des Schwerpunktbereiches ist zugl e ich die Anmeldung zur Prüfung; 
sie erfolgt in dem Semester nach dem Abschluss der Zwischenprüfung. Für di e 
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Erbringung der einzelnen Prüfungsleistungen ist eine gesonderte Anmeldung 
erforderlich. 

(4) Ein Wechsel des Schwerpunktbereichs find e t in der Regel nicht statt; über Aus­
nahmefälle entscheidet der Prüfungsausschuß. 

(5) Der Erweiterte Fakultätsrat beschließt das Nähere zum Verfahren der Wahl des 
Schwerpunktbereichs, zur Zulassung der Studierenden zu den eÜlZelnen 
Schwerpunktbereichen sowie zur Erbringung der einzelnen Prüfungsleistungen. 
Der Beschluß ist im Mitteilungsblatt des Rektors der Universität Heidelberg zu 
veröffentlichen. 

§ 8 Riicktritt 

(1) Ist der Kandidat bzw. die Kandidatin wegen Krankheit oder aus einem wichti­
gen Grund gehindert , die schriftliche Studienarbeit zu erstellen oder an der Auf­
sichtsaJ'beit teilzunehmen, wird der Rücktritt auf schriftlichen Antrag geneh­
migt. Der Antrag ist unverzüglich zu stellen, im Falle einer Erkrankung unter 
Beifügung eines amtsärztlichen Zeugnisses, das die für die Beurteilung der 
Prüfungsunfähigkeit nötigen medi zinischen Befundtatsachen enthält . Die Ge­
nehmigung ist ausgeschlossen , wenn bis zum Eintritt der Prüfungsunfähigkeit 
Prüfungsle istungen erbracht worden sind und nach deren Ergebnis die Prüfung 
nicht bestanden werden kann. 

(2) § 12 Absatz 2 JAPrO gilt entsprechend. 

(3) Bleibt ein Kandidat oder eine Kandidatin am Termin der Aufsichtsarbeit der 
Prüfung fern oder gibt er bzw. sie keü1e Bearbeitung ab, gilt dies als Rücktritt 
von der Prüfung. 

(4) WiTd der Rücktritt genehmigt, gilt die Prüfung als nicht unternommen. Wird der 
Rücktritt nicht genelllnigt, so kann die Prüfung, wenn die Voraussetzungen für 
di e Zulassung zur mündlichen Prüfung erfüllt sind, fortgesetzt werden; andern­
falls gilt sie als nicht bestanden. 

(5) Für den Rücktritt von der mündlichen Prüfung gelten Absätze 1 und 2 entspre­
chend. Nimmt ein Kandidat oder eine Kandidatin ganz oder teilweise nicht an 
der mündlichen Prüfung teil , so gilt dies als Rücktritt. Wird der Rücktritt geneh­
migt, verbleibt der Kandidat bzw. die Kandidatin in der Prüfung, längstens 
jedoch bis zum Ende der übernächsten Prüfung; danach gilt die Prüfung als nicht 
unternommen. Wird der Rücktritt nicht genehmigt, gilt die Prüfung als nicht 
bestanden; wird e in nach Teilnahme an der mündlichen Prüfung e rklärte r Rück­
tritt nicht genehmigt, gilt dieser als nicht erk lärt. 

§ 9 Prüfungsausschuß 

(1) Für die Organisation und Durchführung der Prüfung ist ein ständiger Prüfungs­
ausschuß verantwortlich . Er trifft die nach dieser Satzung erforderlichen Ent­
scheidungen, soweit keine anderen Zuständigkeiten begründet sind . 
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(2) Der Prüfungsausschuß besteht aus dem Studiendekan bzw. der Studiendekanin 
als Vorsitzendem bzw. als Vorsitzender und drei weite ren Professoren bzw. Pro­
fessorinnen sowie einem Vertre ter oder einer Vertre terin des wissenschaftlich en 
Dienstes der Fakultä t. Als Geschäftsführer oder Geschäftsführerin des Prü­
fungsausschusses ist e in weiterer wissenschaftlicher Mitarbeiter bzw. eine weite­
re wissenschaftliche Mita rbe iterin mit bera tender Stimme bete iligt. Die Mitglie­
der des Prüfungsausschusses werden durch den E rweite rten Fakultätsrat für 
2 Jahre bestellt. Die Amtszeit beginnt und endet mit der Amtszeit des Studien­
dekans bzw. der Studiendekanin . 

§ 10 Prüfer und Prüferinnen 

(1) Prüfer und Prüferinnen sind di e der Fakultät angehörenden Professoren, Priva t­
dozenten , Professorinnen und PrivatdozentiJmen. 

(2) Soweit die Prüfungsle istungen studienbegle itend abgenommen werden, sind sie 
vom veranstaltenden Professor oder Privatdozenten bzw. von der veranstalten­
den Professorin oder Priva tdozentin zu bewerten. We rden Prüfungsleistungen 
nicht studienbegleitend abgenommen, tritt e in weite re r Prüfer oder e ine weite­
re Prüferin hinzu . 

(3) Stehen Professoren und Priva tdozenten sowie Professorinnen und Priva tdozen­
tinnen nicht iJl genügender Zahl zur Verfügung, kö nnen vom Prüfungsausschuß 
wi ssenschaftli che Assistenten oder wissenschaftli che Assistentinnen, wissen­
schaftliche Mi tarbeite r oder wissenschaftliche Mita rbeiterinnen, Lehrbea uf­
tragte und die eine Professur vertre tenden Priva tdozenten bzw. Priva tdozentin­
nen zu Prüfern und Prüferinnen bestellt werden. 

§ 11 Prüfungsleistungen 

Die Prüfung im Schwerpunktbereich besteht 
1. aus einer schriftlichen Studienarbeit , 
2. aus e iner Aufsichtsa rbeit und 
3. aus e iner mündlichen Prüfung. 

§ 12 Schriftliche Studienarbeit 

Die schriftliche Studienarbeit wird als vierwöchige H ausarbeit geschrieben. Dies 
kann auch studienbegle itend , zu m Beispie l im Ralmlen e ines Seminars geschehen. 

§ 13 Aufsichtsarbeit 

Die Bea rbeitungszeit der Au fs ichtsa rbeit be trägt fün f Stunden. Die Aufgaben wer­
den auf Vorschl ag der am Schwe rpun ktbereich be te ili gten Professoren und Profes­
sorinnen vom Prüfungsa usschuß geste llt. 
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§ 14 Mündliche Prüfung 

(1 ) Die mündliche Prüfung wird nach der Bewertung der schrift lichen Studie n­
arbeit und der Aufsichtsarbeit durchgeführt ; das Ergebnis der schriftlichen 
A rbeiten wird vorher mitgeteilt. 

(2) Die mündliche Prü fung wird von einem Prüfer bzw. einer Prüferin in Gegenwart 
eines bzlV. e iner vom Prüfungsausschuß bestimmten Beisitzers bzw. Beisitzerin 
abgenommen. Es können bis zu vie r Kandida ten und Kandidatinnen gemein­
sam geprüft werden. Jeder Kandidat und jede Kandida tin wird 10 Minute n 
geprüft. 

(3) Im Anschlu ß an die mündliche Prüfung te ilt der Prü fe r bzw. die Prüfe rin das 
E ndergebnis der Prüfung im Schwerpunktbereich mi t. Ü ber den Verl auf de r 
mündlichen Prüfung ist e ine Niederschrift zu fe rtigen. 

§ 15 Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die e inzelnen Prü fungs leistungen sind mit e iner der folgenden Noten und 
Punktzahlen zu bewerten: 

sehr gut: 
e ine besonders hervorrage nde Leistung = 16-18 Pun kte 

gut: 
e ine erheblich über den durchschnittlichen A nforderungen liegende Leistung 
= 13- 15 Punkte 

vollbefriedigend: 
eine über den durchschnittlichen Anforderungen li egende Leistung 
= 10-12 Punk te 

befr iedigend: 
e ine Leistung, die In jeder Hinsicht durchschnittlichen Anforderungen ent­
spricht = 7- 9 Punkte 

ausreichend: 
eine Leistung, die tro tz ihre r Mängel durchschnittlichen A nforderungen noch 
entspricht = 4--6 Punkte 

mangelhaft: 
e ine an e rheblichen Mängeln le idende, im ga nzen nicht mehr brauchbare Lei­
stung = 1-3 Punkte 

ungenügend : 
eme völlig unbrauchbare Leistung = 0 Punkte 

Z wischennoten und vo n vollen Zahlenwerten abweichende Punktza hlen dürfen 
nicht verwendet werden. 
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(2) Soweit die Prüfungsleistungen von mehreren Prüfern und I oder Prüferinnen 
bewerte t werden, sind diese von den Prüfern bzw. Prüferinnen persönlich zu 
begutachten . Dem Zweitprüfer bzw. der Zweitprüferin kann die Begutachtung 
des E rstprüfers bzw. der E rstprüfe rin mitgete ilt werden. 

(3 ) Weichen die Bewertungen der Prüfer bzw. Prüferinnen e iner Arbeit um nicht 
mehr als vier Punkte voneinander ab, so gilt der Durchschnitt als Note. Bei 
größeren Abweichungen sind die Prüfer und Prüferinnen gehalten, ihre Bewer­
tungen bis auf vier Punkte anzugleichen. Gelingt dies nicht, setzt der bzw. die 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses oder ein von ihm bzw. ihr bestimmter drit­
ter Prüfer bzw. eine von ihm bzw. ihr bestimmte dritte Prüferin die Note mit 
einer der von den Prüfern bzw. Prüferinnen e rte ilten Punk tzahlen oder einer 
dazwischen liegenden Punk tzahl fes t. 

(4) Wird eine schriftliche Studienarbeit oder Aufsichtsarbeit nicht oder nicht recht­
zeitig abgegeben, so erte ilt der Prüfungsa usschuß die Note ungenügend (0 
Punkte). 

§ 16 Gewichtung der Prüfungsleistungen 

F ür die E ndnote der Prüfung im Schwerpunk tbereich werden die E rgebnisse der 
E inzelnoten wie fol gt berücksichtigt: 
- die Note der schriftlichen Studienarbeit mit 40 v. 100 
- di e Note der Aufsichtsa rbeit mit 30 v. 100 
- die Note der mündlichen Prüfung mit 30 v. 100 

Aus der E ndpunktza hl e rgibt sich die E ndnote der Prüfung im Schwerpunktbereich, 
wobei den E ndpunktzahlen folgende Notenbezeichnungen entsprechen: 
14,00- 18,00 Punkte: sehr gut 
11 ,50- 13,99 Punkte: Gut 
9.00- 11 ,49 Punkte: Vollbefriedigend 
6,50-8,99 Punkte: Befriedigend 
4,00- 6,49 Punkte : Ausreichend 
1,50-3,99 Punkte: Mangelhaft 
0,00-1,49 Punkte: Ungenügend 

§ 17 Zeitpunkt der Universitätsprüfung 

(1 ) D er Kandidat bzw. die Kandidatin muß di e Un iversitä tsprüfung bei e rstmaliger 
Teilnahme spä testens sechs Monate nach A bschluß des schriftlichen Teils der 
Staa tsprüfung beendet haben. Früher als sechs Monate nach A bschluß des 
schri ftlichen Teils der Staa tsprüfung am E nde des achten Semesters muß die 
U niversitä tsprüfung jedoch nicht beendet sein . Die Universitä tsprüfung ist mÜ 
der E rbringung der le tzten Prüfungsle istung (§ 11) beende t. 

(2) Für Prüfungsle istungen, die innerhalb der in A bsa tz 1 genannten Fristen nicht 
erbracht werden, wird die Note ungenügend (0 Punkte) erteilt. Im Falle des 
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genehmigten Rücktritts sind die Prüfungsleistungen zum nächsten möglichen 
Zeitpunkt abzulegen; geschieht dies nicht, gilt Sa tz 1 entsprechend. 

§ 18 Wiederholung der Prüfung 

(1) Die Prüfung im Schwerpunktbereich kann nur einmal wiederholt werden. E ine 
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen ist nicht statthaft. 

(2) Für den Freiversuch gilt § 22 JAPrO entsprechend. 
(3) Für die Notenverbesserung gilt § 23 JAPrO entsprechend . 

§ 19 Bestehen der Prüfung 

Die Prüfung im Schwerpunktbereich ist bestanden, wenn mindestens die E ndno te 
"ausreichend" erre icht wurde. 

§ 20 Täuschungsversuch 

(1) Unternimmt es ein Kandidat oder eine Kandidatin , das E rgebnis einer Auf­
sichtsarbeit oder der schriftlichen Studienarbeit durch Täuschung oder Benut­
zung nicht zugelassener Hilfsmittel oder durch E influßnahme auf einen Prüfer 
bzw. eine Prüferin zu e igenem oder fremd em Vorteil zu beeinflussen , so können 
unter Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes e ine oder mehrere Arbeiten 
mit null Punkten bewertet , die E ndnote zum Nachteil des Kandida ten bzw. der 
Kandida tin abgeändert oder der Ausschluß von der Prüfung, in besonders 
schweren Fä llen auch der endgültige Ausschluß ohne Wiederholungsmöglich­
keit ausgesprochen werden. Auf die in Sa tz 1 vorgesehenen Folgen kann auch 
erkannt werden, wenn ein Kandida t bzw. eine Kandid a tin nach Ausgabe der 
Aufgabe nicht zugelassene Hilfsmittel mit sich fülut oder wenn er bzw. sie in 
sonstiger Weise gröblich gegen die Ordnung verstößt. In minder schweren Fäl­
len kann von der Verhängung einer Sanktion abgesehen werden. WiJ'd e ine 
Sank tion ausgesprochen, find e t § 22 Abs. 1 Sa tz 1 JAPrO keine entsprechende 
Anwendung; die Wiederholung der Prüfung zur Verbesserung der Note ist aus­
gesch lossen. 

(2) Besteht der Verd acht des Mitsichführens unzulässiger Hilfsmittel, ist der Kandi ­
dat bzw. die Kandidatin verpflichte t, an der Aufklärung mitzuwirken und die 
Hilfsmittel herauszugeben. Verweigert er bzw. sie die Mitwirkung oder di e H er­
ausgabe, wird die Arbeit mit null Punkten bewerte t. 

(3) A bsä tze 1 und 2 gelten für die mündliche Prüfung sowie sonstige E ntscheidun­
gen im Verfahren der Prüfung im Schwerpunktbereich entsprechend . 

(4) Ste llt sich nachträglich heraus, dass die Vorausse tzungen des Absa tzes 1 oder 3 
vorlagen oder dass die Zulassung zur Prüfung durch e ine falsche Angabe 
e rschlichen wurde oder tre ten nachträglich Tatsachen e in oder, werd en solche 
Tatsachen bekannt , die zu e iner Versagung der Zulassung zur Prüfung geführt 
hä tten, können die ergangene Prüfungsentscheidung zurückgenommen und die 
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in A bsatz 1 Satz 1 genannten Maßnahmen getroffen werden. Die Rücknahme ist 
ausgeschlossen, wenn seit Beendigung de r Prüfung mehr als fün f Jahre vergan­

gen sind . 

§ 21 Verfahrensfehler, Akteneinsicht 

Für Verfa hrensfehler gilt § 25 JAPrO entsprechend . Innerhalb von sechs Monaten 
nach Bekanntgabe des E rgebnisses der Prüfung im Schwerpunktbereich ka nn der 
Kandidat bzw. die Ka ndidatin die Prüfungsakten e insehen. 

§ 22 lnkrafttreten 

Diese Sa tzung tritt am ersten Tage des auf die Veröffentlichung im Mitteilungsbla tt 

des Rek tors fo lgenden Monats in Kraft. 

Veröffentlicht im Mitteilungsblatt des Rektors vom 31. Mä rz 2004, S. 107, geä ndert 
am 12. D ezember 2007 (Mitteilungsblatt des R ektors vom 27.12.07, S. 2899) und am 
14. Februar 2008 (Mitte ilungsblatt des Rektors vom 25. Februar 2008, S.139). 
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VERFAHRENSORDNUNG GEM. § 7 ABS. 5 
DER SATZUNG DER UNIVERSITÄT HEIDELBERG 

ÜBER AUSBILDUNG UND PRÜFUNG IN DEN 
SCHWERPUNKTBEREICHEN IM STUDIENGANG 

RECHTSWISSENSCHAFT 

§ 1 Gegenstand 

Diese Verfa hrensordnung regelt das Nähere zum Verfa hren de r Wahl des Schwer­
punktbereichs, zur Zulassung der Studierenden zu den einzelnen Schwerpunktbere i­
chen sowie zu r E rbr ingung de r e inzelnen Prüfungsleistungen. 

§ 2 Wahl des Schwerpunktbereichs 

Die Wahl des Schwerpun ktbereichs findet nach Ankündigung des D ekans jeweils in 
de r 1. oder 2. Woche de r Vorlesungszeit e ines jeden Semesters sta tt. Die Studie ren­
den wählen unte r Verwendung eines Formulars des Prü fungsamtes de r Fakul tä t. Das 
Formular ist in der Wahlwoche im Prüfungsa mt während der Ö ffnungszeiten abzu­
geben. 

§ 3 Zulassung zu den Schwerpunktbereichen 

(1) Nach der Bestätigung der Wahl des Schwerpunktbere ichs durch den Prüfungs­
ausschuss wird die Verte ilung de r Studie renden auf die Schwerpunktbereiche durch 
Ausbang bekannt gemacht. 
(2) Sofe rn de r Prüfungsa usschuss in Ausnahmefäll en einen Wechsel des Schwer­
punk tbere ichs zuläss t, wird dem betroffenen Studie renden dieses schriftlich mitge­
te ilt. Ein Wechsel ist ausgeschlossen, wenn nicht de r Sprecher des aufnehmenden 
Schwerpunktbere ichs zugestimmt hat. 

§ 4 Erbringung der schriftlichen Studien arbeit 

(1) Die schri ftliche Studienarbe it wird in der Regel veranstaltungsbegle itend im 
R ahmen eines Seminars, e ines Koll oquiums oder eine r Vorlesung erbracht. 
(2) Z ur schriftlichen Studi enarbeit wird auf A ntrag zugelassen, wer 

1. e rfo lgre ich an je einer Ü bung fü r Fortgeschr itt ene im Z ivilrecht , Strafrecht 
und Öffentlichen R echt teilgenommen hat, 

2. von dem Betreuer der Arbeit angenommen wurde. Die A nn ahme wird auf 
e inem Formul ar des Prüfungsamts der Fakultät e rklärt. 

Die Bewerber um e ine schrift liche Studienarbeit, di e die Vorausse tzung nach Z iff. 1 
e rfüllen, melden sich am E nde de r Vorlesungsze it beim Prüfungsamt für das kom­
mende Semeste r. H a t sich ein Studie render erfolglos um e ine schriftliche Studien­
a rbe it bemüht, so sorgt auf seinen A ntrag hin der Sprecher des Schwerpunktbereichs 
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dafür, dass er ein Thema erhält. E in Anspruch des Studierenden besteht früh estens 
vier Wochen vor dem E nde der Vorlesungszeit seines sechsten Fachsemesters. 
(3) Liegt die schriftliche Studienarbeit zum Zeitpunkt der mündlichen Prüfung nicht 
vor, wird dieser Teil der Universitätsprüfung mit ungenügend (0 Punkte) bewertet. 
(4) Die Aufgabe der schriftlichen Studienarbeit wird vom Prüfungsamt .ausgegeben. 
Die Bearbeitung ist beim Prüfungsamt schriftlich und e lektrolllsch auf emem Daten­

träger abzugeben. 
(5) Der Bearbeiter hat schriftlich zu erklären, dass er die Arbeit selbständig angefer­
tigt und andere Quellen und Hilfsmitte l als die angegebenen nicht .benutzt hat. 
(6) Der Betreuer bewertet die Arbeit und gibt dem Prüfungsamt ~Ie Bewert~ng der 
schri ft lichen Studienarbeit bekannt. Wird e ine schriftliche Studienarbeit I1Icht Im 
Rahmen einer Veranstaltung i. S. des Abs. 1 erbracht, tritt e in weiterer Prüfer hinzu. 
(7) Das Prüfungsamt gibt dem Bearbeiter die Bewertung bekannt. Die bewertete 
Studienarbeit wird im Prüfungsamt aufbewahrt. 
(8) Bis zum E nde der Vorlesungszeit eines jeden Semesters teilen die der Fakultät 
angehörenden Professoren und Privatdozenten dem Prüfu~lgsamt mit, In welchen 
Veranstaltungen sie im jeweils kommenden Semeste r schriftlIche Studienarbeiten 
anbieten werden und wie viele Studienarbeiten sie anbieten werden. Das Prüfungs­
am t macht dieses in geeigneter Form bekannt. 

§ 5 Aufsichtsarbeit und mündliche Prüfung 

(1) Die Aufsichtsarbeit wird im R ahmen einer Prüfungskam~agne angefertigt .. Pro 
Jahr finden zwei Prüfungskampagnen statt, die auf die Tenmne der Staatsprufung 
abgestimmt sind. Zur Aufsichtsarbeit wird auf Antrag zugelassen, wer 

1. erfolgreich an je e iner Übung für Fortgeschrittene im Zivilrecht, Strafrecht 
und Öffentlichen Recht te ilgenommen hat , 

2. mindestens die Pflichtveranstaltungen des gewä hlten Schwerpunktbereichs 

besucht und 
3. sich innerh alb der vom Prüfungsamt gesetzten Frist zur Prüfung angemeldet 

hat. 
(2) Die Aufsichtsarbeit ist vor dem Termin der mündlichen Prüfung zu schreiben. § 4 

Abs. 3 gilt entsprechend. . . 
(3) Die mündliche Prüfung bildet den Abschluss der U niversitätsprüfung. Sie fmdet 
im zeitlichen Zusammenhang mit dem mündlichen Teil der Staatsprüfung statt. 

§ 6 Zulassung zur Aufsichtsarbeit und zur mündlichen Prüfung 

(1) Ü ber die Zulassung zur Aufsichtsarbeit und zur mündlichen Prüfung entscheidet 
der Prüfungsa ussch uss. 
(2) Die Zulassung kann zurückgenommen werden , wenn sie durch eine falsche 
Angabe e rschlichen wurde oder nachträglich Tatsachen e intre ten oder bekannt wer­
den, die zu e iner Versagung der Z ulassung geführt hä tten. 
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(3) Die Zulassung wird in der Regel zurückgenommen, wenn die Zulassung zur zeit­
lich parallelen Staa tsprüfung gemäß § 11 Abs. 2 JAPrO zurückgenommen wird. 

§ 7 Anfertigung der Aufsichtsarbeit 

(1) Die Bearbeiter dürfen nur die zugelassenen Hilfsmittel, die sie selbst zu ste llen 
haben, benutzen. 
(2) Der Aufsichtsführende ferti gt e ine Niederschrift an, in der besondere Vorkomm­
nisse vermerkt werden. E r kann Bearbeiter bei Ordnungsverstößen oder Täu­
schungsversuchen von der Fortsetzung der Arbeit ausschließen, falls dies als Sofort­
maßnahme geboten erscheint. 
(3) Der Bearbeiter versieht seine Arbeiten anstelle des Namens mit e iner Kel1l1zahl. 
Im Übrigen sind Hinweise auf die Person oder die persönlichen Verhältnisse unzul äs­
sig. Die Kennzahlen werden aus dem schriftlichen Teil der Staatsprüfung übernom­
men. Der Bearbei ter nimmt den Platz ein , der mit seiner Kennzahl bezeichnet ist. 
(4) Bei prüfungsunabhängigen Beeinträchtigungen eines Bearbeite rs, die die Anfer­
tigung der Aufsichtsarbeiten e rschweren, kann der Prüfungsausschuss auf schri ft li ­
chen Antrag angemessene Maßnahmen zum Ausgle ich der Beeinträchtigungen tref­
fen; er orientiert sich dabei an der E ntscheidung des Landesjustizprüfungsamts 
gemäß § 13 Abs. 7 JAPrO. 

§ 8 Mündliche Prüfung 

(1) Der Prüfer nimmt die mündliche Prüfung in Gegenwart e ines Beisitzers ab. Der 
Prüfer gibt die Bewertung bekannt. 
(2) Über den Hergang der Prüfung ist eine Niederschrift aufzunehmen, in der fest­
gestellt werden: 

1. die Namen des Prüfers und des Beisitzers sowie die Namen der Prüflinge, 
2. der Gegenstand und das Ergebnis der mündlichen Prüfung. 

Die Niedersclll'ift ist vom Prüfer zu unterzeichnen. 
(3) Studierenden der Rechtswissenschaft und anderen Personen, die ein berechtigtes 
Interesse haben, kann die Anwesenheit bei der mündlichen Prüfung mit Ausnahme 
der Beratung und der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses gesta ttet werden. 

§ 9 Rücktritt 

Im Falle des genehmigten Rücktritts von Prüfungsleistungen sind die Prüfungs­
le istungen zum nächsten möglichen Zeitpunkt abzulegen. In jedem Fall WÜ'd die 
mündliche Prüfung erst nach der Bewertung der schriftlichen Studienarbeit und der 
Aufsichtsarbeit durchgeführt. 

§ 10 lnkrafttreten 

Diese Verfahrensordnung tritt am ersten Tage des auf die Veröffentlichung im Mit­
tei lungsblatt des Rektors folgenden Monats in Kraft. 
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FRAGEN UND ANTWORTEN ZU DEN SCHWERPUNKTBEREICHEN 
UND DER UNIVERSITÄTSPRÜFUNG 

1. Was sind die Schwerpunktbereiche? 

Die Ausbildung im Schwerpunktbereich ergänzt und vertieft die in der Pflichtfach­
ausbildung erworbenen juristischen Kenntnisse und Fertigkeiten. Gegenstand der 
Ausbildung und Prüfung im Schwerpunktbereich ist ein exemplarisch ausgewählter 
Rechts- oder Lebensbereich. Die Universitätsprüfung im Schwerpunktbereich fließt 
neben der Staatsprüfung im Pflichtfachbereich in die E rste juristische Prüfung ein. 

2. WeIche Schwerpunktbereiche gibt es in Heidelberg? 

Es werden zehn Schwerpunktbereiche angeboten: 
Schwerpunktbereich 1: E uropäische Privatrechtsgeschichte. 
Schwerpunktbereich 2: Kriminalwissenschaften. 
Schwerpunktbereich 3: Deutsches und europäisches Verwaltungsrecht. 
Schwerpunktbereich 4: Arbeits- und Sozialrecht. 
Schwerpunktbereich 5a Steuerrecht. 
Schwerpunktbereich 5b Unternehmensrecht. 
Schwerpunktbereich 6: Wirtschafts- und Europarecht. 
Schwerpunktbereich 7: Zivilverfahrensrecht. 
Schwerpunktbereich 8a Internationales Priva t- und Verfahrensrecht. 
Schwerpunktbereich 8b Völkerrecht. 

3. Wann kann ich einen Schwerpunktbereich wählen? 

E inen Schwerpunktbereich können Sie nach der Zwischenprüfung wählen. Die Wahl 
der Schwerpunktbereiche findet regelmäßig in der ersten Vorlesungswoche eines 
neuen Semesters statt (Mo-Do von 09.00-17.00 Uhr und Fr von 09.00-12.00 Uhr) . 
Bitte achten Sie auch auf die Bekanntmachungen zu Beginn der Vorlesungszeit. 

4. Muss ich im Semester unmittelbar nach der Zwischenprüfung wählen? 

Es besteht kein Zwang, im Semester unmittelbar nach der Zwischenprüfung zu 
wählen. Die frühzeitige Wahl ist sinnvoll, um eine Verlängerung der Studienzeiten zu 
vermeiden. Andererseits kann e iJle um ein Semester verschobene Wahl ggf. helfen, 
sich zunächst Klarhei t über die eigenen Interessen zu verschaffen. 

5. Wie wähle ich den Schwerpunktbereich? 

Zu Beginn der Vorlesungszeit ist an der Pforte des Juristischen Seminars ein Wahl­
ze ttel erhältlich , auf dem Sie angeben können, mit welcher Priorität Sie die Schwer­
punktbereiche wählen (erste bis sechste Priorität). Diesen Wahlzettel geben Sie im 
Prüfungsamt der Fakultät (Zi. 006, Frau Zdunek) ab. 
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6. Was passiert, wenn der mit erster Priorität gewählte Schwerpunktbereich über-
füllt ist? 

Wenn ein Schwerpunktbereich zu mein als 150 % überbucht ist (d.h. mehJ' als 50 % 
über der durchschnittlichen Auslastung a ller Schwerpunktbereiche), wird vermutet, 
dass die Prüfungskapazität erschöpft ist. Dann wird unter den Wählern dieses 
Schwerpunktbereichs eine Auswahl anhand der Durchschnittsnote der Zwi­
schenprüfung getroffen. Wer aufgrund der Zwischenprüfungsnote nicht berücksich­
tigt werden kann, wird dem mit der nächsten Priorität gewä hlten Schwerpunktbe­
reich zugeordnet. 

7. Kann ich auch nur einen Schwerpunktbereich wählen und keine weiteren Prio-
ritäten angeben? 

Das ist zulässig. Sollte a llerdings der einzige angegebene Schwerpunktbereich über­
füllt sein, würden Sie keinem Schwerpunktbereich zugeordnet und könnten frühe­
stens im folgenden Semester mit dem Schwerpunktstudium beginnen. 

8. Wie lange dauert das Studium im Schwerpunktbel'eich? 

D er Studienplan sieht vor, dass Veranstaltungen im Schwerpunktbereich ab dem 
fünften bis zum neunten Fachsemester besucht werden. Zu jedem Schwerpunkt­
bereich gehören Veranstaltungen im Unlfang von mindestens 16 Semesterwochen­
stunden. Die Schwerpunktveranstaltungen werden teilweise nur im Winter- und teil­
weise nur im Sommersemester angeboten. Die Studienarbeit im Schwerpunktbe­
reich soll in der Regel im 7. Fachsemester geschrieben werden. 

9. WeIche Veranstaltungen gehören zum Schwerpunktbereich? 

Die Studienpläne aller Schwerpunktbereiche sind nach einem einheitlichen Muster 
aufgebaut: 

1. Vorlesungen , aus deren Stoffgebiet die Kl ausuren stammen. 
2. Weitere Vorlesungen aus den Stoffgebieten des Schwerpunktbereichs. 
3. Lehrveranstaltungen, in denen der Lehrstoff aus der Sicht der beruflichen, vor 

allem der anwaltlichen Praxis in Kleingruppen aufbereite t werden soll; in die­
sen Veranstaltungen werden in der Regel zugleich interd isziplinäre Schlüssel­
qualifikationen vermittelt. 

4. Seminare und Kolloquien. 
5. Weitere Angebote, z.B. Arbeitsgemeinschaften und Klausurenkurse. 

Nicht alle Veranstaltungen sind obligatorisch; Veranstaltungen, deren Inhalt Gegen­
stand der Universitätsprüfung sein kann , sind im jeweiligen Studien plan eines 
Schwerpunkbereichs gekennzeichnet. Die schriftliche Studienarbeit kann aus den 
Gebieten der Schwerpunktbereiche unter Einbeziehung der Pflichtfächer gestellt 
werden. Die Klausur wird aus dem Stoffgebiet der in den Studienplänen der Schwer-
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punktbereiche aufgeführten Vorlesungen unter E inbeziehung der Pflichtfächer 
entwickelt. D er Gegenstand der mündlichen Prüfung ist ebenfalls im jeweiligen Stu­
dienplan des Schwerpunkbereichs bezeichne t. 

10. WeIche Leistungen muss ich im Schwerpunktbereich erbringen? 

Der Schwerpunktbereich wird mit der Universitä tsprüfung abgeschlossen. Sie 
beste ht aus einer schriftlichen Studienarbeit, e iner Aufsichtsarbeit und einer münd­
lichen Prüfung. Für die E ndnote der Prüfung im Schwerpunktbereich werden die 
E rgebnisse der E inzelnoten wie fo lgt berücksichtigt: 

- die Note der schriftlichen Studienarbeit mit 40 v. 100, 
- die Note der Aufsichtsarbeit mit 30 v. 100, 
- die Note der mündlichen Prüfung mit 30 v. 100. 

11. Muss ich ein Seminar, eine Grundlagenveranstaltung oder eine Schlüsselqualifi-
kation im Schwerpunktbereich belegen? 

Keine der im Studien plan der Schwerpunktbereiche genannten Veransta ltungen ist 
beleg- oder scheinpflichtig (zur R elevanz für die Universitätsprüfung vgl. Frage 9). 
Für die Zulassung zur Staa tsprüfung müssen Sie aber e inen Seminarschein , e inen 
G rundlagenschein und e inen Schlüsselqualifika tionsschein vorlegen. Seminarschein 
und Schlüsselqualifika tionsschein können im Rahmen e iner Schwerpunktveranstal­
tung erworben werden. Es ist aber im Rahmen der vorhandenen Ka pazitäten auch 
möglich, e in Seminar oder e ine Schlüsselqualifikationsveranstaltung eines anderen 
Schwerpunkts bzw. unabhängig von einem Schwerpun kt zu besuchen. 

12. Wann schreibe ich die Studienarbeit? 

Die Studienarbeit dürfen Sie erst sclU'eiben, wenn Sie a lle dre i Übungen für Fortge­
schrittene bestanden und e inen Schwerpunkbereich gewählt haben. Es empfiehlt 
sich , die Studienarbeit nicht vor dem dritten Semester des Schwerpunktstudiums 
anzufertigen . 
Die schriftliche Studienarbeit wird als vie rwöchige H ausarbeit geschrieben. Dies 
kann veranstaltungsbegleitend , a lso im R ahmen e ines Seminars, eines Kolloquiums 
oder einer Vorlesung geschehen. 

13. Wann schreibe ich die KJausur und lege die miindliche Prüfung ab'? 

Die Aufsichtsarbeit und die mündliche Prüfung werden zum A bschluss des Studiums 
im Schwerpunktbereich im R ahmen einer Prüfungskampagne durchgeführt. 
Pro Jahr find en zwei Prüfungskampagnen statt , die auf die Termine der Staatsprü­
fung abgestimmt sind . Zur Aufsichtsa rbeit wird auf Antrag zugelassen, wer 

1. erfolgre ich an je einer Übung für Fortgeschrittene im Zivilrecht, Strafrecht 
und Öffe ntlichen Recht te ilgenommen hat, 
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2. mindestens die Pflichtveranstaltungen des gewählten Schwerpunkbereichs 
besucht und 

3. sich innerhalb der vom Prüfungsamt gesetzten Frist zur Prüfung angemelde t 
hat. 

Die Aufsichtsa rbeit der Universitätsprüfung wird im A nschluss an die Aufs ichtsar­
beiten der Staatsprüfung angefertigt. Die mündliche Prüfung wird am Tag des münd­
lichen Teil s der Staa tsprüfung durchgeführt und bildet den A bschluss der Univer­
sitätsprüfung. 

14. Karm ich den Schwerpunktbereich wechseln? 

E in Wechsel des Schwerpunktbereichs finde t in der Regel nicht statt ; über Aus­
nahmefälle entscheide t der Prüfungsa usschuss. E in Wechsel ist ausgeschlossen, wenn 
nicht der Sprecher des aufnehmenden Schwerpunktbereichs zugestimmt ha t. 

gez. Dr. Kaiser (Leite r des Prüfungsamts) 
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ORDNUNG DER UNIVERSITÄT HElDELBERG 
ÜBER DIE NICHTBENOTUNG INHALTLICH ÜBEREINSTIMMENDER 

ARBEITEN IN DEN ÜBUNGEN DER JURISTISCHEN FAKULTÄT 
VOM 4. AUGUST 1997 

§ 1 Nichtbenotung inhaltlich übereinstimmender Arbeiten 

(1) In den Übungen der Juristischen Fakultät werden Hausarbeiten und Klausuren, 
die in ihrer Wortwahl ganz oder in wesentlichen Teilen übereinstimmen, nicht beno­
tet. Dies gilt nicht für Arbeiten, deren Verfasser glaubhaft macht , dass er sie selbst­
ändig angefertigt hat und dass sie ohne seinen Vorsatz zur Herstellung der mit ihr 
übereinstimmenden Arbeit benutzt worden ist. 
(2) Über den Antrag, eine Arbeit trotz ihrer Übereinstimmung mit der Arbeit eines 
anderen Teilnehmers zu benoten, entscheidet der Übungsleiter im Einvernehmen 
mit dem D ekan; ist ein Studiendekan gewählt, so tritt diese r an die Stelle des Dekans. 
(3) Für Arbeiten , die inl Rahmender Zwischenprüfungsordnung anzufertigen sind, 
gilt 

a) § 9 Abs. 1 der Zwischenprüfungsordnung, wenn ilU' Verfasser e inen Täu­
schungsversuch im Sinne dieser VorsclU'ift unternommen hat ; zustä ndig für die 
Entscheidung ist der Dekan der Juristischen Fakultät gemäß § 10 der Zwi­
schenprüfungsordnung. 

b) Absätze 1 und 2 dieser Ordnung, wenn die Arbeit für e inen Täuschungsver­
such im Sinne des § 9 Abs.1 der Zwischenprüfungsordnung benutzt worden ist. 

§ 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am ersten Tag des auf die Veröffentlichung im Amtsblatt "Wis­
senschaft, Forschung und Kunst" fo lgenden Monats in Kraft. 

Veröffentlicht im Amtsblatt Wissenschaft, Forschung und Kunst vom 19. September 
1997, Seite 275 . 
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SATZUNG DER UNIVERSITÄT HEIDELBERG ZUR REDLICHKEIT IM 
STUDIUM UND BEI PRÜFUNGEN VOM 28. MAI 2008 

In dieser Satzung ist nur die männliche Sprachform gewählt worden. Alle personen­
bezogenen Begriffe gelten jedoch ste ts für Mälmer und Frauen gleichermaßen. 

§ 1 Anwendungsbel'eich 

(1) Diese Satzung gilt für alle Prüfungen an der Universität Heidelberg, einschließ­
lich der Externenprüfungen sowie für alle Studienleistungen. 
(2) Soweit andere Satzungen oder Prüfungsordnungen der Universität Heidelberg 
abweichende Rege lungen getroffen haben, geht die vorliegende Satzung vor. Im 
Übrigen ergänzt sie die anderen Satzungen bzw. Prüfungsordnungen . 

§ 2 Täuschung bei Abschlussarbeiten und sonstigen Hausarbeiten 

(1) Werden Abschlussarbeiten, insbesondere Bachelor-, Master-, Magister-, Diplom­
und Doktorarbeiten oder sonstige Hausarbeiten, eingereicht , die ganz oder in 
wesentlichen Teilen mit denen eines anderen Kandidaten übereinstimmen, werden 
beide Arbeiten als nicht bestanden gewerte t. Dies gilt nicht für Arbeiten , deren Ver­
fasser glaubhaft macht, dass er diese se lbständig angefertigt hat und dass diese 
Arbeit ohne Vorsatz des Verfassers zu r Herstellung der übereinstimmenden Arbeit 
benutzt worden ist. 
(2) Arbeit en im Sinne von Abs. 1, die in illrer Wortwahl ganz oder in wesentlichen 
Teilen mit anderen Arbeiten oder Veröffentlichungen übereinstimmen, ohne dass 
wörtliche Zitate unter Angabe der Quelle verwendet werden, werden a ls nicht 
bestanden bewertet. 
(3) Arbeiten im Sinne von Abs. 1, die von Dritten angefertigt wurden und a ls eigene 
Arbeiten eingereicht wurden, werden als nicht bestanden bewertet. 
(4) In besonders schweren oder in wiederholten Fä ll en im Sinne von Abs. 1 bis 3 
kann der Studierende vom Prüfungsausschuss von der E rbringung aller "veiteren 
Prüfungs oder Studienleistungen in diesem Studiengang an der Universität Heidel­
berg ausgeschlossen werden. Dies lunfasst auch etwaige Wiederholungsprüfungen. 
Der zuständige Studiendekan muss sein E invernehmen erk lären. 
(5) D er Verlust der Wiederholungsmöglichkeit für eine Studien- oder Prüfungslei­
stung gilt nur für die Universität Heidelberg. D er Studierende ist in diesem Fall für 
diesen Studiengang zu exmatrikulieren. 
(6) Eine Entscheidung im Sinne von Abs. 4 kann nicht auf den Ausschussvorsitzen­
den übertragen werden. 

§ 3 Nachträglich bekannt gewordene Täuschung 

(1) Hat ein Studierender im Sinne von § 3 getäuscht und wird diese Ta tsache erst 
nach Vergabe der Note oder nach Ausstellung des Zeugnisses bekannt, so kann der 
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Prüfungsausschuss nachträglich die betroffenen Noten entsprechend berichtigen 
und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären . 
(2) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu 
erteilen. Dies bezieht sich auch auf alle davon betroffenen Anlagen (z.B. Transcript 
of records und Diploma supplement). Entsprechendes gilt auch für sonstige Lei­
stungsnachweise. 
(3) Eine E ntscheidung nach Abs. 1 und 2 ist nach einer Frist von 5 Jahren ab dem 
Datum der Vergabe der Note oder dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen. 

§ 4 Inkrafttreten 

Die vorstehende Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Mitteilungs­
blatt des Rektors in Kraft. 

Veröffentlicht im Mitteilungsblatt des Rektors vom 24. Mai 2008, S. 489. 
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JAPRO 
Verordnung des Justizministeriums über die Ausbildung und Prüfung der Juristen 

(Juristen ausbildungs- und Prüfungsordnung - JAPrO) 
Vom 8. Oktober 2002 

Gesamtausgabe in der Gültigkeit vom 22.10.2008 bis 29.04.2019 
Stand: letzte berücksichtigte Änderung: § 49 geändert durch Artikel 21 

des Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBI. S. 343 , 365) 

Auf Grund von § 7 Abs. 1 Satz 1 des Juristenausbildungsgesetzes (JAG) in der Fas­
sung vom 18. Mai 1971 (GBI. S. 190) , zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. April 
1998 (GBI. S. 250) , wird im Einvernehmen mit dem Innenministerium, dem Wissen­
schaftsmin isterium und dem Finanzministerium verordnet: 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Ausbildungsgang und Prüfungen 

(1) Die juristische Ausbildung besteht aus Universitätsstudium und Vorbereitungs­
dienst. 
(2) Das Universitätsstudium wird mit der Ersten juristischen Prüfung abgeschlossen. 
Die Erste juristische Prüfung dient der Feststellung, ob das rechtswissenschaftliche 
Studienziel erreicht und die fachliche E ignung für den juristischen Vorbereitungs­
dienst vorhanden ist. Die Erste juristische Prüfung umIasst eine staa tliche Pflicht­
fachprüfung (Staatsprüfung) und eine universitä re Schwerpunktbereichsprüfung 
(Universitätsprüfung) . 
(3) Die Ausbi ldung im Vorbereitungsdienst wird mit der Zweiten juristischen Staats­
prüfung abgeschlossen. Die Prüfung dient der Feststellung, ob die Befähigung zum 
Richteramt, für die Rechtsanwaltschaft und für den höheren allgemeinen Verwal­
tungsdienst vorliegt. 

§ 2 Zuständigkeiten 

Die Staatsprüfung der Ersten juristischen Prüfung und die Zweite juristische Staats­
prüfung werden vom Landesjustizprüfungsamt, die Zwischenprüfung und die Uni­
versitätsprüfung werden von den Universitäten vorbereitet und durchgeführt. 

2. ABSCHNITT 

Stud ium und Erste juristische Prüfung 

1. Unterabschnitt 

Allgemeine Regeln für das Studium 
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§ 3 Inhalte des Studiumsj Regelstudienzeit 

(1) Im Studium sollen sich die Studierenden in wissenschaftlicher Vertiefung exem­
plarisch mit den wichtigsten Gebieten des Zivilrechts, des Strafrechts und des 
Öffentlichen Rechts sowie mit e inem Schwerpunktbereich, jeweils unter Einschluss 
internationaler, insbesondere europarechtlicher, sowie verfahrensrechtlicher Bezüge, 
befassen. Grundlagenfächer (Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Rechtssoziolo­
gie, Juristische Methodenlehre, R echtsvergleichung, Allgemeine Staatslehre) sind 
angemessen zu berücksichtigen. 
(2) Die Lehrveranstaltungen berücksichtigen die praktische Bedeutung und Anwen­
dung des Rechts einschließlich der Rechtsgestaltung und Rechtsberatung. 

(3) Die Vorlesungen in den Pflichtfächern werden durch Lehrveranstaltungen 
begleitet und ergä nzt, in denen in Kleingruppen der behandelte Lelustoff aufberei­

te t wird (Fallbesprechungen) . 
(4) Die Universitäten bieten außerdem Lehrveranstaltungen an, in denen aus Sicht 
der beruflichen Praxis der Lehrstoff in Kleingruppen exemplarisch aufbereite t wird. 

(5) Die Universitäten bie ten Lehrveranstaltungen an zur exemplarischen Vermitt­
lung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen wie Grundkenntnisse in Wirtschafts­
und Sozialwissenschaften, Verhandlungsmanagement, Gesprächsführung, Streit­
schlichtung, Mediation, Rhetorik , Vernehmungslehre, Kommunikationsfähigkeit. Es 
können ferner fremdsprachige rechtswissenschaftliche Veranstaltungen oder rechts­
wissenschaftlich ausgerichte te Sprachkurse angeboten werden . 
(6) Die Regelstudienzeit beträgt e inschließlich der E rsten juristischen Prüfung neun 

Semester. 

§ 4 Zwischenprüfung 

Die Zwischenprüfung ist bis zum E nde des vierten Semesters abzulegen. Sie umfass t 
einen bürgerlichrechtlichen, e inen strafrechtlichen und einen öffentlich-rechtlichen 
Prüfungsteil. In jedem Prüfungsteil muss mindestens eine Aufsichtsarbeit mit Erfol g 
gefertigt werden, andernfalls ist die Zwischenprüfung nicht bestanden. Die Auf­
sichtsa rbeiten können nach dem E nde des vierten Semesters nur jeweils e inmal wie­
derholt werden. Das Nähere regeln die Universitäten durch Satzung mit Zustim­
mung des Vorstandsvorsitzenden, die dieser im Einvernehmen mit dem Justizmini­

sterium erteilt. 

§ 5 Praktische Studienzeit 

(1) Während der vorlesungsfreien Zeit nehmen die Studierenden mindestens drei 
Monate lang an praktischen Studienzeiten te il. 
(2) Die praktischen Studienzeiten können bei all en Stellen im In- und Ausland abge­
leiste t werden, die geeignet sind, den Studierenden eine Anschauung von prak tischer 
Rechtsanwe ndung zu vermitteln. 

154 

(3) Alle staatlichen und sonstigen öffentlichen Stellen unterstützen die Durch­
führung der praktischen Studienzeit. Es sollen jeweils einmonatige Gruppenprakti­
ka in Justiz, Verwaltung und Rechtsanwaltschaft angeboten werden. 
(4) Das Nähere regelt das Justizministerium, für die praktische Studienzeit bei der 
Rechtsanwaltschaft im Einvernehmen mit den Rechtsanwaltskammern des Landes, 
außerhalb der Rechtspflege im E invernehmen mit dem Innenministerium. 

2. Unterabschnitt 

Staatliche Pflichtfachprüfung (Staatsprüfung) 

§ 6 Landesjustizprüfungsamtj Ständiger Ausschuss 

(1) Entscheidungen in Angelegenheiten der Staatsprüfung der E rsten juristischen 
Prüfung trifft das Landesjustizprüfungsamt, soweit sie nicht dem Ständigen Aus­
schuss, den Prüfungsausschüssen oder den Außenstellen des Landesjustizprüfungs­
amts übertragen sind. 
(2) Für die Staatsprüfung der E rsten juristischen Prüfung wird ein Ständiger Aus­
schuss gebilde t. E r besteht aus dem Präsidenten des Landesjustizprüfungsamts und 
acht weiteren Mitgliedern aus dem Kreis der Prüfer. Die weiteren Mitglieder werden 
durch das Justizministerium nach Anhörung der Rechtsfakultä ten des Landes auf 
die Dauer von drei Jahren bes tellt; eine mehrmalige Bestellung ist zulässig. 
(3) Das Justizministerium bestellt für jedes Mitglied des Ständigen Ausschusses für 
den Fall der Verhinderung einen Vertre ter; Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
(4) Der Ständige Ausschuss beschließt über die grundsätzliche Beteiligung der Prü­
fer an den schriftlichen und mündlichen Prüfungen sowie über die weiteren ihm 
durch diese Verordnung zugewiesenen Angelegenheiten. E r schl ägt dem Justizmini­
sterium die Berufung neuer Prüfer vor und berät das Landesjustizprüfungsamt in 
Ausbildungs- und Prüfungsfragen von grundsä tzlicher Bedeutung. 
(5) Der Ständige Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglie­
der anwesend ist. Beschlüsse werden mÜ Stimmenmehrheit gefass t. Bei Stimmen­
gleichheit gibt die Stimme des Präsidenten des Landesjustizprüfungsamts den Aus­
schJ ag. Beschlüsse können auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden , wenn 
kein Mitglied widerspricht. 

§ 7 Allgemeine Regeln über die Staatsprüfung 

(1) Die Staatsprüfung wird zweimal jährlich abgehalten. Sie besteht aus einem 
schriftlichen und einem mündlichen Teil. 
(2) Die Staatsprüfung orientiert sich an den Inhalten des Studiums. Ihr Stoff ist so zu 
bemessen, dass das Studium nach dem vierten Studienjahr abgeschlossen werden 
kann. Im Vordergrund von AufgabensteIlung und Leistungsbewertung stehen das 
systematische Verständnis der Rechtsordnung und die Fähigkeit zu methodischem 
Arbeiten. Rechtsgestaltende Fragestellungen sind angemessen zu berücksichtigen. 
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§ 8 Pflichtfächer 
(1) Die Staa tsprüfung bezieht sich auf die Pflicht fächer. 

(2) Pflichtfächer sind 

1. Bürgerliches R echt: 
- Allgemeine Le hren und A llgemeiner Te il des Bürgerlichen Gesetzbuchs (im 

Ü be rbl ick: Juristische Personen), aus dem A llgemeinen G leichbehandlungsge­
setz die Abschnitte 1 bis 4 sowi e 7; 

- a us dem R echt der Schuldverhältnisse die A bschnitte 1 bis 7 sowie de r 
A bschnitt 8 ohne die Tite l 2, 11 , 15, 18, 19,25; 

- aus dem Sachenrecht d ie A bschnitte 1 bis 3 und 5 sowie de r A bschnitt 7 (ohne 
Rentenschuld); im Überbl ick der Abschnitt 8 (ohne Pfandrecht an R echten); 

- die Bezüge des Familienrechts zum bürgerlichen Vermögensrecht (insbesonde­
re die §§ 1357,1359,1362, 1363 bis 1371 ,1408, 1589,1626,1629,1643, 1664, 1795 
BGB); 

- aus dem E rbrecht: 
gesetzliche E rbfolge, Verfügungen von Todes wegen, A nn ahme und Ausschla­
gung der E rbschaft , E rbengemeinschaft , Wirkungen des E rbscheins; 

2. a us dem H ande lsrecht im Ü be rblick: 
Ka ufleute, Publizität des Ha nde lsregiste rs, Prokura und H andlungsvollmacht, a ll ­
gemeine Vorschriften über Ha ndelsgeschäfte, H ande lskauf; 

3. aus dem Gesellschaftsrecht im Ü berblick: 
R echt de r O H G und de r KG; E rrichtung, Vertre tung und Geschäftsführun g der 
G mbH; 

4. aus dem A rbeitsrecht: 
- Individua larbeitsrecht: Begründung, Inhalt und Beendigung des Arbe itsver­

hältnisses mit Bestandsschutz; Leistungsstörungen und H aftung im Arbe itsver­
hältnis; 

- Kollektives A rbeitsrecht im Überblick: Abschluss und Wirkung von Tari fver­
trägen un d Betrie bsvere in ba rungen; 

5. a us dem In tern ationalen Priva trecht: 
A llgemeine r Teil ; aus dem EGBGB: R echt de r natürlichen Personen und der 
R echtsgeschäfte, Schuldrecht, Sachenrecht; 

6. aus dem Z ivilprozessrecht im Ü be rblick: 
- Ve rfahrensgrundsätze, P rozessvorausse tzungen, Arten und Wirkungen von 

Kl agen und gerichtlichen E ntscheidungen, P rozessvergleich, vorl äufiger 
R ech tssch u tz; 

- A rten und R echtsbehelfe der Zwangsvollstreckung; 

7. Strafrecht: 
a) A llgeme ine r Teil des Strafrechts 
(mit Konk urrenzen, ohne R echtsfolgesystem); 
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b) aus dem Besonderen Teil des Strafgese tzbuchs: 
- aus dem 6. A bschnitt: § 113; 

- aus dem 7. Abschnit t: §§ 123, 124, 142, 145 d; 
- 9. und 10. A bschnitt; 

- 14. A bschnitt (ohne § 189); 

- 16. Abschnitt ; 

- 17. A bschnitt ; 

- aus dem 18. A bschnitt: §§ 238 bis 241; 
- 19. bis 21. A bschnitt; 

- 22. A bschnitt (ohne §§ 264,264 a, 265 b) ; 

- aus dem 23. A bschnit t: §§ 267 , 268, 271 , 274,281; 
- aus dem 27. A bschnitt: §§ 303, 303 c; 

- aus dem 28. A bschnitt: §§ 306 bis 306 f, 315 b, 315 c, 316, 316 a , 323 a , 323 c; 

8. aus dem Strafprozessrecht im Ü be rblick: 

- gerichtsverfass ungsrechtliche Grundl agen, Verfa hrensgrundsätze; 

- E rmittlungsverfahren: Z wangsmitte l und E ingriIfsbe fugnisse; 

- H auptverfa hren: Be teiligte, Ga ng des Verfa hrens, Beweisrecht, R echtskraft; 

9. Öffentliches Recht: 

- Verfass ungsrecht (ohne No tstands- und Finanzverfassungsrecht), im 
Ü berblick: Verfass ungsprozessrecht ; 

- A llgemeines Ver wa ltungsrecht und allgemeines Verwaltungsverfahrensrecht 
(verfassungsrechtliche G rundlagen, R echtsque llen und Normen des Ve rwal­
tungsrechts, Ha ndlungsformen der Verwaltung, Teile I bis IV des Verwaltungs­
verfa hrensgesetzes) ohne besonde re Verwaltungsverfahren, 

im Überblick: Verwa ltungsvollstreckungsrecht, Staa tshaftun gsrecht; 
- aus dem Besonderen Verwa ltungsrecht: 

Po lize i recht , Baurecht (Recht der Baule itpl anung, Zuläss igkeit von Bauvorha­
ben, bauaufs ichtsrechtliche Instrumentarien) , Kommunalrecht (ohne Kommu ­
nalwahlrecht und Kommunalabga benrecht); 

1O.aus dem Verwa ltungsprozessrecht im Ü berblick: 

Verfahrensgrundsä tze, P rozessvoraussetzungen, Klagea rten (e inschließlich Nor­
menkon trolle), A rten und Wirkungen von gerichtlichen E ntsche idungen, vorl äu­
fi ger Rechtsschutz; 

1I.aus dem E uropa recht: 

R echtsquellen des E uropäischen Gemeinschaftsrechts; R echtsnatur, Orga ne und 
H andlungs formen der E uropäischen Gemeinschaft ; G rund fre ihe iten des EG­
Vertrags und ihre Durchsetzu ng; Struktur der E uropä ischen U nion. 

(3) Z u den Ptlichtfäche rn gehören ihre europarechtlichen Bezüge sowie ihre Bezüge 
zu Grundlagenfäche rn (§ 3 A bs. 1). 
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(4) Soweit Rechtsgebie te »im Überblick« Gegenstand des Prüfungsstoffes sind , wird 
die Kenntnis der Systematik und der wichtigsten Rechtsfi guren otme E inzelwissen 

verlangt. 

(5) Andere als die in A bsa tz 2 genannten Rechtsgebiete dürfen im Zusammenhang 
mit den Pflichtfächern zum Gegenstand der Prüfung gemacht werden, soweit ledig­
lich Verständni s und Arbeitsmethode fes tgestellt werden sollen und E inzelwissen 

nicht vorausgese tzt wird. 

§ 9 Voraussetzungen für die Zulassung zur Staatsprüfung 

(1) Z ur Staatsprüfung wird auf Antrag zugelassen, wer 
1. die nach § 5 a Abs. 1 des Deutschen Richtergesetzes erforderliche Studienzeit 

durchlaufen hat und in den zwe i der Prüfun g unmittelbar vorausgegangenen 
Semestern an der Universität am Prüfungso rt im Fach Rechtswissenschaft e inge­

schrieben war; 

2. an der praktischen Studienzeit (§ 5) teilgenommen hat; 

3. an e iner fremdsprachigen rechtswissenschaftlichen Veranstaltung oder einem 
rechtswissenschaftli ch ausgerichteten Sprachkurs (§ 3 Abs. 5 Sa tz 2) regelmäßig 
te ilgenommen hat, sofern die Fremdsprachenkompetenz nicht anderweitig aus­

reichend nachgewiesen ist. 

(2) Die Z ulassung setzt ferner die erfo lgreiche Teilnahme voraus an 
1. je einer Übung für Fortgeschrittene im Z ivilrecht, Strafrecht und Öffentlichen 

Recht , 

2. e iner Lehrveranstaltung in einem G rundlagenfa ch (§ 3 Abs. 1), 

3. einem Seminar, 

4. e iner Lehrveranstaltung zur Vermittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifika ti o­
nen (§ 3 A bs. 5 Sa tz 1). 

(3) In den Ü bungen müssen nach näherer Maßgabe universitärer Sa tzung jeweils 
innerhalb desselben oder innerhalb zweier, zeitlich aufe inander folgender Semester 
entweder eine H ausarbeit und eine Aufs ichtsa rbeit oder zwei Aufs ichtsarbeiten, in 
der Lehrveranstaltung in einem Grundlagenfach eine Hausarbeit oder eine Auf­
sichtsa rbeit gefertigt werden. In einem Seminar ist e in schriftlich ausgearbeitetes 
R eferat zu erstatten und mündlich vorzutragen. In einer Lehrveranstaltung zur Ver­
mittlung interdisziplinärer Schlüsselqualifikationen muss ein Vortrag gehalten oder 
eine vergleichbare Prüfungsleistung erbracht werden. Die Leistungen müssen 
jeweils mindestens mit der Note ausreichend bewerte t worden sein . 

(4) Die Teilnahme an einer fremdsprachigen rechtswissenschaftli chen Veranstaltung 
oder einem rechtswissenschaftli ch ausgerichte ten Sprach kurs kann in der Regel 
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ersetzt werden durch ein Semester e ines fremdsprachigen rechtswissenschaft lichen 
Auslandsstudiums, das den Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 Nr. 2 entspricht. 
(5) Die Teilnahme an e iner Ü bung, einer Lehrveranstaltung nach A bsa tz 2 N r. 2 oder 
4 oder einem Seminar kann durch die erfolgreiche Teilnahme an einer Veranstaltung 
einer rechtswissenschaft lichen Fakultät im Ausland erse tzt werden, sofern die Ver­
anstaltung auf Antrag des Kandidaten als gleichwertig anerkannt worden ist. Für die 
A nerkennung ist die Juristische Fakultä t der Universitä t des Ortes zuständig, an der 
zur Zeit der AntragsteIlung die E inschreibung bestand . 

(6) D ie Teilnahme an einer Lehrveranstaltung zur Vermittlung interdisziplinärer 
Schlüsselqualifika tionen kann durch die erfolgreiche Teilnahme an einer Veranstal­
tung einer anderen Fakultät der Universitä t, an der der Ka ndidat eingeschriebe n ist, 
e rsetzt werden, sofern die Veranstaltung auf Antrag des Kandidaten als gleichwertig 
anerkannt worden ist. A bsa tz 5 Sa tz 2 gilt entsprechend . 

§ 10 Zulassungsantrag 

(1) Die Zulassung zur Staatsprüfung ist ilm erh alb der vom Landesjustizprüfungsamt 
gesetzten Frist unter Verwendung des amtlichen Vordrucks bei dem Landesjustiz­
prüfungsamt zu beantragen. In dem Antrag ist zu versichern, dass bisher bei keinem 
Prüfungsamt um die Zulassung zu einer juristischen Staa tsprüfung nachgesucht wur­
de, oder zu erklären , wann und wo dies geschehen ist. 

(2) D em Antrag sind beizufügen: 
l. die Datenkontrollbl ätter der U niversitä ten zum Nachweis der in § 9 Abs. 1 Nr. 1 

genannten Voraussetzungen; 

2. der Nachweis über die Teilnahme an der praktischen Studienzeit; 

3. e in eigenhändig geschriebener und unterschriebener, nicht tabell arischer Lebens­
lauf mit Lichtbild ; 

4. Nachweise über die erfolgreiche Teilnahme an den in § 9 Abs. 2 genannten Ü bun­
gen und sonstigen Lehrveranstaltungen sowie die nach § 9 A bs. 1 NI'. 3 erfo rderli­
chen Nachweise; 

5. soweit aufgrund des Landesgebührengesetzes und der Gebührenverordnung eine 
Prüfungsgebühr als Vorschuss zu entrichten ist: e in Nachweis über die E ntrich­
tung der Gebühr. 

(3) Zeugnisse und Bescheinigungen sind in Urschrift vorzu legen. 

§ 11 Entscheidung über die Zulassung 

(1) Ü ber die Z ulassung zur Staa tsprü fung entscheide t das La ndesjustizprüfungsamt. 

(2) Die Zul assung kann zurückgenommen werden, wenn sie durch eine falsche 
A nga be e rschlichen wurde oder nachträglich Ta tsachen eintre ten oder bekannt wer­
den, die zu einer Versagung der Z ulassung geführt hätten. 
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§ U Rücktritt 

(1 ) Ist der Kandidat wegen Krankheit oder aus einem anderen wichtigen Grund 
gehindert , an der schriftlichen Prüfung te ilzunehmen, wird der Rücktritt auf schrift­
lichen Antrag genehmigt. Der A ntrag ist unverzüglich zu stellen, im Falle e iner 
E rkrankung unter Beifügung eines amtsärztlichen Zeugnisses, das die für die Beur­
teilung der Prüfungsunfähigkeit nötigen medizinischen Befundtatsachen enthält. 
Die Genehmigung ist ausgeschlossen, wenn bis zum E intritt der Prüfungsunfähigkeit 
Prüfungsle istungen e rbracht worden sind und nach deren E rge bnis die Prüfung nicht 
bestanden werden kann. 

(2) H at sich ein Kandidat in Kenntnis oder fa hrlässiger Unkenntnis e ines wichtigen 
G rundes im Sinne des Absa tzes 1 der schriftlichen Prüfung unterzogen, kann e in 
Rücktritt wegen dieses Grundes nicht genehmigt we rden. Fahrlässige Unkenn tnis 
liegt insbesondere vor, wenn der Kandidat bei Anhaltspunkten für e ine gesundheit­
liche Beeinträchtigung nicht unverzüglich e ine Klärung herbeigeführt hat. In jedem 
Fa ll ist die Geltendmachung eines Rücktrittsgrundes ausgeschlossen, wenn nach 
A bschluss des schri ftlichen Teils der Prüfung e in Monat verstrichen ist. 

(3) Ble ibt e in Kandidat der schl"iftlichen Prüfung insgesamt fern oder gibt er bei 
keiner der Aufs ichtsarbeiten eine Bearbeitung ab, gilt dies als Rücktritt von der 
Prüfung. 

(4) Wird der Rücktritt genehmigt, gilt d ie Prüfung als nicht unternommen. Wird der 
R ück tritt nicht genehmigt, so kann di e Prüfung, wenn die Voraussetzungen für die 
Z ulass ung zur mündlichen Prüfung erfüllt sind , fortgesetzt werden; andernfalls gilt 
sie a ls nicht bestanden. 

§ 13 Schriftliche Prüfung 

(1) Im schri ft lichen Teil der Staa tsprüfung sind sechs Aufga ben mit e iner Bea rbei­
tungszeit von jeweils fünf Stunden zu bearbeiten. 

(2) Die Aufga ben werden vom La ndesjustizprüfungsa mt geste llt , das Aufga benvor­
schläge der Rechtsfakultäten oder e inzelner Prüfer e inholen kann . 

(3) Es sind zu fe rtigen: 
1. dre i Aufgaben aus dem Z ivilrecht, 
2. eine Aufgabe aus dem Strafrecht , 
3. zwei Aufga ben aus dem Öffentlichen Recht. 

(4) Die Kandida ten dürfen nur die zugelassenen Hilfsmitte l, die sie selbst zu stellen 
haben, benutzen. 

(5) Der Aufsichtführende fe rtigt e ine Niederschrift an, in der besondere Vorkomm­
nisse vermerkt werden. E r kann Kandidaten bei Ordnungsverstößen oder Täu­
schungsversuchen von der Fortsetzung der A rbeit ausschließen, falls dies als Sofort­
maßnahme geboten e rscheint. 
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(6) I?er Kandi~a t versieht seine Arbeite n anstelle des Namens mit e iner Kennzahl. 
1m Ubrigen slI1d Hinweise auf die Person oder die persönlichen Verhältnisse 
unzulässig. Die ~en~za h.len werden vor Beginn der schriftlichen Prüfung verlost 
oder vom Landesjustlzprufungsamt den Kandidaten zugeteilt. Der Kandidat nimmt 
den Platz ein ,.der mit s~iner ~ennzahl bezeichne t ist. Im Falle der Verlosung fe rtigt 
der AufsIchtfuhrende elI1e Liste über die Kennzahlen an, die er verschlossen der 
Außenstelle des Landesjustizprüfungsamtes zule ite t. Die Liste darf den Prüfe rn vor 
der endgültigen Bewertung der schri ftlichen A rbeiten nicht bekannt gegeben wer­
den. 

(7) Bei prüfungsunabhängigen Beeinträchtigungen e ines Kandida ten, die die A nfer­
ti gu~g .der Aufs ichtsarbeiten e rschweren , kann das Landesjustizprüfungsamt auf 
schrift lIchen Antrag angeme.ssene Maßnahmen zum Ausgleich der Beeinträchtigun­
gen treffen; auf den Nachweis von Fähigkeiten, die zum Leistungsbild der abgenom­
menen Prüfung gehören, darf ni cht verzichtet werden. Als Ausgleichsmaßnahmen 
können in s~esondere die Be~rbeitungsze it angemessen verl ängert , Ruhepausen, die 
nicht auf die Bea rbeitungszeit angerechnet werden, gewährt oder persönliche oder 
sächliche Hilfsmi ttel zugelassen werden. Wird die Bearbeitungszeit verlängert oder 
wer~en Ruhepausen gewährt , so darf die Zeit der Verlängerung und der Ruhepau­
sen Ulsgesamt zwelelI1halb Stunden nicht überschreiten. Die Beeinträchtigung ist 
d a rzule~en und durch amtsärztliches Zeugnis, das die für die Beurte ilung nötigen 
medlzll1lschen Befundta tsachen enthalten muss, nachzuweisen. 

§ 14 Bewertung der Aufsichtsarbeiten 

(1 ) ~ede Aufs ichtsa rbe!t wil"d von zwei Prüfe rn , die vom Landesjustizprüfungsamt 
bestimmt ~erden ,. pers~nhch begutachte t. Dem Z weitprü fe r kann die Begutachtung 
des E rstprufe rs mitge teilt werden. 

(2) Weichen die Bewertungen der Prüfe r e iner A rbeit um ni cht mehr als vie r Punkte 
voneina nder ab, so gilt der Durchschn itt als Note. Bei größeren A bweichungen sind 
d~e P rufer gehalten, Ihre Bewertungen bis auf vie r Punkte anzugle ichen. Gelingt dies 
nicht, setzt der Präsident des La ndesjustizprüfungsamtes oder ein von ihm bestimm­
t: r dritte r Prüfer die Note mit e iner der von den Prüfe rn erteilten Punktza hlen oder 
emer dazwischen liegenden Punktzahl fest. 

(3) Wird e ine Arbeit nicht abgegeben, so erte il t das Landesjustizprüfungsamt die 
Not~ ungenuge~d (0 Pun kte). Setzt e in Ka ndidat die Bea rbeitung nach E nde der 
B.eal beltungszelt fo rt, so ka l1l1 un ter Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes 
die Arbeit I111t ungenügend (0 Punkte) bewerte t werden; in minder schweren Fä llen 
kann e lI1 Punktabzug e rfolgen oder von e iner Sanktion abgesehen werden. 

§ 15 Notenstufen; Punktzahl 

Die einzelnen Prüfungsleistungen sind mi t e iner der fo lgenden Noten lind P unkt­
za hlen zu bewerten: 
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sehr gut: 
eine besonders hervorragende Leistung 

= 16- 18 Punkte 

gut: 
eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung 

= 13-15 Punkte 

vollbefriedigend: 
eine über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung 

= 10- 12 Punkte 

befriedigend: 
eine Leistung, die in jeder Hinsicht durchschnittlichen Anforderungen entspricht 

= 7- 9 Punkte 

ausreichend: 
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel durchschnittlichen Anforderungen noch ent­

spricht 
= 4--6 Punkte 

mangelhaft: 
eine an erheblichen Mängeln leidende, im ganzen nicht mehr brauchbare Leistung 

= 1-3 Punkte 

ungenügend: 
eine völlig unbrauchbare Leistung 

= 0 Punkte 

Zwischennoten und von vollen Zahlenwerten abweichende Punktzahlen dürfen 

nicht verwendet werden. 

§ 16 Ausschluss von der mündlichen Prüfung 

Wer im schriftlichen Teil der Staatsprüfung e ine Durchschnittspunktzahl gemäß § 19 
Abs.2 Satz 2 Nr. 1 von mindestens 3,75 Punkten und in wenigstens drei Aufsichtsar­
beiten, davon in mindestens e ine r zivilrecht lichen Aufsichtsarbeit, einen Durch­
schnitt von 4,0 oder mehr Punkten erreicht hat , wird mündlich geprüft. Wer diese 
Voraussetzungen llicht erfüllt , ist von der mündlichen Prüfung ausgeschlossen und 
hat die Staatsprüfung nicht bestanden. 

§ 17 Mündliche Prüfung 

(1) Die mündliche Prüfung wird nach der Bewertung der Aufsichtsarbeiten durchge­
führt. Das Ergebnis des schrift lichen Teils der Staatsprüfung wird vorher mitgeteilt. 

(2) Die mündliche Prüfung umfasst je einen Abschnitt im Zivilrecht , im Strafrecht 

und im Öffentlichen Recht. 
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(3) Der Prüfungsausschuss, der die Prüfung abnimmt, wird vom Landesjustiz­
prüfungsamt bestimmt. Er besteht aus dem Vorsitzenden und je e inem Prüfer für die 
Prüfungsabschnitte. Ein Prüfer soll Un iversitätslehrer des Rechts sein. Während der 
mündlichen Prüfung müssen alle Mitglieder des Prüfungsausschusses anwesend sein. 

(4) Der Vorsitzende leitet die mündliche Prüfung und achtet darauf, dass die Kandi­
daten in geeigneter Weise befragt werden; er übernimmt selbst einen Absclmitt und 
kann sich auch sonst an der Prüfung beteiligen. 

(5) Die Dauer der mündlichen Prüfung soll so bemessen sein , dass auf jeden Kandi­
daten etwa 30 Minuten entfallen. Regelmäßig werden vier Kandidaten zusammen 
geprüft. Mehr als fünf Kandidaten dürfen nicht zusammen geprüft werden . 

(6) Studierenden der Rechtswissenschaft und anderen Personen, die ein berechtigtes 
Interesse haben , kann das Landesjustizprüfungsamt die Anwesenheit bei der münd­
lichen Prüfung mit Ausnahme der Beratung und der Bekanntgabe des Prüfungser­
gebnisses gestatten. 

§ 18 Bewertung der mündlichen Prüfung; Rücktritt 

(1) Der Prüfungsausschuss bewertet die Leistungen der einzelnen Kandidaten in 
jedem Prüfungsabschnitt I1lit einer Note und Punktzahl nach § 15. Weichen die An­
sichten der Prüfer voneinander ab, so en tscheidet der Ausschuss mit Stimmenmehr­

heit. 

(2) Für den Rücktritt von der mündlichen Prüfung gilt § 12 Abs. 1 und 2 entspre­
chend. Nimmt ein Kandidat gaIlZ oder teilweise nicht an der mündlichen Prüfung 
teil, so gilt dies als Rücktritt. Wird der Rücktritt genehmigt, verbleibt der Kandidat 
in der PrüfLmg, längstens jedoch bis zum Ende der übernächsten Prüfung; danach gilt 
die Prüfung als nicht unternommen. Wird der Rücktritt nicht genehmigt, gilt die Prü­
fung als nicht bestanden; wird e in nach Teilnahme an der mündlichen Prüfung erklär­
ter Rücktritt nicht genehmigt, gi lt dieser als nicht erklärt. 

§ 19 Endnote 

(1) Im Anschluss an die mündliche Prüfung berät der Prüfungsausschuss über das 
Ergebnis der Staatsprüfung und setzt die Endnote der Staatsprüfung fest. 

(2) Grundlage der Festsetzung sind die Einzelleistungen in der schriftlichen und 
mündlichen Prüfung. Hierbei sind zu berücksichtigen 

1. die ohne Rundung auf zwei Dezimalstellen errechnete Durchschnittspunktzahl 
der schriftlichen Prüfung mit einem Anteil von 70 vom Hundert, 

2. die ohne Rundung auf zwei Dezimalstellen errechnete Durchschnittspunktzahl 
der mündlichen Prüfung mit einem Antei l von 30 vom Hundert. 

Das E rgebnis ist ohne Rundung auf zwei Dezimalstellen zu errechnen (Durch­
sclmittspunktzahl der Prüfung) . Der Prüfungsausschuss kann in Ausnahmefällen von 
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der Durchschnittspunktzahl bis zu einem Punkt nach oben oder unten abweichen, 
wenn aufgrund des Gesamteindrucks von den Prüfungsleistungen der Leistungs­
stand des Kandidaten hierdurch besser gekennzeichnet wird und die Abweichung 
auf das Bestehen der Prüfung keinen E influss hat (Endpunktzahl); § 18 Abs.1 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(3) Aus der Endpunktzahl ergibt sich die Endnote der Staa tsprüfung, wobei den 
E ndpunktzahlen folgende Notenbezeichnungen entsprechen: 

14,00-18,00 Punkte: sehr gut 
11,50-13,99 Punkte: gut 
9,00-11,49 Punkte: vollbefriedigend 
6,50-8,99 Punkte : befriedigend 
4,00-6,49 Punkte: ausreichend 
1,50-3,99 Punkte: mangelhaft 
0,00-1,49 Punkte: ungenügend 

Die Staatsprüfung ist bestanden, wenn mindestens die E ndnote »ausreichend« 
erreicht wurde. 

(4) Im Anschluss an die Beratung des Prüfungsa usschusses wird das Ergebnis mitge­
teilt und unter Bekanntgabe der Bewertung der E inzelle istungen kurz begründet. 

§ 20 Niederschrift 

(1) Über den Hergang der Prüfung ist e ine Niederschrift aufzu nehmen, in der fest­

gestellt werden: 
1. die Besetzung des Prüfungsausschusses und die Namen der Prüflinge; 

2. die Bewertung der schriftlichen Arbeiten; 
3. die Gegenstände und E inze lergebnisse der mündlichen Prüfung; 
4. die Durchschnittspunktzahl , Abweichungen nach § 19 Abs. 2 Satz 4 und deren 

Begründung sowie die E ndpunktzahl. 

(2) Die Niederschl"ift ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeich­

nen. 

§ 21 Wiederholung der Staatsprüfung 

(1) Wer die Staatsprüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal wiederholen . Bis zur 
Wiederholungsprüfung ist das Studium fortzusetzen. 

(2) Die Zulassung ist ausgeschlossen, wenn bei einem anderen Prüfungsamt die Prü­
fung endgültig nicht bestanden wurde. 

(3) Bei Vorliegen eines hinreichenden Grundes kann gestatte t werden, dass die Wie­
derholungsprüfung an einem anderen Prüfungsort oder bei e inem anderen Prü­
flll1gsamt abgelegt wird. E inem Kandidaten, der bei e inem anderen Prüfungsamt 
einmal ohne E rfolg an der Prüfung teilgenommen hat, ka nn die Wiederholungsprü-
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fung in Baden-Württemberg gesta tte t werden , wenn ein hinreichender Grund den 
Wechsel rechtfertigt und das andere Prüfungsamt dem Wechsel zustimmt. 

§ 22 Freiversuch 

(1) Nimmt ein Kandidat nach ununterbrochenem rechtswissenschaftlichem Studium 
spä testens an der am Ende des achten Semesters beginnenden Staatsprüfung te il 
und besteht er die Prüfung nicht, so gilt diese als nicht unternommen (Freiversuch) . 
E ine mehrmalige Inanspruchnahme dieser Regelung ist ausgeschlossen. 

(2) Bei der Berechnung der Semesterzahl nach Absatz 1 bleiben unberücksichtigt 
und gelten nicht als Unterbrechung des Studiums: 

1. Semester, in denen wegen längerer schwerer Krankheit oder aus einem anderen 
zwingenden Grund ein Studienhindernis und eine Beurlaubung bestand; im Falle 
e iner E rkrankung ist diese grundsätzlich durch ein unverzüglich einzuholendes 
amtsärztliches Zeugnis nachzuweisen, das die für die Beurteilung der Studierun­
fälligkeit nötigen medizinischen Befundtatsachen enthält; 

2. bis zu drei Semester eines rechtswissenschaftlichen Auslandsstudiums, wenn der 
Kandidat 
- an einer ausländischen Universität eingeschrieben war, 
- in angemessenem Umfang, in der Regel von mindestens acht Semesterwochen-

stunden, rechtswissenschaftliehe Lehrveranstaltungen im ausländischen Recht 
besucht hat, 

- je Semester mindestens einen Leistungsnachweis im ausländischen Recht 
erworben hat und 

- an der inländ ischen U niversität zum Zwecke des Auslandsstudiums beurlaubt 
war; 

3. bis zu zwei Semester als angemessener Ausgleich für eine Tätigke it als gewähltes 
Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen Organen der 
Hochschule wälll"end mindestens eines Jahres; 

4. bis zu zwei Semester als angemessener Ausgleich für unvermeidbare und erhebli­
che Verzögerungen im Studium, die Folge einer schweren körperlichen Behinde­
rung oder einer schweren chronischen körperlichen E rkrankung sind; diese Vor­
aussetzungen sind grundSä tzlich durch ein unverzüglich einzuholendes amtsärzt­
liches Zeugnis nachzuweisen, das die für die Beurteilung nötigen medizinischen 
Befundtatsachen enthält. Insgesamt können nicht mehr als vier Semester 
unberücksichtigt bleiben. 

§ 23 Notenverbesserung 

(1) Wer die Staatsprüfung nach ununterbrochenem rechtswissenschaftlichem Studi­
um bei erstmaliger Teilnahme spä testens an der am E nde des zehnten Semesters 
beginnenden Prüfung in Baden-Württemberg bestanden hat, kann diese zur Verbes-
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serung der Note spätestens in der übe rnächsten Prüfung e inmal wiederholen; für die 
Berechnung der Semesterza hl gilt § 22 Abs. 2 entsprechend . D e r sclu'iftLiche Teil de r 
Notenverbesserungsprüfung muss abgeschlossen se in , bevor de r Vorbereitungs­
di enst a ufgenommen wird ; andernfa lls ende t die Notenverbesserungsprüfung mit 
Aufnahme des Vorbereitungsdienstes. Wird in der Notenverbesserungsprüfung eiJle 
höhere E ndpunktza hl e rre icht , so erte ilt das Landesjustizp rü fungsa mt ein Zeugnis 

(§ 35). 

(2) Wer zur Verbesserung de r Note zur Staa tsprüfung zugelassen ist , kann bis zum 
Beginn der mündlichen Prüfung durch scluiftliche E rklärung auf die Fortsetzung des 
Prüfungsverfahrens verzichten . E ine Verbesserung de r Note gilt dann als nicht 
e rre icht. D as Nichterscheinen zur Bearbeitung e ine r oder mehrerer Aufsichtsarbei­
ten oder zur mündlichen Prüfung gilt als Verzicht auf die Fortsetzung des Prüfungs­
verfahrens, sofern nicht binnen drei Tagen gegenübe r dem Landesjustizprüfungsamt 
schriftlich etwas anderes e rklär t wird. 

(3) F ür den Wechsel des Prüfungsorts gilt § 21 Abs. 3 Sa tz 1 entsprechend . 

§ 24 Täuschungsvel'sllch 

(1) Unternimmt es e in Kandidat, das E rgebnis e iner Aufsichtsarbeit durch Täu­
schun g oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmitte l oder durch E illf1ussnahme auf 
e inen Prüfer zu e igenem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so können unter 
Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes eine oder mehre re Al'beiten mit null 
Punkten bewertet, die E ndn o te zum Nachteil des Kandidaten abgeä ndert oder der 
Ausschluss von der Prüfung, in besonders schweren Fä lle n auch der endgültige Aus­
scilluss ohne Wiederholungsmöglichke it ausgesprochen werden. Auf die in Sa tz 1 
vorgesehenen Folgen kann auch erkannt werden , wenn e in Kandidat nach Ausgabe 
de r Aufga be nicht zugelassene Hilfsmittel mit sich führt oder wenn er in sonstiger 
Weise gröblich gegen die Ordnung verstößt. In minde r schweren Fä llen kann von der 
Ve rhängung e iner Sanktion abgesehen werde n. Wird e ine Sanktion ausgesprochen, 
find e t § 22 Abs. 1 Satz 1 ke ine Anwendung; die Wiederholung de r Prüfung zur Ver­

besserung de r Note ist ausgeschlossen. 

(2) Besteht der Verdacht des Mitsichführens unzul ässiger Hi lfsm itte l, ist der Kandi­
da t verpflichtet, an der Aufk lärung mitzuwirken und di e Hi lfsmittel herauszugebe n. 
Verweigert er die Mitwirkung ode r die Herausgabe, wird die A rbeit mit null Punkten 

bewerte t. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten für die mündliche Prüfung sowie sonsti ge E ntscheidungen 

im Verfahren der Staa tsprüfung entsprechend . 

(4) Ste llt sich nachträglich heraus, dass die Voraussetzungen des A bsa tzes 1 oder 3 
oder des § 11 Abs. 2 vorl agen, können die e rgangene Prüfungsentscheidung zurück­
genommen und die in A bsa tz 1 Satz 1 genannten Maßnahmen getroffe n werden. Die 
Rücknahme ist ausgeschlossen, wenn seit Beendigung der Prüfung melu' als fünf Jah­

re vergangen sind. 
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§ 25 Verfahrensfehler 

(1) Das Landesjustizprüfungsamt kan n Beeinträchtigungen des Prüfungsablaufs 
oder sonstige Verfalu'ensfehler von A mts wegen ode r auf A ntrag e ines Kandidaten 
durch geeigne te Maßnahmen oder Allordnungen he ilen. Es kann insbesondere 
anordnen, dass Prüfungsleistungen von e inze lnen oder von a llen Kan didaten zu wie­
derhol en sind , oder be i Verletzung der Chancengle ichhe it eine Schre ibverlängerung 
oder eine andere angemessene Ausgle ichsmaßnahme verfügen. 

(2) Beemträchtigungen des Prüfungsablaufs sind während der schriftlichen Prüfung 
gegenüber dem Aufs ichtführenden und während der mündli chen Prüfung gegenübe r 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unverzüglich zu rügen. Nicht rechtzeitig 
gerügte Beemträchtigungen sind unbeachtlich. 

(3) HaI das Landesj usti zprüfungsa mt wegen einer rechtzeitig gerügten Beeinträchti­
gung des Prüfungsablaufs oder wegen e ines sonstigen Verfahrensfehlers keine oder 
e ine nicht ausre ichende Ausgleichsmaßnahme nach Absa tz 1 ge troffe n, so hat de r 
Kandidat un verzügli ch nach Abschluss des mängelbehafte ten Prüfungsteils (schri ft­
li che oder mündliche Prüfung), spätestens jedoch e inen Monat nach diesem Zeit­
punkt die für erforderlich gehaltenen Maßnalullen schriftlich beim Landesjustizprü­
fun gsa mt zu bea ntrage n. Der A ntrag darf keine Bedingungen enth a lten und kann 
nach Bekan ntga be der Bewertung der be troffenen Prü fungsle islungen njcht zu rück­
ge nommen werden. Wird der A ntrag nicht rechtzeitig gestellt , ist der Verfahrensfeh­
ler unbeachtlich. 

3. Unterabschnitt 
Uni versi täre Sch werpun k lbe re ichsprüfung 
(U nive rsi tä tsprü fung) 

§ 26 Allgemeine Regeln 

(1) Die Universitäten führen die Universitätsprüfung im Rahmen de r nachfo lgen­
den Vorschriften selbständig und in e igener Verantwortung durch. 

(2) Die Universitäten regeln die Ausbi..ldung im Schwerpunktbereich und die Ausge­
staltung de r U nive rsitätsp rü fung im Ra lunen der nachfo lgenden Vorschriften durch 
unive rsitä re Satzung. Diese bedarf der Zustimmung des Vorstandsvorsitzenden, die 
dieser im E inve rnehmen mit dem lustizministerium erteilt. 

(3) E ntsche idungen in den A ngelegenheiten de r Universitätsprüfung treffen die 
nach der universitären Sa tzung zustä ndige n Stellen . 

§ 27 Mögliche Gegenstände deI' Schwerpllnktausbildllng 

(1) Die Unjversitätsprüfung bezieht sich auf einen von dem Kand idaten benannten 
Schwerpullktbe re ich , dessen Studium sich milldestens über sechzehn Semester­
wochenstunden erstreckt. Die Ausbildung im Schwerpun ktbe re ich dient der E rgä n­
zung und Vertiefung der in der Pflichtfachausbildung e rworbenen juristischen 
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Kenntnisse und Fertigkeiten. Sie ist insbesondere darauf gerichtet, das systematische 
Verständnis der gegenwärtigen Rechtsordnung sowie die Fähigkeit zur praktischen 
Rechtsanwendung zu fördern. 

(2) Gegenstand der Ausbildung und Prüfung im Schwerpunktbereich ist ein exem­
plarisch ausgewä hlter Rechts- oder Lebensbereich (§ 28) oder eine Grundlagendis­
ziplin (§ 29). 

(3) In die Ausbildung im Schwerpunktbereich sollen die interdisziplinären und inter­
nationalen Bezüge des gewählten Schwerpunkts einbezogen werden. Fremdsprachi­
ge rechtswissenschaftliche Veranstaltungen oder rechtswissenschaftlich ausgerichte­
te Sprachkurse sowie Lehrveranstaltungen zur Vermittlung interdisziplinärer 
Schlüsselqualifikationen können Bestandteil der Ausbildung im Schwerpunktbe­
reich sein. 

(4) D er Stoff der Ausbildung und Prüfung im Schwerpunktbereich ist so zu bemes­
sen , dass das Studium nach dem vierten Studienjahr abgeschlossen werden kann. 

§ 28 Rechts- oder Lebensbereiche als Gegenstand der Schwerpunktausbildung 

(1) Soweit R echts- oder Lebensbereiche den Gegenstand der Schwerpunktausbil­
dung bilden, werden Teile der Pflichtfachausbildung mit inhaltlich zusammenhän­
genden weiteren Rechtsgebie ten zu übergreifenden Rechts- oder Lebensbereichen 
zusammengeführt. Das Gewicht der Teile der Pflichtfachausbildung soll dabei nicht 
überwiegen. 

(2) Der Kandidat beschäft igt sich in wissenschaftlicher Vertiefung mit dem Rechts­
oder Lebensbereich. Die einschlägigen rechtsgeschichtlichen, rechtsphilosophischen 
und rechtssoziologischen Grundlagen sowie die Bezüge des Schwerpunkts zur juri­
stischen Methodenlehre und zur Rechtsvergleichung können angemessene Berück­
sichtigung finden. 

§ 29 Grundlagendisziplinen als Gegenstand der Schwerpunktausbildllng 

(1) Soweit e ine Grundlagendisziplin Gegenstand der Schwerpunktausbildung ist, 
sind der wissenschaftliche Gehalt sowie die theoretische und praktische Bedeutung 
der Disziplin an hand ausgewählter Rechtsgebiete aus dem Pflichtfachbereich sowie 
mit ihnen inhaltlich zusammenhängender weiterer Rechtsgebie te herauszuarbeiten. 
§ 28 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Der Kandidat beschäfti gt sich in wissenschaftlicher Vertiefung mit der Disziplin . 
Zugleich soll die Bedeutung der Disziplin für den gegenwärtig bestehenden Rechts­
zustand und ihre Funktion für die Rechtsentwicklung und -anwendung zum Aus­
druck kommen. 

(3) Die Ausbildung in der Grundlagendisziplin muss deutlich über die in den Lehr­
veranstaltungen in den Grundlagenfächern (§ 9 Abs. 2 NI'. 2) vermittelten Studien­
inhalte hinausgehen. 
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§ 30 Rücktritt 

Die Entscheidung über den Rücktritt von der Universitätsprüfung trifft die U niver­
sität. Führt der Rücktritt zu einer Überschreitung der Frist des § 33 Abs.1, gilt für die 
Genehmigung § 12 Abs. 1 und 2 entsprechend . 

§ 31 Prüfungsleistungen 

Im Rahmen der Universi tätsprüfung sind mindestens drei Prüfungsleistunge n zu 
erbringen, von denen eine in einer schüftlichen Studienarbeit auf wissenschaftlicher 
Grundlage mit einer Bearbeitungszeit von mindestens vier Wochen und mindestens 
eine in der Anfertigung einer Aufsichtsarbeit bestehen muss. Die Prüfungsleistungen 
können studienbegleitend erbracht werden. Für die Bewertung gilt § 15 entspre­
chend . 

§ 32 Endpllnktzahl; Endnote 

(1) Die Universitäten bilden aus den Bewertungen der einzelnen Prüfungsleistungen 
(§ 31) eine Endpunktza hl , aus der sich die E ndnote der Universitätsprüfung ergibt. 
§ 19 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend. Die Universitätsprüfung ist bestanden , wenn 
mindestens die E ndnote »ausreichend« erreicht wurde. 

(2) Die Universitäten te ilen das E rgebnis der U niversitätsprüfung mit. 

§ 33 Zeitpunkt der Universitätsprüfung; Wiederholungsprüfung 

(1) Der Kandidat muss die Universitätsprüfung bei erstmaliger Teilnahme spä te­
stens sechs Monate nach Abschluss des schriftlichen Teils der Staatsprüfung beendet 
haben. Früher als sechs Monate nach Abschluss des schriftlichen Teils der Staatsprü­
fun g am Ende des achten Semesters muss die Universitätsprüfung jedoch nicht 
beendet sein . Die Universitätsprüfung ist mit der Erbringung der le tzten Prüfungs­
leistung (§ 31) beendet. 

(2) Für Prüfungsleistungen, die innerhalb der in Abs. 1 genannten Fristen nicht 
e rbracht werden , wird die Note ungenügend (0 Punkte) erteilt. § 30 Sa tz 2 bleibt 
unberührt. Im Falle des genehmigten Rücktritts sind die Prüfungsleistungen zum 
nächsten möglichen Zeitpunkt abzulegen; geschieht dies nicht, gilt Satz 1 entspre­
chend. 

(3) Die Universitätsprüfung kann nur einmal wiederholt werden. 

4. Unterabschnitt 
E rste juristische Prüfung 

§ 34 Gegenstand 

(1) Die Er~.te juristische Prüfung hat bes tanden, wer die Staatsprüfung und die Uni­
versltatsprufung bestanden hat. 
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(2) Aus de n E ndpullktza hle n der Staatsprüfung sowie der Universitätsprüfung 
errechne t das Landesjustizprüfungsa mt die Gesamtpunktzahl de r E rste n jurist i­
schen Prüfung. Die E ndpunktzahl de r Staa tsprü fung wird zu 70 vom H unde rt , die 
E ndpunktza hl de r Un iversitä tsprüfung zu 30 vom Hunde rt in die G esamtpunktzahl 
der E rste n juristische n Prüfung e ingerechne t. 

(3) Aus de r Gesa mtpunktzahl de r E rsten juristische n Prüfung ergibt sich die 
Gesamtno te der E rsten juristischen Prüfung. § 19 Abs. 3 Sa tz 1 gilt e ntspreche nd . 

(4) D e r Unive rsitätsprü fung ste ht e ine unive rsitäre Schwerpunktbereichsprü fung an 
e ine r U nive rsität im G eltungsbereich des D e utsche n Richtergesetzes außerh alb 
Baden-Württe mbergs gle ich. 

§ 35 Zeugnis 

(1) Ist die E rste jurist ische Prüfung nach § 34 Abs. 1 bestande n, e rte ilt das Landes­
justizprüfungsa mt ein Ze ugnis übe r die erreichte Gesa mtpun ktza hl und G esamtnote 
der E rste n juristischen Prüfung. Dieses Zeugnis we ist die e rre ichte n Endpunktza h­
len und E ndno ten de r Staa tsprüfung und der U nive rsitätsprüfung gesondert aus. In 
dem Z e ugnis wird a uch der Gegenstand der Universitä tsprüfung angegebe n. 

(2) Aufgrund de r E ndpunktza hJe n de r Staa tsprüfung setzt das Landesjustizprü­
fungsa mt Platznumme rn fes t, die de n Kandid a ten mitgete ilt werde n. Habe n mehre­
re Ka ndida te n di e gleiche E ndpu nk tza hl , so erhalten sie d ie gle iche n Platznumme rn . 

(3) Das Bestehen der E rste n juristischen Prüfung berechtig t dazu , di e Bezeichnung 
»R e fere ndari n (Re f.jur .)« oder »R e ferendar (ReLj ur.) « zu führe n. 

(4) Inne rha lb von sechs Monaten nacb Bekanntga be des E rgebnisses de r Staatsprü­
fung kann de r Kandidat die Prüfungsa kte n der Staa tsprüfung einsehen. D as E ill­
sichtsrecht in die Akten der Un ive rsitä tsprüfung regeln die U niversitäte n . 

§ 35 a Gestufte Kombinationsstudiengänge 

(1) G es tufte Kombinationss tudi engänge im SiJlne di eses Unte rabschnitts sind Stu­
die ngä nge, be i de ne n di e Inhalte des rechtswissenschaftlich e n U niversitä tss tudiums 
nach § 1 Abs. 1 und § 3 in den einzelnen Rechtsgebie te n (Zivilrecht, Ötfe ntli ches 
Recht, Strafrecht) überwi egend zeitlich nacheina nder gele hrt und in e rheblichem 
Umfang mit Inhalten nicbtjuristische r Facru'ichtungen kombiniert werde n und die 
mit de r E rsten juristische n Prüfung abgeschlossen werde n solle n. 

(2) Gestufte Kombinationsstudiengä nge bedürfen unbeschadet we iterer Z ulas­
sungs-, G e ne hmigungs- oder Akkreditie rungser forde rnisse der Gene hmigung des 
Jus tizministe ri ums. 

(3) In gestufte n Kombina tionsstudiengä ngen kann die Staatsprüfung der E rste n juri­
stischen Prüfung in a bgeschichte te r Form abgelegt werden. Soweit in diesem U nter­
abschnitt nichts Abweiche ndes geregelt ist, finde n die Vorschri ften von A bschnitt 2 
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Unterabschnitt 2 a uch für die S taa tsprüfung im R ahmen von ges tufte n Kombinat i­
onsstudiengä ngen Anwendung. 

(4) A b\~'e i che nd vo~ § 3 A bs. 6 kann die R egelstudie nzeit in ges tufte n Kombina ti ­
onsstudIe ngä ngen bIS zu e lf Semeste r betragen. 

(5) Abweichend von § 4 Sa tz 2 muss die. Zwischenprüfung lediglich Prüfungste il e in 
zweI der dre I dort gena nnte n RechtsgebIe te umfassen , we nn a n di e Stelle des dritte n 
R echtsgebIe tes Prü[lIngste ile zu nicht juristische n Studi eninh a lte n in e ntspreche n­
dem Umfang tre ten . 

§ 35 b A bschichtung 

(1) Nimmt ein K andid a.t e ines gestuften Kombinationsstudi enga nges nach unun ter­
brochenem StudIUm spateste ns a n de r a m E nde des sechsten Semesters beginne n­
de n ~taa tsprufung te il , so kan n dI e T e Ilna hm e in di esem Te rmin a uf Antrag auf di e 
Aufs l cl~t sarbe lten e 1l1es Rechts~ebIets (Zivilrecht , Strafrecht, Öffentliches R echt) 
besclll ankt we l den. DIe Beschrankung Ist nur zulässig, we nn der Kandidat im R ah ­
me n des gest~ften Ko mbin ati o nsstudie nga nges zugle ich e ine n be ru fsqll a lifizie re n­
de n Ulllve rsltatsa bschluss e n vu·bt. 

(2) Der Kand.id a t hat s ich späteste ns im vierte n a uf die Teilnahme nach Absa tz 1 fo l­
g~nde n Termm erne ut zur Staa tsprüfung zu me lde n. In diesem Termin vervo lls tän­
dIgt .de r Ka ndIdat d~e Staa tsprüfung um die A ll fs ich tsarbeite n in den noch nicht 
gepruften R ecbtsgebleten und um die mündliche Prüfung nach § 17 . 

(3) Für di~ ~erechnung der Semesterza hl nach A bsa tz 1 und de n Term in nach 
Absa t ~ 2 g~Jt § 22 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1,2 und 4 e ntspreche nd . Im Fa lle e ines Rücktritts 
n a~h §. 12 Ist e lll e b~schränkte Tei ln a hme nach Absa tz 1 in e ine m spä te ren Termin 
nUI moglIch, wenn dIe Voraussetzungen nach § 22 Abs. 2 Satz 1 NI'. 1 e rfüllt sind . 

(4) M~ldet sich de r Ka ndid.a t nicht zu dem Termin nach Absa tz 2 oder ve rzichte t e r 
ge~enuber de m LandesJustlzprüfungsa mt auf die we ite re Te ilnahm e, gilt die S taa ts­
prufung als nlcbt bes tanden. § 35 d fiJlde t Anwe ndung. 

§ 35 c Zulassung zur Staatsprüfung 

(1) Ab.weiche nd von §§ 9 bis 11 e rfolg t die A nmeldung zu de r nach § 35 b A b 1 
besc.h.rankten Teilnahme illJle rh a lb de r nach § 10 fes tgelegten Frist d~rch di e U~~i ­
versltat. 

(2) Ab~~ichend VOll § 33 Abs. 1 Sa tz 1 ist die A nme ldung zu der nach § 35 b Abs. 

§
': 3b3esAchb' a l

1
1kten Te Ilna hmeerst zulässig, we nn die U nive rsitätsprüfung im Sinn e von 

. s. Sa tz 3 beende t 1St. 

L
(3) dDi e A~eldung erfolg t unte r Verwe ndung eines a mtlichen Vordrucks D as 

a n eSJustlzprufungsa mt prüft n . d V I' . 
Ab 1 D' . .. LI1 as 01' legen de r Vora ussetzungen nach § 35 b 

s. . le zu dIeser P rllfung e rford 'li I S I' U' .... . . eJ c le n tue le nve rl aufsda ten werden von der 
nlve l slta t mIt der Anmeldung übermitte lt. 
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(4) Auf die Anmeldung nach § 35 b Abs. 2 finden di e §§ 9 bis 11 uneingeschränkt 
Anwendung. Die Zulassung setzt über die dort genannten Voraussetzungen hinaus 
den Nachweis des E rwerbs des berufsqualifizierenden A bschlusses (§ 35 b Abs. 1 
Satz 2) voraus. Wird eine Zulassungsvoraussetzung nicht nachgewiesen, gilt § 35 b 
Abs. 4 entsprechend . 

§ 3S d Wiederholung der Staatsprüfung 

§ 21 findet auf die Staatsprüfung nach diesem Unterabschnitt mit der Maßgabe 
Anwendung, dass eine erneute Abschichtung nicht möglich ist. 

§ 3S e Fl'eiversuch und Notenverbesserung 

(1) Die in den zeitlichen Grenzen des § 35 b erfolgende Teilnahme an der Staatsprü­
fung nach diesem Unterabschnitt gilt als Freiversuch , unabhängig davon , au f welcher 
Teilprüfung das Nichtbestehen gegebenenfalls beruht. Bei einer erneuten Teilnahme 
ist e ine Abschichtung nicht möglich. 

(2) § 23 find et auf die Staatsprüfung nach diesem Unterabschnitt mit der Maßgabe 
A nwendung, dass die Wiederholung in der übernächsten, auf die Teilnahme nach § 
35 b Abs. 2 fo lgenden Staa tsprüfung erfolgen muss. E ine Abschichtung ist in der Wie­
derholungsprüfung zur Notenverbesserung nicht möglich. 

3. ABSCH NITT 

Vorbereitungsdienst 

S. Unterabschnitt 

Gestufte Kombinationsstudiengänge 

§ 36 Leitung der Ausbildung 

D er Präsident des Oberlandesgerichts le itet die Ausbildung der Rechtsreferendare. 

§ 37 Zulassung zum Vorbereitungsdienst 

(1) Ü ber den Antrag auf Zulassung zum Vorbereitungsdienst entscheidet der Präs i­
dent des Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk der Vorbereitungsdienst abgeleistet 
werden soll. Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst berechtigt zum Führen der 
Bezeichnung »Rechtsreferendarin« oder »Rechtsreferendar«. 

(2) Mit dem Zulassungsantrag sind vorzulegen: 
1. e ine beglaubigte Abschrift des Zeugnisses oder eine vorläufige Bescheinigung 

über das Bestehen der E rsten juristischen Prüfung oder der E rsten juristischen 
Staa tsprüfung; 

2. e in handgeschriebener und unterschriebener Lebenslauf; 
3. ein Lichtbild neuen D atums in Passbildgröße; 
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4. eine beglaubigte Kopie des Reisepasses oder Personalausweises, in Zweifels­
fä llen ein Staa tsangehörigkeitsnachweis; 

5. eine E rklärung darüber, ob gegen den Bewerber wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens ein gerichtliches Strafverfahren oder ein staa tsanwaltscha ftli­
ches Ermittlungsverfa hren anhängig ist; 

6. ein Führungszeugnis nach § 30 Abs. 1 Satz 1 des Bundeszentralregistergese tzes. 

(3) Der Zulassungsantrag ist abzulehnen, wenn der Bewerber für den Vorberei­
tungsdienst ungeeignet oder, insbesondere wegen eines Verbrechens oder vorsä tzli ­
chen Vergebens, für den Erwerb der Befähigung zum Richteramt nicht würdig ist. 
Der Zulassungsantrag soll abgelehnt werd en, wenn 

1. der Antrag und die nach Absa tz 2 erforderlichen Unterlagen nicht innerhalb 
der gesetzten Fristen vorge legt wurden, 

2. die Zulass ung erst für einen Ze itpunkt nach Ablauf von vier l ahren seit Able­
gung der E rsten juristischen Prüfung oder der E rsten juristischen Staa tsprü­
fung beantragt wurde, 

3. der Bewerber aus e inem früher begonnenen Vorbereitungsdi enst vorzeitig 
entlassen wurde oder 

4. die Übernahme aus dem Vorbereitungsdienst e ines anderen Bundeslands 
bea ntragt wird 

und hierfür ein wichtiger Grund nicht vorliegt. 

(4) D as lus ~iz~nis teriu~ kann E instellungstermine fes tse tzen. E in A nspruch auf 
Ausbildung II elIlem bestImmten Oberlandesgerichtsbezirk bes teht nicht. 

§ 38 Gastreferendare 

(1) Wer . in e inem ~ nderen Bundesland in den Vorbereitungsdienst aufgenommen 
worden ISt, kann mIt Zustimmung der zuständ igen Behörde als Gastreferendar ein­
zelne Ausbildungsa bschnitte im La nd Baden-Württemberg ableisten. Ü ber die Auf­
nahme als Gastreferendar entscheide t der Präsident des Oberlandesgerichts. 

(2) Rechtsreferendaren des Landes Baden-Württemberg, die den ersten Ausbil­
dungsa bschni tt abgeleiste t haben, kann gesta tte t werden, einzelne Ausbildungsa b­
schnItte bIS zur Gesamtdauer von zwölf Monaten in einem anderen Bundesland 
abzule Isten. 

§ 39 Dienstaufsicht 

(1) Dienstvorgese tzter des Rechtsreferendars ist während des gesamten Vorberei­
tungsdIenstes der Präsident des La ndgerichts, in dessen Bezirk der Vorbereitungs­
dIenst ange tre ten wÜ·d. Der Präs ident des Oberlandesgerichts kaml im E inzelfall 
elle andere Besllmmung treffen. 

(2) Die fachliche Aufs icht über die Ausbildung obliegt dem Leiter der Ausbildungs­
ste Ile. 
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§ 40 Grundsätze der Ausbildung 

(1) Der Vorbereitungsdienst hat das Z ie l, die Rechtsreferendare mit den Aufgaben 
der Rechtspflege, der Anwa ltschaft und der Verwaltung vertraut zu machen und so 
zu fördern , dass sie die inneren Zusammenhänge der Rechtsordnung erkennen und 
das Recht mit Verständn is für wirtschaft liche, sozia le und gesellschaftliche Fragen 
anwenden können. Der E rre ichung dieses Ziels dienen Stationsausbildung und 
Lehrveranstaltungen; dabei soll zu zielstrebigem Selbststudium angeleitet werden. 
Am E nde der Ausbi ldung soU die Befähi gung stehen, sich in angemessener Zeit auch 
in solche juristischen Tätigkeiten e inzuarbeiten , in denen nicht besonders ausgebil­
det wurde. 

(2) Die Rechtsreferendare sollen möglichst selbständig un~ eigenverantw~rtlich 

beschäftigt werden. Dabei ist zu beachten , dass die Beschäftigung der praktischen 
und wissenschaft lichen Ausbi ldung dient. Das Justizministerium kann von den Aus­
bildungsste llen, von Rechtsanwälten im E invernehmen mit der zuständigen Recht~­

anwa ltskammer, von Verwaltungsbehörden im Einvernehmen mit dem Innenmllll­
sterium , die Vorlage von Ausbi ldungsplänen ve rlangen. 

§ 41 Dauer und Gliede\'llng des Vorbereitungsdienstes 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert 24 Monate. Er um fasst 
1. die Pfl ichtstationen 

a) Zivi lsachen 5 Monate 
b) Strafsachen 3112 Monate 
c) Rechtsanwalt I 4112 Monate 
d) Verwaltung 3112 Monate 
e) R echtsanwalt 11 41h Monate 

2. e ine Wahlstation (Schwerpunktbereich) 3 Monate. 

(2) Nach Ableistung eines Tei ls des Vorbereitungsdienstes Ül einem anderen Bun­
desland oder nach Wiederaufnahme m den Vorbereitungsdienst nach e iner frühere n 
Entlassung trifft der Präsident des Oberlandesge richts die erforderl ichen Bestim­
mungen über den weiteren Vorbereitu ngsdienst. 

(3) Ist e in Rechtsreferendar durch Krankheit oder aus einem anderen zwing~nden 
Grund in e inem Ausbild ungsa bschnitt länger a ls sechs Wochen an der Ausbildung 
verhindert, kann der Ausbildungsa bschnitt verlängert werden , soweit dies zur Errei­
ch ung des Ausbildungszie ls erforderlich ist ; die Vorlage e ines amtsärztlichen Zeug­
ni sses kann verlangt werden. Während der Verlängerung des Vorberei tungsdienstes, 
in der e ine Zuweisung an e ine Ausbildungsste lle nicht erfolgt, wird der Rechtsrefe-
rendar mit Dienstgeschäften be traut. ~ 

(4) Der Vorbereitungsdienst verlängert sich um höchstens sech.s Mon~ e,. w~n~ 
wegen Krankheit oder aus e inem sonstigen zwingenden Grund die ZwelteJun~tl­
sche Staatsprüfung nicht planmäßig abgelegt werden konnte und I1Icht bereits ell1e 
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Verl ängerung des Vorbereitungsdienstes nach Absatz 3 erfolgt ist. Während der Ver­
länge rung des Vorbereitungsdienstes wird der Rechtsreferendar mit Dienstgeschäf­
ten be traut. 

(5) Der Vorbereitungsdienst verlängert sich bis zum Tag der mündlichen Prüfung, 
fa lls nicht zuvor eme Beurlaubung oder e ine E ntlassung erfolgt ist. 

§ 42 Ausbildungsstellen; Zuweisung 

(1) Ausbildungsste llen sind 

1. in der Pflichtstation Z ivilsachen: 
oder Landgericht; 

2. in der Pllichtstation Strafsachen: 

eine Staatsanwa ltschaft oder e in Amtsgericht oder Landgericht; 

3. in der P(lichtsta tion Rechtsa nwalt I und II: 
e in Rechtsanwalt; 

4. in der Pflichtstation Verwaltung: 

e in Landratsamt, eine Stadt, e ine Gemeinde oder eine Verwa ltungsgemein­
schaft , sofern e ine fachkund ige Leitung der Ausbildung gewä hrle istet ist, e in 
Regierungspräsidium, e ine Landesoberbehörde, eine höhere Sonderbehörde 
das Polize ipräsidium Stuttgart, die Oberfinanzdirektion , ein kommuna le r Lan~ 
desverband, eül Verwa ltungsgericht, der Verwa ltungsgerichtshof, die Hoch­
schule für Verwa ltungswissenschaften Speyer; 

5. in der Wahlstation: 
a) im Schwerpunktbereich Justi z: 

ein Zivilge richt (Familiengericht, Gericht in A ngelegenheiten der Freiwilli­
gen Gerichtsbarkeit), e in Notar, ein Rechtsanwalt; 

b) im Schwerpunktbereich Rechtsanwalt: 

e in Rechtsanwalt, eÜl Notar oder eine sonstige Stelle, bei der eine sachge­
rechte Ausbildung in Rechtsgesta ltung oder Rechtsberatung sichergeste llt 
Ist; 

c) im Schwerpunktbereich Wirtschaft: 

e in Landgericht, ein Oberlandesgericht, em Wirtschaftsprüfer oder Wirt­
schaftsbera te r, ein Wirtschaftsunternehmen, ein Notar, e in Rechtsanwalt; 

d) Ull Schwerpunktbereich Verwa ltung: 

e ine der in Nummer 4 genannten Stellen, e ine gese tzgebende Körperschaft 
des Bundes oder e ines Landes, e in Rechtsanwalt; 

e) im SChwerpunktbereich Arbeit: 

ein Arbeitsgericht, das Landesarbeitsgericht, e ine Gewerkschaft, e in 
Arbeitgeberverband , eine Körperschaft wirtschaftlicher sozia ler oder 
beruflicher Selbstverwaltung, ein Wirtschaftsunternehme~, ein Rechtsan­
walt; 
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f) im Schwerpunk tbereich Soziale Sicherung: 
e in Sozia lgericht , das Landessozialgericht, e ine Körperschaft sozia ler oder 
beruflicher Selbstverwaltung, e in Leistungsträger in der Sozialversicherung, 
ein R echtsanwalt; 

g) im Schwerpunkt bere ich Steuern: 
e in Finanza mt , e ine Oberfinanzdirektion, e in Finanzgericht, e in Steuerbera­
ter, e in R echtsanwalt ; 

h) im Schwerpunktbereich E uroparecht: 
die E uropäischen Gemeinschaften, de r E uroparat und die OECD, die 
Inte rn ationale H andelskammer, die Vere inten Nationen und ihre Sonde­
rorganisationen, ein Wirtschaftsunte rnehmen mit intern ationa len Bezie­
hungen, die Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, e in Rechts­
anwalt ; 

i) im Schwerpunktbere ich Interna tiona les Privatrecht: 
ein Zivilgericht, e in Wirtschaftsunternehmen mit internation alen Beziehun­
gen, die Interna ti ona le Handelskammer, e in R echtsanwa lt, e in Notar. 

In de n Schwerpunktbereichen ist Ausbildungsste lle auch jeweils eine sonstige 
inländische, ausländische, übe rstaatliche oder zwischenstaatliche Stelle, bei der 
eine sachgerechte Ausbildung in dem Schwerpunktbe reich gewährle istet ist. 

(2) F ür die Pllichtstation Verwa ltung und für den Schwerpunktbereich Verwaltung 
verfügt das zuständige Regierungspräsidium die Z uweisung an die Ausbildungsste Ll e. 

(3) In der Wahlsta tion kann e ine Z uweisung an die rechtswissenschaftliche Fakultät 
e iner deutschen Uni versität e rfo lgen, sofern dort in besonderen Lehrveranstaltun­
gen e ine praxisbezogene, dem Kenntnisstand des R efe rendars entsprechende Aus­
bildung gewährle istet ist. 

(4) E in Anspruch auf Zuweisung an eine bestimmte Ausbildungsstelle besteht nicht. 
In de r Pflichtsta tion Strafsachen soll die Zuweisung im R ahmen de r verfügbaren 
Ausbildungsste llen vorrangig an e ine Staa tsanwaltschaft erfolgen. 

§ 43 Nebentätigkeiten 

(1) Für Nebentä tigke iten de r Rechtsreferendare gelten die §§ 82 bis 84 und § 87 a 
des Landesbeamtengesetzes sowie die R egelungen der La ndesnebentä tigkeitsver­
o rdnung in der jewe ils geltenden Fassung entsprechend . 

(2) D er zulässige zeitliche Umfa ng e iner Nebentä tigkeit bestimmt sich nach den 
E rforde rnissen e iner ordnungsge mäßen Ausbildung. 

§ 44 Ausbildungslehrgänge und Arbeitsgemeinschaften 

(1) Im Vorbereitungsdienst werden Lehrveranstaltungen durchgeführt; das Nähere 
regelt das Justizministe rium im E invernehmen mit dem Innenministe rium und den 
Rechtsanwa ltskammern des Landes. 
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(2) Die Rechtsreferendare sind verpflichte t, an den Lehrveranstaltungen te ilzuneh­
men, soweit nicht Befreiung erte ilt wird . 

§ 45 Beurteilungen 

(1) Über die praktische Ausbildung in den Pflichtstationen erteilen die Ausbilde r 
e ine Beur teilung, in der die Fähigkeiten und Leistungen mit eine r Note und Pun kt­
za hl nach § 15 bewerte t werden . Waren bei einer Ausbildungsstelle mehrere Ausbil­
de r tä tig, erteilen diese eine gemeinsame Beurteilung. 

(2) Die Beurte ilung ist spätestens e inen M onat nach Beendigung der jeweiligen A us­
bildung dem Oberlandesgericht vorzulegen. Sie ist dem R echtsreferendar bekannt 
zu geben und auf Verlangen mit ihm zu besprechen. 

§ 46 Erholungsurlaub; Beurlaubung 

(1) D er. Erholu~gsurla ub be trägt jährlich 26 Tage. D as Ausbildungsjahr gilt als 
Url~ubsJa llJ:- Bel d~r Urlaubsgewährung sind die Bedürfnisse der Ausbildung zu 
be ruckslchtlgen; wahrend der D auer der Lehrgänge soll E rholungsurlaub nicht 
bewilligt werden. 

(2) Durch d.en Dienstvorgesetzten. kann Sonderurlaub bis zu fün f A rbeitstagen, in 
Aus~a.hmefa ll en biS zu zehn Arbeitstagen, unter Belassung der U nte rha ltsbeihilfe 
bewillJgt werden 

1. aus wichtigem persönlichem An lass; 

2. Ausübung ehrenamtlicher Tä tigkeiten im öffentlichen Leben' 

3. zur ~eilnahme an Tagungen, Lehrgängen und Verans ta ltun~en , soweit diese 
Ausbildungszwecken oder staa tsbürgerlichen Z wecken dienen. 

(3) D er Rechtsreferendar kann auf A ntrag aus wichtigen persönlichen G ründen 
unter Wegfa". de r UI~terha ltsbe il1ilfe für die D auer von höchstens zwölf Mona ten aus 
de m Vorbere itungsdienst beurlaubt werden. 

d
(4) D er Rechtsreferendar so Ll unter Wegfall der Unterhaltsbeihilfe beurlaubt wer­

en, 

1. wenn e r infolge E rkrankung innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten 
mehr a ls dre i Mona te keinen Dienst getan hat und mit e iner alsba ldigen dauer­
haften Fortsetzung der Ausbildung nicht gerechne t werden kann ' 

2. we~n s i c~ a u~er .in .den Fällen des § 41 A bs. 3 und 4 die planmäßige A blegung 
dei Zweiten Ju .n s tl~~hen Staa tsprüf~ng verzögert und der gese tzlich vorge­
sc.hnebene ode l ved angerte Vorbere itungsdienst noch nicht vollständig abge­
le iste t 1St. 

Die D auer der Beurlaubung soll zwölf Mona te nicht überschreiten. 

(5) I~ Ubrigen gilt die Verordnung über den Urlaub der Beamten und Richter in der 
Jewe ils geltenden Fassung entsprechend. 
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§ 47 Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst 

(1) Aus dem Vorbereitungsdienst soll entlassen werden, 
1. wer seine Ausbildungspflichten gröblich verl etzt; 
2. wer sich für den Erwerb der Befähigung zum Richteramt, insbesondere wegen 

eines Verbrechens oder eines vorsätzlichen Vergehens, als unwürdig erweist; 
3. wenn in den Fällen des § 46 Abs. 4 eine Verlängerung der Beurlaubung nicht 

mehr möglich ist; 
4. wer an der Zweiten juristischen Staatsprüfung teilgenommen und diese nicht 

bestanden hat , wenn eine erfolgreiche Ablegung der Prüfung auch nach weite­
rer Ausbildung nicht zu erwarten ist; hiervon ist regelmäßig bei einer erzielten 
Durchschnittspunktza hl von weniger als 2,50 Punkten auszugehen; 

5. wer die Zweite juristische Staatsprüfung wegen ungenehmigten Fernbleibens 
oder Rücktritts oder infolge einer Sanktion wegen eines Täuschungsversuchs 
oder Ordnungsverstoßes nicht bestanden hat; 

6. wenn sonst e in wichtiger Grund vorliegt. 

(2) Bei der E ntl assung ist eine Frist von einem Monat zum E nde des Kalendermo­
nats einzuhalten. Wird die Entlassung vor Ableistung der Wah lstation wirksam, 
erfolgt eine Wiedereinstellung in den Vorbereitungsdienst nach Fertigung der Auf­
sichtsarbeiten zur Ableistung der Wahlstation. 

4. ABSCHNITf 

Zweite juristische Staatsprüfung 

§ 48 Landesjustizprüfungsamt 

(1) Entscheidungen in Angelegenhei ten der Zweiten juristischen Staatsprüfung trifft 
das Landesjustizprüfungsamt, soweit die Entscheidungen nicht den Prüfungsaus­
schüssen oder den Aufsichtführenden übertragen si nd . 

(2) Die Berufung der Prüfer im Öffentlichen R echt erfolgt im E invernehmen nut 
dem Innenministerium, die Berufung von Rechtsanwälten im E invernehmen mit der 

zuständigen Rech tsan wa ltskammer. 

§ 49 Zulassung; Prüfungsunterlagen 
(1) Mit dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung sind dem Präsidenten des Oberlan-

desgerichts einzu reichen: 
1. ein handgeschriebener Lebenslauf; 
2. eine E rklärung des Kandidaten, ob gegen ihn wegen eines Verbrechens oder 

Veroehens ein Strafverfa hTen oder staatsanwaltschaftliches E rmittlungsver­
fahl~n anhängig ist und ob gegen ihn eine Disziplinarmaßnahme ausgespro­

chen wurde; 
3. eine Erklärung des Kandidaten , ob er bereits an einer Zweiten juristischen 

Staatsprüfung te ilgenommen hat oder ihm die Teilnahme versagt worden ist; 
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gegebenenfa lls sind das Prüfungsamt und das E rgebnis der Prüfung anzuge­
ben. 

(2) Die Zulassung zur Prüfung kalill unter den Voraussetzungen des § 47 Abs. 1 Nr. 
2 versagt werden. § 11 Abs. 2 gilt entsprechend . 

§ SO Schriftliche Priifung 

(1) Die schriftliche Prüfung findet in der Regel gegen Ende der Ausbildung in der 
le tzten POichtsta tion statt. 

(2) In der schriftlichen Prüfung sind acht praktische Aufgaben mit e iner Bearbei­
tungszeit von jeweils fünf Stunden zu bearbeiten. § 13 Abs. 4 bis 7 gilt entsprechend. 

(3) Es sind zu fertigen: 
a) vier Aufgaben aus dem Zivilrecht, 
b) zwei Aufgaben aus dem Strafrecht, 
c) zwei Aufgaben aus dem Öffentlichen Recht. 

D ie Aufgaben haben in angemessenem Umfang Rechtsgestaltung und Rechtsbera­
tung zum Gegenstand. 

(4) Für die Bewertung gelten §§ 14 und 15 entsprechend. 

§ 51 Prüfungsstoff 

(1) In der schriftlichen Prüfung umfass t der Prüfungsstoff: 
1. Bürgerliches Recht 

- die drei ers ten Bücher des Bürgerlichen Gesetzbuchs nUt den besonderen 
Ausprägungen im Straßenverkehrsgesetz; 

- aus dem Familienrecht: Wirkungen der Ehe im A llgemeinen, gesetzliches 
Güterrecht, Ehescheidung mit Unterhalts- und Sorgerecht, Abstammung, 
Verwandtschaft und Unterhaltspflicht unter Verwandten , gesetzliche Vertre­
tung von Kindern; 

- aus dem Erbrecht: gesetzliche Erbfolge, Verfügungen von Todes wegen, 
Annahme. und Ausschlagung der Erbschaft , Erbenhaftung, Erbengemein­
schaft, Pfhchttedsrecht, E rbschein; 

2. aus dem Handelsrecht: 

Kaufleute, Publizität des Handelsregisters, Handelsfirma, Prokura und Hand­
lungsvollmacht, allgemeine Vorschriften über Handelsgeschäfte, Handelskauf; 

3. aus dem Gesellschaftsrecht: 

Recht der OHG und der KG, aus dem Recht der Kapitalgesellschaften die 
Ernchtung, Vertretung und Geschäftsführung der GmbH; 

4. aus dem Arbeitsrecht: 

Rechtsqu.ellen u.nd Gestal~ungsformen , Begründung, Inhalt und Beendigung 
~es Arbe~tsve~h~ltn~sses, mlt ~estandsschutz, Leistungsstörungen und Haftung 
m Arbeltsvel ha ltl11s, emschheßhch der zugehörigen Regelungen aus dem 
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Tarifvertragsrecht und Betriebsverfassungsrecht, im Überblick: das arbeitsge­
richtliche Verfahren (Urteilsverfahren) ; 

5. aus dem Interna tionalen Privatrecht im Überblick: 
Allgemeiner Teil, Kollisionsnormen des EGBGB; 

6. Zivilverfahrensrecht und Insolvenzrecht: 
_ Zivilprozessordnung (ohne Aufgebotsverfahren und schiedsrichterliches 

Verfahren), gerichtsverfassungsrechtliche Grundlagen; 
- im Überblick: Verfahrenskosten; 
_ aus der freiwilligen Gerichtsbarkeit im Überblick: Grundbuch- , Nachlass-

und Vormundschaftssachen; 
_ aus dem Recht der Zwangsversteigerung im Überblick: Rangordnung der 

Rechte, Anordnung der Versteigerung, geringstes Gebot, Gegenstand der 

Versteigerung, Zuschlag; 
_ im Überblick: Insolvenzordnung (ohne Verfahrensvorschriften), Anfech-

tungsgesetz; 
7. Strafrecht: 

a) Allgemeiner Teil des Strafrechts; 
b) aus dem Besonderen Teil des Strafgesetzbuchs. 

die Abschnitte 6, 7,9 , 10,14, 16 bis 23 , 27 bis 30; 
8. Strafverfahrensrecht , Ordnungswidrigkeiten: 

_ Gerichtsverfassungsrechtliche Grundlagen; 
- aus dem Strafprozessrecht: 

1.-3. Buch der Strafprozessordnung sowie das Strafbefehlsverfahren; 
_ aus dem Recht der Ordnungswidrigkeiten im Überblick: 

1. Teil und 2. Teil (1.-8. Abschnitt) des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten; 

- im Überblick: Verfahrenskosten ; 
9. Öffentliches Recht: 

_ Verfassungsrecht (ohne Staatsorganisationsrecht, Finanzverfassungsrecht 

und Notstandsverfass ungsrecbt) ; 
_ Allgemeines Verwaltungsrecht, allgemeines Verwaltungsverfahrensrecht, 

Verwaltungsvollstreckungsrecht; 
- aus dem Besonderen Verwaltungsrecht: 

Polizeirecht, Baurecht, Kommunalrecht (ohne Kommunalwahlrecht und 
Kommunalabgabenrecht) , Straßenrecht, 
im Überblick: Ausländerrecht, Naturschutzrecht, Wasserrecbt, Kreislauf­
wirtschafts- und Abfallrecht, Immissionsschutzrecht, Bodenschutzrecht; 

10.Yerwaltungsprozessrecht (ohne gerichtsverfassungsrechtliche Fragen und 

ohne Rechtsmitte l); 
l1.Anwaltsrecht ; 
12.aus dem Europarecht im Überblick: 

Rechtsquellenlehre des E uropäischen Gemeinschaftsrechts, Organe und 
H andlungsformen der E uropäischen Gemeinschaft, Grundfreiheiten des EG­

Vertrags und ihre Durchsetzung. 
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(2) Gegenstand der mündlichen Prüfung ist der Prüfungsstoff nach Absatz 1. Prü­
fungsstoff des Prüfungsabschnitts im Schwerpunkt ist hauptsächlich 

1. im Scbwerpunktbereich Justiz: 
Familien- und E rbrecht mit e inschlägigem Verfahrensrecht; 

2 .im Schwerpunktbereich Rechtsanwalt: 
Anwaltsrecht mit den Gegenständen nach § 59 BRAO, Streitschlichtung; 

3. im Schwerpunktbereich Wirtschaft: 
Handels- und Gesellschaftsrecht, 
im Überblick: Wettbewerbs- und Kartellrecht; 

4. im Schwerpunktbereich Verwaltung: 
Umweltverwaltungsrecht (allgemeine Lehren, Immissionsschutzrecht, Natur­
schutzrecbt, Wasserrecht , Kreislaufwirtschafts- und Abfa llrecht, Bodenschutz­

recht) ; 
5. im Schwerpunktbereich Arbeit: 

Individual- und Kollektivarbeitsrecht, Arbeitsgerichtsgesetz; 
6. im Schwerpunktbereich Soziale Sicherung: 

Sozialversicherungsrecht e inschließlich Arbeitslosenversicherung, 
im Überblick: Verwaltungsverfahren und Sozialgerichtsgesetz; 

7. im Schwerpunktbereich Steuern: 
Steuerrecht und Bilanzrecht; 

8. im Schwerpunktbereich E uroparecht: 
Recht der E uropäischen Gemeinschaften, 
im Überbhck: Völkerrecht; 

9. im Schwerpunktbereich Internationales Privatrecht: 
Inte rn ationales Privatrecht, 
im Überblick: das internationale Zivilprozessrecht. 

(3) § 8 Abs. 4 gilt entsprechend . 

(4) Andere Rechtsgebiete dürfen im Zusammenhang mit dem Prüfungsstoff nach 
den Absätzen 1 und 2 geprüft werden, wenn sie in der Praxis typischerweise in die­
sem ZusanUllenhang auftreten oder soweit lediglich Verständnis und Arbeitsmetho­
de festgestellt werden sollen und E inzelwissen nicht vora usgesetzt wird. 

§ 52 Ausschluss von der mündlichen Prüfung 

Mündhch geprüft wird, wer 

1. in der schriftlichen Prüfung eine Durcbschnittspunktzahl gemäß § 54 Abs. 2 Sa tz 2 
Nr. 1 von mindestens 3,75 Punkten und 

2. in mindestens vie r Aufsichtsarbeiten 4,0 oder mehr Punkte erreicht hat. 

Wer diese Voraussetzungen nicht erfü llt , ist von der mündlichen Prüfung ausge­
schlossen und hat die Prüfung nicht bestanden. 
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§ 53 Mündliche Priifung 

(1) Vor der mündlichen Prüfung wird das Ergebnis der schriftlichen Prüfung mitge­
te ilt. 

(2) Die mündliche Prüfung umfasst einen Aktenvortrag und je e inen Prüfungsab­
schnitt im Z ivilrecht, Strafrecht , Öffentlichen Recht sowie in e inem Schwerpunktbe­
reich. 

(3) D er Prüfungsausschuss besteht aus dem Vorsitzenden , e inem Prüfer für jeden 
Prüfungsabschnitt und dem Berichte rstatter für den A ktenvortrag; einer der Prüfer 
kann Berichte rstatter se in . § 17 Abs. 3 Sätze lund 4 und Abs. 4 gelten entsprechend . 

(4) Die D auer der mündlichen Prüfung soll so bemessen sein , dass jeder Kandidat 
ohne den Aktenvortrag etwa 40 Minuten geprüft wird. Regelmäßig werden drei 
Kandida ten zusammen geprüft. Mehr als vie r Kandidaten dürfen nicht zusammen 
geprüft werden . 

(5) Zur Vorbere itung des Aktenvortrags werden dem Kandidaten die Akten 11
/4 

Stunden vor Beginn der mündlichen Prüfung ausgehändigt; § 13 Abs. 7 gilt entspre­
chend . Die D auer des Vortrags soll zehn Minuten nicht überschre iten. D er Vortrag 
kann aus dem G ebiet des Zivilrechts, des Strafrechts oder des öffentlichen Rechts 
gewählt werden. Die Hilfsmitte l für die Vorbere itung des Vortrags bestimmt das 
La ndes j ustizp rü fungsa 111 t. 

(6) D er Prüfungsausschuss bewertet die Leistungen im Aktenvortrag und in jedem 
Prüfungsabschnitt mit einer Note und Punktzahl nach § 15. § 18 Abs.l Sa tz 2 gilt ent­
sprechend. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(7) R echtsreferendaren und anderen Personen, die e in berechtigtes Inte resse haben, 
kann das Landesjusti zprü fungsamt die Anwesenheit bei de r mündlichen Prüfung mit 
Ausnahme des Aktenvortrags, der Beratung und de r Bekanntgabe des Prüfungser­
gebnisses gestatten. 

§ 54 Gesamtnote 

(1) Im Anschluss an die mündliche Prüfung berät der Prüfungsausschuss über das 
E rgebnis der Prüfung und setzt die Gesamtnote fest. 

(2) Grundlage der Festsetzung sind die E inzelleistungen in der schriftlichen und 
mündlichen Prüfung. Hierbei sind zu berücksichtigen 

1. mit e inem Anteil von 70 vom Hundert die ohne Rundung auf zwei Dezimal­
ste llen errechne te Durchschnittspunktzahl der schriftlichen Prüfung, zu deren 
Berechnung das Durchschnittsergebnis der be iden öffe ntlich -rechtlichen Auf­
sichtsa rbeiten de r Gesamtpunktzahl aus den acht Aufs ichtsa rbe iten hinzuge­
rechnet und die Summe durch neun geteilt wird , 

2. mit e inem Ante il von 30 vom Hundert die ohne Rundung auf zwei D ezimal­
stellen errechne te Durchschnittspunktzahl de r mündlichen Prüfung, zu de ren 
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Berechnung die G esa mtpunktzahl für den A ktenvortrag und für die vier Prü­
fun gsa bschnitte durch die Z ahl fün f geteilt wird . 

Das E rgebnis ist ohne Rundung auf zwei Dezimalste llen zu errechnen (Durch­
schniltspunktza hl der Prüfung). D er Prüfungsausschuss ka nn die Durchschnitts­
punktzahl bestä tigen oder von ihr bis zu einem Punkt nach oben oder nach unten 
abweichen, wenn die Abweichung aufgrund des Gesa mteindrucks, den der Prü­
fun gsausschuss von den Leistungen in der Prüfung und im Vorbereitungsdienst 
gewonnen ha t, den Leistungss tand besser kennzeichne t und die Abweichung auf das 
Bestehen de r Prüfung keinen E influss ha t (Endpunktzahl) . § 18 A bs. 1 Satz 2 gilt ent­
sprechend . Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschl ag. 
(3) § 19 Abs. 3 und 4 und § 20 gelten entsprechend . 

§ 55 Rücktritt 

(1) Wird de r Z ulassungsantrag zum maßgeblichen Prüfungstermin nicht gestell t oder 
erfolgt e in Rücktritt nach Zulassung zur Prü fung, gilt § 12 entsprechend. 

(2) Genehmigt das Landesjustizprüfungsamt den Rücktritt von der schrift lichen 
Prüfung, wird die Ausbildung im Vorbere itungsdi enst bis zu r Nachholung der Auf­
sichtsa rbe iten unte rbrochen, fa Lls nicht die Z uweisung in die Wahlstation beantragt 
wird . In beiden Fä llen sind die Aufs ichtsarbe iten in dem nächsten Prüfungstermin zu 
fe rti gen. 

(3) § 18 Abs. 2 gilt entsprechend . 

§ 56 Prüfungszeugnis; Akteneinsicht 

(1) D as Landesjustizprüfungsa mt e rte ilt bei Bestehen der Prüfung e in Zeugnis mit 
de r e rreichten Gesamtnote und E ndpunktza hl. 

(2) Das Bestehen der Prüfung berechtigt dazu , die Bezeichnung »R echtsassessorin 
(Ass. jur.)« oder »Rechtsassessor (Ass. jur.)« zu führen. 

(3) Innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses kann 
de r Kandidat se ine Prü[ungsakten e insehen. 

§ 57 Platznummer 

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfa hrens werden vom Landesjustizprüfungsamt 
aufgrund de r E ndpunktza hlen Plalznununern festgesetzt. Haben mehrere Kandida­
ten die gle iche E ndpunktza hl , so erha lten sie die gle ichen Platznummern. 

(2) D as Landesjustizprüfungsa mt ste llt ein Zeugnis über die e rreichte Platznummer 
aus. 

§ 58 Täuschungsversuch; Verfahrensfehler 

(I) Bei e ine m Täuschungsversuch gilt § 24 entsprechend . 

(2) Bei Verfahre nsfehle rn gilt § 25 entsprechend . 

183 



§ 59 Wiederholung der Prüfung 

(1) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie e inmal wiederholen. Die Prüfung 
ist vollständig zu wiederholen, in den Fällen des § 47 Abs. 1 Nr. 5 im nächsten Prü­
fungstermin , in de n anderen Fällen spätestens im übernächsten Prüfungste rmin . 
E in Wechsel des Schwerpunktbereichs ist ausgeschlossen. Wird E rgänzungsvorbe­
re itungsdienst abgeleistet, bestimmt der Präsident des Oberlandesgerichts die Aus­
bildungsstellen , an die e ine Zuweisung zur weiteren Ausbildung erfo lgt; der Rechts­
referendar kann auch mit Dienstgeschäften be traut werden .. D er E rgänzungsvorbe­
reitungsdienst da uert längstens bis zur A blegung der Wiederholungsprüfung im 
übern ächsten Prüfungste rmin . Verzögert sich die Prüfungste ilnahme, erfolgt die E nt­
lassung aus dem E rgänzungsvorberei tungsdienst. 

(2) Auf Antrag kann e ine zweite Wiederholung der Zweiten juristischen Staats­
prüfung gestatte t werden, wenn der Kandidat in der Wiederholungsprüfung eine 
E ndpunktzahl oder im Falle des § 52 Satz 2 e ine Durchschnittspunktzahl in der 
schri ftlichen Prüfung von mindestens 3,75 erre icht hat und wenn infolge e iner außer­
gewöhnlichen Behinderung des Kandidaten in der Wiederholungsprüfung e in 
besonderer Härtefa ll vorliegt. Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach 
E röffnung des E rgebnisses der Wiederholungsprüfung zu ste llen. Die Gestattung 
der zweiten Wiederholung kann von der Erfüllung von Auflagen abhängig gemacht 
werden. Das Landesjustizprüfungsamt bestimmt den Prüfungste rmin , in dem die 
zweite Wiederholungsprüfung abzulegen ist. 

§ 59 a Notenverbesserung 
Wer die Zweite juristische Staa tsprüfung bei e rstmaliger Teilnahme in Baden­
Württemberg bestanden hat, kann die Prüfung zur Verbesserung der Note spätestens 
in der übernächsten Prüfung e inmal wiederholen. Wird in der Notenverbesserungs­
prüfung eine höhere Punktzahl e rre icht, so erteilt das Landesjustizprüfungsa mt e in 
Zeugnis (§ 56 A bs. 1). § 23 Abs. 2 und § 59 Abs. 1 Satz 3 gelten entsprechend . 

5. A BSCHNITT 

Schlussbestimmungen 

§ 60 Anrechnung von Ausbildungszeiten 

E ine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung für die Laufbahn des Rechtspflegers, 
des Bezirksnotars oder des gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienstes kann 
auf Antrag bis zu sechs Monaten auf den Vorbereitungsdienst angerechnet werden. 
Die E ntscheidung tri fft das Landesjustizprüfungsamt, im Falle einer A nrechnung auf 
die Ausbildung in der Verwaltung im E invernehmenmlt dem Innenministerium. 
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§ 61 Abweichende Regelungen 

Das Justizministe rium kann im E invernehmen mit dem Illllenm.inisterium über Rei­
henfolge, Dauer und Ausbildungsste llen der Ausbildungsa bschnitte e ine von § 41 
Abs. 1 und § 42 Abs. 1 abweichende Bestimmung treffen, wenn dies wegen der Zahl 
der benötigten Ausbildungsplätze oder wegen der Zuweisung an die H ochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer, an e ine rechtswissenschaft liche Fakultä t nach 
§ 42 Abs. 3 ode r an e ine überstaa tliche oder zwischenstaa tliche Eimichtung, insbe­
sondere an e in Orga n der E uropäischen Gemeinschaften, erforderlich ist. 

§ 62 Übergangsvorschrift 

(J) Für Studierende, die vor dem Wintersemeste r 2003/2004 das Studium aufge nom­
men haben und spä testens im Herbstte rmin 2006 erstmals an der E rsten juristischen 
Staa tsprÜfung te ilnehmen, find en die bis zum Inkrafttre ten dieser Verordnung gel­
tenden Vorschri ften zur E rsten juristischen Staa tsprüfung Anwendung. In diesen 
Fälle n ge lten jedoch § 23 Abs. 1 Satz 2 sowie § 9 Abs. 3 Sa tz 1 und A bs. 5 entspre­
chend. Letztmalig kann die E rste juristische Staa tsprÜfung nach den bis zum Inkraft­
tre te n dieser Verordnung ge ltenden Vorsclll'iften zum Herbsttermin 2007 wiederholt 
werde n. In Ausnahmefällen kann das Landesjustizprüfungsa mt auf Antrag des Kan­
didaten die Fristen der Sä tze 1 und 3 verlängern ; zu le tzt kann die Teilnahme an der 
Ersten juristischen Staatsprüfung nach den bis zum In krafttre ten dieser Verordnung 
geltenden Vorschri ften im Frühj ahrstermin 2009 gestattet werden, wenn dies zur 
Verme idung e ine r außergewöhnlichen und unverschuldeten H ärte erforderlich ist. 

(2) Für Rechtsrefe rendare, die den Vorbereitungsdienst vor dem 1. Oktober 2002 
angetre ten haben, find en bei planmäßigem Verl auf der Ausbildung hinsichtlich des 
Vorbereitungsdienstes und der Z weiten juristischen Staa tsprÜfung bis zum H erbst­
te rmin 2005 die bis zum lnkrafttre ten dieser Verordnung geltenden Vorschriften 
Anwendung. Verzögert sich die planmäßige Ausbildung dieser Rechtsreferendare 
bestimmt der Präsident des Oberlandesgerichts D auer und Reihenfo lge der Sta ti o~ 
ne n. 

(3) Für Rechtsreferendare, die den Vorbereitungsdienst in der Zeit zwischen dem 1. 
<?ktober ~002 und dem 1. Juli 2003 antre ten, wird auf Antrag die Dauer der Wahlsta­
tIon aur vIer Monate verlängert und die Pflichtsta tion Rechtsanwalt II auf 3? Mona­
te ve rkürzt. 

(4) F ür die Z weite juristische Staa tsprÜfung bis einschließlich zum Frühj ahrstermin 
2006 gilt: 

1. A bweichend von § 50 A bs. 2 und 3 sind insgesamt sieben Aufga ben, davon dre i 
aus dem Z Ivilrecht, zu fe rtige n; 

2. abweichend von § 52 Sa tz 1 NI'. 2 wird münd lich geprüft, wer in mindes tens dre i 
AufsIchtsarbeiten, davon in mindestens einer zivilrechtlichen 4 0 oder mehr 
Punkte erre icht ha t; , , 

185 



3. abweichend von § 54 Abs. 2 Satz 2 NI. 1 wird die Durchschnittspunktzahl der 
schriftlichen Prüfung errechnet, indem die Gesamtpunk tzahl aus den sieben 
Aufsichtsarbeiten bestimmt und die Summe durch sieben geteilt wird. 

Absatz 2 bleibt unberührt. 

(5) Eine Wiederholung der Zweiten juristischen Staatsprüfung zur Verbesserung der 
Note im Sinne des § 59 a ist erstmals zum Herbsttermin 2006 möglich. Absätze 2 und 
4 finden insoweit keine Anwendung. 

§ 62 a Gestufte Kombinationsstudiengänge 

(1) Die Vorschriften des AbscllI1itts 2 Unterabschnitt 5 dienen der Erprobung gestuf­
ter Kombinationsstudiengänge. Sie können zur Erprobung an der Universität Mann­
heim genehmigt werden. Das Landesjustizprüfungsamt führt die zur Beurteilung 
gestufter Kombinationsstudiengänge erforderlichen Untersuchungen durch . 

(2) Die Vorschriften des Abschnitts 2 Unterabschnitt 5 tre ten mÜ Ablauf des 30. 
April 2019 außer Kraft. Wer zu diesem Zeitpunkt das Studium in einem genehmig­
ten gestuften Kombinationsstudiengang aufgenommen hat, kann das Studium nach 
den für diese Studiengänge geltenden Vorschriften beenden. 

§ 63 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2002 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Juristenausbildungs- und Prüfungsordnung in der Fassung vom 7. Mai 1993 (GBI. 
S. 314), zule tzt geändert durch Verordnung vom 25. September 2000 (GBI. S. 665) , 
außer Kraft. 

Stuttgart, den 8. Oktober 2002 

Prof. Dr. Goll 
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Vorlesungsdauer: 

Vorlesungsfrei: 

Hinweise 

14. April 2009 bis 24. Juli 2009 
(Erstsemester ab dem 30.03.09) 

21. Mai (Christi Himmelfahrt) / 1. Juni (Pfingstmontag) / 
] 1. Juni (Fronleichnam) 

Studien einführung für Erstsemester: 
Rechtswissenschaft (Jura) E rste Juristische Prüfung: 
Mo, 30.03.2009, 11.00-13.00 Uhr NUni HS 13. 

B.A.-Begleitfach Öffentliches Recht: Montag, 30.03.2009, 
14-16 Uhr Hörsaal des Juristischen Seminars .. 

Dekanat: Friedrich-Ebert-Anlage 6-10, Zi . 013 
Frau Thum, Telefon 54-7631 
Sprechzeiten: Mo-Fr 10.00-12.00 Uhr 

Studienberatung: 

Hallptfach: Herr Dr. Daniel Kaiser (Leiter des Prüfungsamts) und 
Frau Christina Kreckel (Zi. 015 und 016): 
Montags, 09.00-11.00 und 14.00-16.00 Uhr 
Dienstags, 09.00-11.00 
Donnerstags, 09.00-11.00 und 14.00-16.00 Uhl' 

Hallptfach, Neben-, Beg!eil- und Wah!pflichtfach (M.A. , HA. , Dip!.): 

Herr Martin Wolthusen: 
Dienstags und mittwochs, 09.00-11.00 Uhr (Zi . 016) 

BAFöG: Aussch ließlich Dr. Rainer Keil: 
Montags und donnerstags, 09.00-11.00 Uhr (Zi. 011) . 

Promotion: Klärung des Ablaufs und der Formalia: 
Frau Mart ina Thum: Täglich, 08.30-12.30 Uhr und 
montags, dienstags und donnerstags, 15.00-17.00 Uhr (Zi. 013). 

Beratung: 

LL.M.: 

Prüfungsamt: 

LL.M.-Studiengang: 

Dr. Rainer Keil: 
Montags und donnerstags, 09.00-11.00 Uhr (Zi. 011). 

Dr. Rainer Keil: 
Montags und donnerstags, 09.00-11.00 U hr (Zi. 011). 

Dr. Daniel Kaiser, Leiter des Prüfungsamtes 
Frau Zdunek, Zi. 006, Telefon: 54-7440 

Frau Weber, Z i. 008, Telefon: 54-7444 
Sprechzeiten: Mo 10.00-12.00 u. 13.00-15.00 Uhr 

sowie Di , Mi u. D o 10.00-12.00 Uhr 
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Erasmus-/Montpellier-Sprechstunden: (Institutsgebäude Augustinergasse 9) 
siehe gesonderten Aushang lind unter: http://www.jura-hd .de/erasmus 

Gleichstellungsbeauftragte der Juristischen Fakultä t: 
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Frau Dr. Nika Witteborg 
Institutsgebäude Augustinergasse 9 
Zimmer 44, Telefon : 54-2738 
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Einlageblatt zum Studienführer Stand Februar 2009 

Stand: 29.09.2009 

I. Neue Kurzbeschreibung des Schwerpunktbereichs 3: 
Deutsches und europäisches Verwaltungsrecht 

Verantwortliche Dozenten 

• Prof. Dr. Wolfgang Kahl (Sprecher) 

• Prof. Dr. Ute Mager 

Kurzbeschreibung 

Der Schwerpunktbereich 3 (Deutsches und europäisches Verwaltungsrecht) bietet 
interessierten Studierenden in besonderem Maße die Möglichkeit, Kenntnisse im 
Pflichtfachstoff des öffentlichen Rechtes zu vertiefen und zu erweitern. 
Dementsprechend ist die Perspektive auf spätere berufliche Tätigkeitsbereiche 
breit angelegt. Sie reicht von der Arbeit als Richter oder Anwalt bis zur 
Beschäftigung in der Verwaltung, Unternehmen sowie Verbänden auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene. 

Prüfungsanforderungen 

Es ist lehrveranstaltungsbegleitend eine Studienarbeit zu verfassen. Die 
Bearbeitungszeit beträgt 4 Wochen. Weiterhin sind eine Klausur sowie eine 
mündliche Prüfung abzulegen. Die mündliche Prüfung findet am selben Tag wie 
die mündliche Prüfung im Staatsexamen statt. 

Studienplan 

1. Vorlesungen 

• Umweltrecht 2 SWS [K) 

• Raumplanungs- und Baurecht 2 SWS [K) 

• Europäisches Verwaltungsprozessrecht (EGV und EMRK) 2 SWS [K) 

• Europäisches und internationales Verwaltungsrecht 2 SWS 

• Allgemeine Staatslehre 2 SWS 

[kJ = klausurrelevante Veranstaltung; SWS = Semesterwochenstunde 

2. Schlüsselqualifikationsveranstaltung wahlweise 

• Richterliche Verhandlungspraxis im Verwaltungsprozess 

• Die Rolle des Anwalts im Verwaltungs- und verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren sowie bei der außergerichtlichen Streitbeilegung (jeweils) 2 
SWS 

3. Seminar 

Die Seminararbeit kann in allen Teilrechtsgebieten des Öffentlichen Rechts 
einschließlich der dazugehörigen Grundlagendisziplinen angefertigt werden. 3 SWS 

4. Weitere Angebote 

• AG im Europäischen Verwaltungs-, Planungs- und Umweltrecht 2 SWS 
(http://www.jura-hd.de/kahl/arbeitsgemeinschaften.html) 

• Kolloquium zu aktueller Rechtsprechung 1 SWS 

• Probeexamen 

Anhang: Prüfungsgegenstände des Schwerpunktbereichs 3 

I. Prüfungsstoff aus den Pflichtfächern, der im Schwerpunktbereich vertieft wird: 

1. Allgemeines Verwaltungsrecht 
a) Verfassungsrechtliche Grundlagen 
b) Handlungsformen 
c) Grundsätze des Verwaltungsverfahrens 

2. Verwaltungsprozessrecht 
a) Prozessgrundsätze 
b) Klagearten und Widerspruchsverfahren 
c) Vorläufiger Rechtsschutz 

3. Baurecht 
a) Eingriffs- und Anspruchsgrundlagen der LBO 
b) Planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben (§§ 29 - 36 BauGB) 
c) Grundlagen der Bauleitplanung (§§ 1-13a, 214 - 216 BauGB) 

4. Europarecht 
a) Organisation 
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b) Handlungsformen 
c) Grundkenntnisse Marktfreiheiten 
d) Europäische Grundrechte 

11. Spezifischer Prüfungsstoff des SB 3 

1. Raumordnungsrecht 
a) ROG 
b) Landesplanungsgesetz BW 

2. Umweltrecht 
a) Umwelteuropa- und Umweltverfassungsrecht 
b) Prinzipien und Instrumente des Umweltrechts 
c) Immissionsschutzrecht (BlmSchG) 
d) Naturschutzrecht (BNatSchG, LNatSchG) 

3. Europäisches Prozess recht 
a) Verfahren vor der EU-Gerichtsbarkeit 
b) Verfahren vor dem EGMR 
c) Einwirkungen des Europarechts auf die VwGO 

4. Europäisches Verwaltungsrecht (nur mündliche Prüfung) 
a) Prinzipien, Verfahren, Handlungsformen und Haftung im Europäischen 

Verwaltungsverbund 
b) Beihilfenkontrolle (Art. 87- 89 EG und VerfVO) 

11. Neuer Studienplan des Schwerpunktbereichs 4 
("Arbeits- und Sozialrecht") 

Der im Studienführer ab Seite 121 veröffentlichte Text des Studienplans ist in den 
Prüfungsanforderungen gültig für Studierende, die bis zum Sommersemester 2009 
mit dem Studium des SB 4 begonnen haben und die Prüfungen bis spätestens 
Sommersemester 2012 ablegen werden. Es wird darauf hingewiesen, dass ab dem 
Sommersemester 2010 mit gemeinsamen mündlichen Prüfungen der Dozenten im 
Arbeits- und Sozialrecht gerechnet werden muss. 
Für Studierende, die den SB im Wintersemester 2009/2010 gewählt haben, ist 
folgende Darstellung des Schwerpunktbereichs relevant: 

[k] = klausurrelevante Veranstaltung; SWS = Semesterwochenstunde 

Allgemeine Beschreibung des Schwerpunktbereichs 

Ziel des Schwerpunktbereichs 4 ist es, junge Juristen und Juristinnen auf das 
besonders wichtige Gebiet des Arbeits- und Sozialrechts gründlich vorzubereiten. 
Diese Rechtsgebiete betreffen weite Teile der Bevölkerung, weil es etwa 4 Mio. 
Arbeitgeber und 30 Mio. Arbeitnehmer gibt, die zudem vom 
Sozialversicherungsrecht erfasst sind. Darüber hinaus findet das Sozialrecht für 
über 20 Mio. Rentner und etwa 10 Mio. Arbeitslose und Hartz IV-Empfänger 
Anwendung. Damit wird von den Gebieten des Arbeits- und Sozialrechts praktisch 
die ganze Bevölkerung direkt oder indirekt erfasst. Berufsfelder gibt es namentlich 
in der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit sowie in der Anwaltschaft als Fachanwalt 
für Arbeitsrecht bzw. Fachanwalt für Sozialrecht, die in praktisch allen größeren 
Kanzleien vertreten sind. Daneben braucht man ArbeitsrechtIer in größeren 
Unternehmen, bei Wirtschaftsverbänden, Arbeitgeberverbänden und 
Gewerkschaften. 

Dogmatisch reizvoll ist das Arbeitsrecht zunächst aufgrund seiner Verwurzelung 
im vertraglichen Schuldrecht des BGB; dessen Grundprinzipien müssen sich in der 
besonderen Situation eines existenziell bedeutsamen Dauerschuldverhältnisses 
bewähren und sind ggf. fortzuentwickeln. Darüber hinaus finden sich im 
Arbeitsrecht mit dem Arbeitskampf, dem Tarifvertrag und der Betriebsverfassung 
Rechtsinstitute besonderer Art, die nicht nur für die ökonomische und soziale 
Wirklichkeit unseres Gemeinwesens, sondern auch für das Grundverständnis 
unserer Wirtschafts- und Arbeitsverfassung von entscheidender Bedeutung sind. 
Mit dem Blick auf die Systeme der sozialen Sicherung komplettiert das Sozialrecht 
dieses Bild. Dogmatisch interessant ist dieses Teilgebiet des Schwerpunktbereichs 
dabei nicht nur aufgrund seiner Querverbindungen sowohl zum öffentlichen als 
auch zum Privatrecht. Es eröffnet v.a. die vertiefte Beschäftigung mit dem 
besonderen, durch spezifische Rechtsgrundsätze geprägten Zweig der 
Leistungsverwaltung. Beide Teilgebiete, das Arbeits- und Sozialrecht sind heute in 
weitem Umfang bereits europarechtlich geprägt. Auch dies bringt spannende 
dogmatische Probleme mit sich und verschafft die Möglichkeit zur Vertiefung 
allgemeiner methodischer Fertigkeiten. 
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Der Prüfungs umfang im Schwerpunktbereich 4 umfasst grundsätzlich beide 
Teilgebiete, das Arbeits- und Sozialrecht. Allerdings besteht in gewissen Grenzen 
die Möglichkeit, einen Schwerpunkt im Schwerpunkt zu bilden: Bei der 
Studienarbeit sind die Studierenden im Rahmen der Kapazitäten frei, in welchem 
Teilbereich sie die Arbeit anfertigen möchten. Die Klausur wird ab dem 
Sommersemester 2012 grundsätzlich abwechselnd aus dem Arbeits- oder dem 
Sozialrecht gestellt werden (Semesterturnus). Welches Teilgebiet jeweils betroffen 
ist, wird mit einem Vorlauf von mindestens drei Semestern angekündigt werden. 
Für die mündliche Prüfung gilt Folgendes: Wurden beide schriftlichen Leistungen in 
einem Teilgebiet erbracht, wird mündlich zwingend im anderen Teilgebiet geprüft. 
Wurden mit den schriftlichen Leistungen bereits beide Teilgebiete abgedeckt, 
besteht für die mündliche Prüfung ein Wahlrecht, das durch Anzeige des zu 
prüfenden Teilgebiets gegenüber dem Prüfungsamt ausgeübt werden kann. In 
beiden Teilgebieten gilt für die mündliche Prüfung ein gegenüber den 
Klausuranforderungen reduzierter Stoffumfang (s. Anhang). 

Studienplan (ab voraussichtlich SoSe 2010) 

1. Vorlesungen 
- Kollektives Arbeitsrecht I (insbes. Tarifvertrags- und Arbeitskampfrecht) 

2 SWS [K] 
- Kollektives Arbeitsrecht 11 (insbes. Betriebsverfassungsrecht) 

- Europäisches Arbeitsrecht 

- Sozialrecht I 

- Sozialrecht 11 

- Arbeitsprozessrecht 

- Methodenlehre 

2. Schlüsselqualifikationsveranstaltungen 

1 SWS [K] 

1 SWS [K] 

2 SWS [K] 

2 SWS [K] 

1 SWS [K] 

2SWS 

2SWS 

[k] = klausurrelevante Veranstaltung; SWS = Semesterwochenstunde 

wahlweise 
- Streitschlichtung und Mediation 
- Arbeitsrechtliche Gestaltung und Beratung 

3. Seminar 
ArbR, SozR oder Methodenlehre 

2SWS 

4. Weitere Angebote 
- AG/Übung im Arbeitsrecht 

2SWS 
- AG/Übung im Sozialrecht 

2SWS 
- Probeexamensklausur im Arbeitsrecht 

1SWS 
- Probeexamensklausur im Sozialrecht 

1SWS 
- Vorlesung/Kolloquium zum Restrukturierungsrecht 

1SWS 

Anhang 

A. Prüfungsgegenstände im Arbeitsrecht 

I. Klausur 
Prüfungsrelevante Pflichtfach vertiefung: Grundlagen des Arbeitsrechts und 
Individualarbeitsrecht, insbes. : Geschichte und Rechtsgrundlagen des 
Arbeitsrechts, Akteure im Arbeitsrecht, Begründung des Arbeitsverhältnisses, 
Inhalt des Arbeitsverhältnisses (insbes. Rechte und Pflichten der 
Arbeitsvertragsparteien), Beendigung des Arbeitsverhältnisses (inbes. Kündigung 
und Kündigungsschutz). 

Zusätzlicher Prüfungsstoff: Kollektives Arbeitsrecht (Betriebsverfassungs-, 
Koalitions-, Tarifvertrags- und Arbeitskampfrecht), europäisches Arbeitsrecht sowie 
die Grundzüge des arbeitsgerichtlichen Verfahrens. 
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11. Studienarbeit 
Wie Klausur. 

111. Mündliche Prüfung 

Kollektives Arbeitsrecht (Betriebsverfassungs-, Koalitions-, Tarifvertrags- und 
Arbeitskampfrecht), europäisches Arbeitsrecht sowie die Grundzüge des 
arbeitsgerichtlichen Verfahrens. 

B. Prüfungsgegenstände im Sozialrecht 

I. Klausur 

Begriff und Rechtsquellen des Sozialrechts, insbesondere verfassungsrechtliche 
und europarechtliche Vorgaben. Rechtsschutz im Sozialrecht. Träger, Organisation 
und Finanzierung der Sozialversicherung. Verfahren der Gewährung von 
Sozialleistungen. Die gesetzliche Krankenversicherung (SGB V, insbes.: 
gesetzliche und private Krankenversicherung, Kreis der Versicherten, 
Versicherungsfall , Leistungs- und Leistungserbringungsrecht). Die gesetzliche 
Unfallversicherung (SGB VII, insbes.: Kreis der Versicherten, Versicherungsfälle, 
Leistungen, Haftungsfreistellungen). Die Arbeitsförderung (SGB 111, insbes.: Kreis 
der Versicherten, Entgeltersatzleistungen). Die Grundsicherung für 
Arbeitssuchende (SGB 11, insbes.: Leistungen, Verhältnis zur Sozialhilfe, SGB XII). 
Die gesetzliche Rentenversicherung im Überblick (insbes.: unterschiedliche 
Formen der Vorsorge, Grundprinzipien de Rentenleistungen nach SGB VI). Die 
soziale Pflegeversicherung im Überblick (SGB XI, insbes. : soziale und private Pfle­
geversicherung, Feststellung der Pflegebedürftigkeit, Leistungen). 

11. Studienarbeit 
Wie Klausur. 

111. Mündliche Prüfung 

Begriff und Rechtsquellen des Sozialrechts, insbesondere verfassungsrechtliche 
und europarechtliche Vorgaben. Träger, Organisation und Finanzierung der 
Sozialversicherung. Verfahren der Gewährung von Sozialleistungen. Die 

[k) = klausurrelevante Veransta ltung; SWS = Semesterwochenstunde 

gesetzliche Krankenversicherung (SGB V, insbes.: gesetzliche und private 
Krankenversicherung, Kreis der Versicherten, Versicherungsfall, Leistungs- und 
Leistungserbringungsrecht). Die gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII, insbes.: 
Kreis der Versicherten, Versicherungsfälle, Leistungen, Haftungsfreistellungen). 
Die Arbeitsförderung (SGB 111, insbes.: Kreis der Versicherten, 
Entgeltersatzleistungen). 

Ansprechpartner für den 5PB 4: 

• Prof. Dr. Thomas Lobinger, Schwerpunktbereichssprecher und Teilgebiet 
Arbeitsrecht 

• Prof. Dr. Peter Axer, Teilgebiet Sozialrecht 
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